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Ausländerwahlrecht abgelehnt
Verfassungsgericht rechtfertigt Kolonialstatus der nichtdeutschen Bevölkerung

Das Bundesverfassungsgericht hat das schleswig-holsteini­
sche bzw. das Hamburger Gesetz zur Einführung des Kom­
munalwahlrechts für nichtdeutsche Einwohner der BRD 
für verfassungswidrig erklärt. Es folgte in weiten Teilen 
den reaktionären, rassistischen und revanchistischen Be-

Das Gericht übernimmt in beiden Urtei­
len (1) die Auffassung der CDU/CSU- 
Verfassungsklage. daß der Verfassungs­
grundsatz ..Alle Staatsgewalt geht vom 
Volke aus“ (Art.20 Abs.2 Satz 1 GG) 
..nicht allein den Grundsatz der Volks­
souveränität“ enthalte, sondern auch 
bestimme, „wer das Volk ist“: das 
..Staatsvolk“ der BRD. wie es über 
Art. 116 GG gebildet werde. Art. 20 ha­
be daher nicht zum Inhalt, „daß sich die 
Entscheidungen der Staatsgewalt von 
den jeweils Betroffenen her zu legitimie­
ren haben; vielmehr muß die Staatsge­
walt das Volk als eine zur Einheit ver­
bundene Gruppe von Menschen zu ih­
rem Subjekt haben“. ,

Das Bekenntnis des Gerichts zur 
Volkssouveränität ist also trügerisch. 
Staatsangehörigkeit wird zur Volkszu­
gehörigkeit. Volkszugehörigkeit ist Zu­
gehörigkeit zum „deutschen Volks­
tum“, Volkssouveränität daher Souve­
ränität der Volkszugehörigen — völki­
sche Souveränität — und daher nicht ter­
ritorial begrenzt: „So überläßt das 
Grundgesetz ... die Regelung der Vor­
aussetzungen für Erwerb und Verlust 
der Staatsangehörigkeit und damit auch 
die Kriterien, nach denen sich die Zuge­
hörigkeit zum Staatsvolk des näheren 
bestimmt, dem Gesetzgeber“. Nach 
Art. 116 Abs. 1 GG gehört zum „deut­
schen Volk“, „wer sich in seiner Hei-

Der Tod ist ein Meister aus Deutschland

Über 10000 beteiligten sich am 3. November in Westberlin 
an der Demonstration unter dem Motto „Der Tod ist ein Mei­
ster aus Deutschland“. Viele Transparente richteten sich

gegen aufkommenden Rassismus. Die Demonstration be­
gann mit erheblicher Verspätung weil die Polizei versuchte, 
jeden Demonstranten zu durchsuchen. — (m.b.)

mat „zum deutschen Volkstum bekannt 
hat, sofern dieses Bekenntnis durch be­
stimmte Merkmale wie Abstammung 
Sprache, Erziehung. Kultur bestätigt 
wird“ (Bundesvertriebenengesetz).

Diese Positionen des Gerichts hatte 
die CDU / CSU in der Begründung ihrer 
Normenkontrollklage folgendermaßen 
formuliert: „Auch dem deutschen 
Staats- und Kommunalbürger kommt 
das Wahlrecht nicht zu, damit er seine 
partikularen Interessen möglichst effek­
tiv zur Geltung bringe, sondern deshalb, 
weil er grundsätzlich unausweichlich 
und auf Lebenszeit dem Gemeinwesen 
verhaftet ist“. Das Gericht greift diese 
Position auf und führt aus: „Es trifft 
nicht zu, daß wegen der erheblichen Zu­
nahme des Anteils der Ausländer an der 
Gesamtbevölkerung des Bundesgebietes 
der verfassungsrechtliche Begriff des 
Volkes einen Bedeutungswandel erfah­
ren habe. Hinter dieser Auffassung steht 
ersichtlich die Vorstellung, es entspre­
che der demokratischen Idee, insbeson­
dere dem in ihr enthaltenen Freiheitsge­
danken, eine Kongruenz zwischen den 
Inhabern demokratischer politischer 
Rechte und den dauerhaft einer be­
stimmten staatlichen Herrschaft Unter­
worfenen herzustellen. Das ist im Aus­
gangspunkt zutreffend, kann jedoch 
nicht zu einer Auflösung des Junktims 
(rechtlich unabdingbare Verknüpfung/

gründungen der Verfassungsklage der CDU/CSU. „Volk“ 
im Sinne des Grundgesetzes sei das deutsche Volk, wie es 
Art. 116 GG definiere; und nur dieses besitze das Wahl­
recht. Die Kommunen seien Teil des Staates, Kommunal­
wahlrecht für Nichtdeutsche daher ausgeschlossen.

d. Verf.) zwischen der Eigenschaft als 
Deutscher und der Zugehörigkeit zum 
Staatsvolk als dem Inhaber der Staatsge­
walt führen. Ein solcher Weg ist durch 
das Grundgesetz versperrt.“

Da die Gemeinden Teil des Staatsap­
parates seien, bestimme sich das Wahl­
volk auf Gemeindeebene nach den glei­
chen Kriterien; Kommunalwahlrecht für 
Ausländer sei daher nach der Verfas­
sung ausgeschlossen. — -»

Das Gericht rechtfertigt mit diesen 
Urteilen den Kolonialstatus der in der 
BRD lebenden nichtdeutschen Bevölke­
rung, muntert den Gesetzgeber auf, 
Art. 116 bestehen zu lassen, d.h. die Po­
litik der fünften Kolonnen in den osteu­
ropäischen Staaten und damit über den 
Zugriff auf die dortige Bevölkerung ihre 
Annexionspolitik fortzusetzen, und lei­
stet damit kurz vor den Bundestagswah­
len faschistischen Organisationen Wahl­
hilfe.

- „Daraus folgt nicht, daß die derzeit im 
Bereich der Europäischen Gemeinschaf­
ten erörterte Einführung eines Kommu­
nalwahlrechts für Ausländer nicht Ge­
genstand einer . . . zulässigen Verfas­
sungsänderung sein kann“, heißt in 
einem der Urteile weiter. Aber was, 
wenn die Mehrheit des Bundestages kei-! 
ne Verfassungsänderung will ? 
Quellenhinweis: (1) BVerfG, 2 BvF 2/89/2 
BvF 6/89 und 2 BvF 3/89— (ulb)

Das Bundesinnenministerium will den BGS zur „Polizei des Bundes“ erklären und 
auf 30000 Mann (bisher 22000 Mann) aufstocken. Das kündigte BGS-Kommandeur 
Strecker in Coburg an. Vorgesehen ist die Übernahme der Luftverkehrssicherung 
durch den BGS sowie mehr „internationale Aufträge“ (u.a. Entsendung von BGS- 
Beamten nach Haiti, um im Rahmen der UNO Wahlen zu überwachen). Die „starke 
Verbandskomponente“ des BGS gegen Demonstrationen werde erhalten bleiben.

Ein Jahr PKK-Prozeß in Düsseldorf
Hungerstreik der Angeklagten / Demonstration in Karlsruhe

Seit dem 24. Oktober 1989 dauert der 
„Kurdenprozeß“ vor dem OLG Düssel­
dorf. Bis heute hat die Anklage nichts 
zutagegebracht als immer unglaubwür­
diger werdende „Kronzeugen“, konnte 
die Bundesanwaltschaft keinen Beweis 
für irgendeine „terroristische“ Straftat 
vorlegen. „Die Bundesanwaltschaft 
scheint nervös zu werden“, kommen­
tiert die „Bild“-Zeitung den neuesten 
Vorstoß der Bundesanwaltschaft, eine 
Anwältin und vier Anwälte von der Ver­
teidigung auszuschließen.

Sechs der Angeklagten sind fast drei 
Jahre in — völkerrechtswidriger — Iso­
lationshaft: Meral Kidir, Ekrem Güngö- 
ze und Hasan Hayri Güler in der JVA 
Köln, Ali Aktas, Selahattin Erdem und 
Ali Haydar Kaytan in der JVA Düssel­
dorf. Sie protestierten mit einem einwö­
chigen Hungerstreik erneut gegen Isola­
tionshaft, gegen Ankündigungen Vertei­
digungsminister Stoltenbergs, Bundes­
wehreinheiten nach Kurdistan verlegen 
zu wollen, und solidarisierten sich mit 
dem Hungerstreik der Angehörigen von 
PKK-Gefangenen in Diyarbakir.

Zum Jahrestag des Prozeßbeginns er­
klärten die Angeklagten: „... In Kurdi­
stan erheben sich unter der Führung der 
PKK, die die BRD mit allen Mitteln als 
.terroristisch' zu lancieren versucht, 
Millionen von Menschen. Die Aufstän­
de, die im März 1990 in den Städten 
Cizre und Nusaybin begannen und sich 
überall in Kurdistan fortsetzten, sind ein 
Beweis dafür. Der kolonialfaschistische 
türkische Staat hat am 23.8.1990 dem 
Europarat mitgeteilt, daß in Kurdistan 

ein Kriegszustand herrscht und aus die­
sem Grund die Europäische Menschen­
rechtskonvention suspendiert wurde. 
Wenn die eine Partei dieses Krieges die 
TR (Türkische Republik) ist, dann ist die 
andere Partei zweifelsohne die führende 
Kraft des nationalen Befreiungskamp­
fes, die PKK . .. Trotzdem versucht die 
BRD, die eine Kraft, die von der TR als 
Kriegspartei anerkannt wird, nämlich 
die PKK, ... als terroristisch zu krimi­
nalisieren und zu diffamieren.

Die Erklärung des Verteidigungsmi­
nisters Stoltenberg, daß die BRD Solda­
ten nach Kurdistan schicken kann, zeigt 
die Absichten der BRD in Kurdistan. 
. . . Zwar wird der Golfkrieg als Vor­
wand angegeben, aber die wahre Ab­
sicht sind die imperialistischen Expan­
sionsbestrebungen über Kurdistan. All 
dies zeigt, daß die BRD im Krieg zwi­
schen der TR und PKK an der Seite der 
TR als Partei auftritt. .. .“

Am 27.10. demonstrierten in Karls­
ruhe 400 Leute, darunter viele West­
deutsche, gegen den Kurdenprozeß. Auf 
den Kundgebungen u.a. vor der Bundes­
anwaltschaft redeten Leute von Feyka 
Kurdistan, Freunde des kurdischen Vol­
kes Stuttgart, Infobüro und Kurdistan 
Komitee Karlsruhe. Es sprach eine Mut­
ter einer politischen Gefangenen in der 
BRD und überbrachte Grüße der politi­
schen Gefangenen an den kurdischen 
Befreiungskampf und die kurdischen 
Angeklagten. Die Demonstrationsroute 
durch die Innenstadt mußte vor dem 
Verwaltungsgerichtshof Mannheim 
durchgesetzt werden. — (rub)
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Postgewerkschaft: 
Verfassungsforderungen

Die Deutsche Postgewerkschaft hat auf 
ihrem außerordentlichen Kongreß Ende 
Oktober beschlossen, ab 1. November 
ihre Arbeit auch statuarisch auf das Ge­
biet der früheren DDR auszudehnen. 
Die Mitgliederzahl der DPG steigt da­
durch auf 575000. Gleichzeitig verab­
schiedeten die Delegierten eine deutsch­
landpolitische Entschließung, in der sie 
mehrere Verfassungsänderungen for­
dern. In einer neuen Verfassung auf Ba­
sis des Grundgesetzes solle das Recht 
auf Arbeit, das Verbot von Aussperrun­
gen, das Streikrecht und das Recht auf 
Volksbegehren und Volksentscheid ga­
rantiert sein. — (rül)

Faschistische 
„Initiative Deutschland 90“

Am Wochenende 2 /3.11. fand in der 
Nähe von Koblenz ein Kongreß der „In­
itiative Deutschland 90“ statt. Die 
rechtskonservativen Zeitschriften „Wir 
selbst“, „Europa“ und „Junge Frei­
heit“ hatten dazu aufrufen. Unter Aus­
schluß der Öffentlichkeit und jeglicher 
Presse wurde über „Lösungen und Kon­
zepte deutscher Zukunftsfragen“, eine

„Vernetzung der nonkonformen, patrio­
tischen Kräfte in Deutschland“ disku­
tiert. Obgleich betont wurde, daß man 
nichts mit neofaschistischen Kreisen zu 
tun habe, gingen bekannte Figuren der 
rechten Szene wie Manfred Rouhs, frü­
her NPD-Funktionär, jetzt bei den Re­
publikanern und Herausgeber von „Eu­
ropa vorn“, und Wolfgang Kraus, Rep- 
Vorstandsmitglied in Baden-Württem­
berg, ein und aus. Quelle: Morgenmagazin 
des WDR vom 4.11. — (u.b.)

HBV: Staatsbürgerschaft 
und Wahlrecht nach Wohnsitz

Der a.o. Gewerkschaftstag der HBV hat 
mit seiner Satzung die Vereinigung be­
schlossen. Gekennzeichnet war der Ge­
werkschaftstag vor allem durch fehlende 
Auseinandersetzung und Perspektivlo- 
sigkeit für die weitere Arbeit. Trotzdem 
wurde einige nützliche Beschlüsse ge­
faßt. Der Haupt vorstand wurde beauf­
tragt, ein neues Grundsatzprogramm bis 
zum nächsten Gewerkschaftstag zu erar­
beiten. Angenommen wurde inbeson- 
dere eine Entschließung, in der die Ein­
verleibung der DDR verurteilt wird. Ei­
nige wichtige Grundsätze für eine Ver­
fassungsdiskussion wurden formuliert, 
wie z.B. die Streichung aller Passagen, 

die auf die Grenzen von 1937 und früher 
Bezug nehmen; die Stärkung der sozia­
len Elemente; die Stärkung der Rechte 
und Finanzkraft der Kommunen und 
Länder; die Definition der Staatsbürger­
schaft nach Wohnsitz statt nach Abstam­
mung und das Asylrecht. — (ull)

Neue Arbeitszeiten 
über EG-Richtlinie?

Die EG-Kommission will eine Richtlinie 
zur „Arbeitszeitgestaltung“ herausge­
ben. Die Richtlinie soll Mindestbedin­
gungen „für die täglichen und wöchent­
lichen Ruhezeiten, den bezahlten Jahres­
urlaub, die Voraussetzungen für 
Schichtarbeit“ formulieren, meldet das 
„Handelsblatt“. In einer vorbereitenden 
Studie will die Kommission entdeckt ha­
ben, daß die BRD bei Maschinenlauf­
zeit, Nacht- und Schichtarbeit einen 
„Rückstand“ habe. So betrage die 
durchschnittliche Betriebszeit aller Be­
triebe in Belgien 77 Stunden pro Woche, 
in der BRD dagegen 53 Stunden. In 
Großbritannien und Spanien arbeiteten 
29% aller Lohnabhängigen in Schicht, 
in der BRD 15 %. In Großbritannien ar­
beiteten 25% aller Lohnabhängigen in 
Nachtarbeit, in der BRD 9%.
Quelle: Handelsblatt, 6.11.90— (rül)

Die herrschende Politik 
kalkuliert Tote ein

In Leipzig erschoß die Polizei einen jun­
gen Fußballfan, fünf weitere Jugendli­
che erlitten Schußverletzungen. Voraus­
gegangen waren heftige Angriffe von 
mehreren hundert reaktionären Jugend­
lichen auf eine Polizeitruppe von gerade 
219 Mann. Der Leipziger Polizeipräsi­
dent hatte im Vorfeld angesichts des 
knappen Personals — viele Polizisten 
sind entlassen — die Verantwortung für 
die Sicherheit der Stadt abgelehnt. Dem 
Leipziger Polizeieinsatz vorausgegan­
gen waren u.a. die Abschiebung von 40 
nationalistischen Randalierern aus Lu­
xemburg und die tödliche Verletzung 
eines Jugendlichen in Düsseldorf am 
Ende eines Fußballspiels — trotz großen 
Polizeiaufgebots. DFB-Sprecher Niers­
bach verlangte schärfere Gesetze, 
„Bild“ propagierte „Vorgehen wie ge­
gen Terroristen“. Ähnlich wie im kolo­
nialistischen Großbritannien — siehe 
Nordirland — sind die Toten traurige 
Opfer einer zunehmenden Verrohung 
der BRD-Gesellschaft infolge der Anne­
xion der DDR. Die BRD-Kolonialpoli- 
tik gen Osten, die Nationalismus fördert 
und Armut als zumutbar erklärt, fördert 
dies und kalkuliert Tote ein. — (uld)
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Aktuell in Bonn Buchläden in Bonn und Köln durchsucht
Biedenkopfs-Autobahnstrategie

CDU-Biedenkopf macht sich für Steuer­
erhöhungen stark. Zum Ausbau der Au­
tobahnen solle die Mineralölsteuer um 
10 bis 15 Pfg. je Liter und die Mehrwert­
steuer von 14 auf 16% erhöht werden, 
forderte er. Der Ertrag müsse in einen 
Sonderfond fließen, der im wesentlichen 
den Autobahnbau in der DDR finanzie­
ren soll — u.a. den Bau jener berüchtig­
ten Panzerrollbahn, die die Faschisten 
schon in den 30er Jahren quer durch 
Sachsen bis nach Görlitz an die Oder 
bauen lassen wollten.

Armutsstudie
Die stellvertretende Vorsitzende des 
DGB Ursula Engelen-Käfer stellte die 
neue DGB-Studie zur wachsenden Ar­
mut in Deutschland vor. „Zum Leben zu 
wenig, zum Sterben zuviel“, so kom­
mentierte sie den Regelsatz der Sozial­
hilfe von 447 Mark im Monat. Jede ach­
te der alljinerziehenden Frauen bezieht 
Sozialhilfe. Fast sechs Millionen Men­
schen oder 10 Prozent der Bevölkerung 
leben an oder unter der Armutsgrenze, 
sogar wenn die neuen Bundesländer der 
ehemaligen DDR nicht mitberücksich­
tigt werden. Dort sind bereits 10 Prozent 
der Erwerbslosen und fast 700000 Rent­
nerinnen und Rentner auf den SozialhiL 
fezuschlag angewiesen, der nicht der 
Preisentwicklung angepaßt wird. Die 
Regierung verweigert sich seit Jahren 
der DGB-Forderung, einen offiziellen 
Armutsbericht vorzulegen.

Polen-Erpressung
Die Bundesregierung strebe ein Ver­
tragspaket mit Polen an, das „im Geben 
und Nehmen ausgewogen ist“, skizzier­
te Kanzler-Berater Teltschik die Ver­
handlungen der Bundesregierung mit 
Polen. Mit „Geben“ meint der Mann 
den Verzicht der Bundesregierung auf 
die Revision der polnischen Grenzen. 
Für diese „Gabe“ verlangt die Bundes­
regierung weitreichende Sonderrechte 
für die sogenannten „deutschen Freun­
deskreise“, die mit finanzieller Hilfe der 
Bundesregierung und organisatorischer 
Betreuung durch den revanchistischen 
„Bund der Vertriebenen“ in Polen ent­
standen sind. Am 8.11. will Kohl mit 
Polens Regierungschef verhandeln. Nur 
bei polnischer Zustimmung zu ihren 
Forderungen will die Bundesregierung 
den Grenzvertrag mit Polen ratifizieren.

BRD — Weltgendarm!?
Nach Stoltenbergs Vorstoß für den Ein­
satz der Bundeswehr im Ausland unter 
bestimmten Bedingungen hat jetzt der 
Generalinspekteur der Bundeswehr 
Wellershoff noch einen draufgesetzt. 
Auch er will internationale Einsätze der 
Bundeswehr auch außerhalb des Nato- 
Gebiets. Aber die Beschränkung auf den 
Rahmen von Entscheidungen der UNO 
sei eine „zu enge Fessel“, sagte Wel­

lershoff am vergangenen Wochenende 
in Saarbrücken. Das vereinte Deutsch­
land habe „Mitverantwortung über Eu­
ropa hinaus“.

Kündigungsrecht blockiert
Ende Oktober haben die Regierungspar­
teien einen Antrag der SPD auf Herstel­
lung gleicher Kündigungsfristen für Ar­
beiter und Angestellte abgelehnt. Die 
SPD hatte beantragt, für alle Arbeitsver­
träge eine Kündigungsfrist von sechs 
Wochen zum Quartal einzuführen. Am 
30. Mai hatte auch das Bundesverfas­
sungsgericht eine einheitliche Kündi­
gungsregelung bis 30.6.93 verlangt. 
Diese Frist wollen die Regierungspartei­
en nun nutzen, um das gesamte Arbeits­
vertragsrecht in einem neuen Gesetz zu 
ändern. Eine solche Ankündigung war 
schon im „Einigungsvertrag“ mit der 
DDR enthalten. Nun ist ein Termin ge­
nannt.

Mehr Geld — vielleicht
Am 30. Oktober stellte der CDU-Abge­
ordnete Hoffacker (Schwerpunkt Fami­
lienpolitik) Pläne dar, Kinderfreibeträge 
und Kindergeld in der nächsten Legisla­
turperiode aufzubessern. Nach Abstim­
mung mit dem Finanzministerium berief 
sich Hoffacker allerdings auf den Teil 
der Stellungnahme des Gerichts, der für 
die Leistungsbemessung die Beachtung 
der „Finanzlage der Haushalte“ hervor­
hebt. Also wohl alles nur wohlfeile 
Wahlkampf-Köder ?

FDP-§218-Manöver
Nach der Torpedierung der fraktions­
übergreifenden Fraueninitiative hat die 
FDP ein Wahlkampfmanöver zum Para­
graphen 218 gestartet. Die FDP-Bun- 
destagsfraktion billigte einen Gesetzent­
wurf zum 218, der mögliche Kompro­
mißlinien aufzeigen soll („Straffreiheit“ 
in den ersten drei Monaten der Schwan­
gerschaft, wenn vorher eine Beratung 
stattgefunden hat). Der Fraktionsvorsit­
zende Mischnick wies auf eine Abspra­
che mit der CDU/CSU hin, daß die Fra­
ge nicht Gegenstand der Koalitionsver­
handlungen nach der Bundestagswahl 
werden solle.

Was kommt demnächst?
Am 8.11. trifft Kohl mit dem polnischen 
Regierungschef in Frankfurt/Oder zu 
Verhandlungen über deutsche Sonder­
rechte in Polen zusammen. Vom ft bis
12.11. wird Gorbatschow in der BRD 
erwartet. Am 18.11. kommt Bush zu 
Besuch. Vom 19. bis 22.11. tagt in Paris 
die KSZE. Am 22.11. berichtet Kohl 
auf der letzten Bundestagssitzung vor 
den Wahlen über die Ergebnisse der 
Konferenz. Am 28.11. trifft der rumäni­
sche Regierungschef Roman in Bonn 
ein. Am 2.12. sind Bundestagswahlen. 
Am 13.12. tagt in Rom der EG-Gipfel. 
Am 26.12. soll der neue Bundestag im 
Reichstag in Berlin zusammentreten.

Mehrere Aktionen der Bundesanwaltschaft mit verschiedenen Begründungen

Der Zusammenbruch dessen, was viele 
Menschen „realer Sozialismus“ nann­
ten, ist in den letzten Monaten häufig 
analysiert, die Auswirkungen dieses 
Bankrotts allseitig beleuchtet worden. 
Und doch scheinen wir eine wichtige 
Facette nicht genügend beachtet zu ha­
ben: die Ausweitung der staatlichen Re­
pression auf weiteste Teile der Linken.

Nun waren Schläge gegen die System­
opposition zwar ständiger Begleiter des 
Staates BRD, man denke an die Verfol­
gung der KPD und ihres Umfeldes in den 
fünfziger und sechziger Jahren, die Re­
pressionswelle im Zuge der RAF-Hyste­
rie, die Berufsverbote . . . Und dennoch 
schien sich das Klima gewandelt zu ha­
ben: die Friedensbewegung konnte sich 
(relativ) ungehindert entwickeln, es gab 
wenig offene polizeiliche Schläge gegen 
linke Organisationen.

Viele fortschrittliche Menschen gaben 
sich der Illusion hin, es ginge ja „nur“ 
gegen die RAF, die Autonomen, die 
Kurden. Solidaritätsadressen wurden 
vielleicht noch unterschrieben, aber der 
Gedanke, man könne bald selbst betrof­
fen sein, kam nur wenigen.

Und nun kommt das böse Erwachen: 
der polizeiliche Sturm auf den PDS-Par- 
teivorstand (übrigens reagiert in Berlin 
ein SPD / AL-Senat) war noch nicht ganz 
verdaut, da schlägt das BKA in Bonn zu: 
am 22.10. holen die „Herren des Mor­
gengrauens“ einen Buchhändler aus der 
Eröffnungsveranstaltung des PDS-In­
formationsbüros. Angeblicher Grund: 
Verdacht geheimdienstlicher Agenten­
tätigkeit.

Bis in den frühen Morgen werden 
seine Wohnung, die Buchhandlung 
„Che und Chandler“ und der Verlag 
„Pahl-Rugenstein-Nachfolger“ durch­
sucht. Daß es keinen richterlichen 
Durchsuchungsbefehl gab (Gefahr im 
Verzüge!), ist ja schon fast Standard.

Natürlich wird auch beschlagnahmt, 
schließlich braucht der Staatsschutz Er­
folgserlebnisse: ein Radio, Veröffentli­
chungen der Friedensbewegung und ein 
Diavortrag über den NATO-Bunker in 
Linnich von 1988 (!).

Spätestens jetzt merkt jeder, um was 
es eigentlich geht: Kriminalisierung von 
Friedensengagement, der Versuch, lin­
ke Infrastruktur wie Buchhandlungen 
und Verlage zu zerstören, Einschüchte­
rung der Bewegung, darauf werden wir 
uns künftig verstärkt einstellen müssen 
— aber wir müssen uns nicht damit ab­
finden. Die Bonner Linke gab die richti­
ge Antwort: breite Öffentlichkeit und 
eine Kundgebung gegen staatliche Re­
pression. — (tri)

Bonn: Durchsuchung von 
„Che und Chandler“

In der Nacht zum Dienstag durchsuchten 
ein Dutzend Polizeibeamte von 21 bis 4 

Uhr nachts die Wohnung und die Ge­
schäftsräume eines Bonner Buchhänd­
lers, der seit Jahren besonders in der 
Bonner Friedensbewegung aktiv ist. Die 
umfassende Durchsuchung erfolgte oh­
ne richterliche Durchsuchunganord­
nung.
Der Betroffene wurde auf der Eröff­
nungsveranstaltung des Informations­
büros der PDS in Bonn ergriffen.

Bei der Durchsuchung seiner Woh­
nung wurden ein Radiogerät, Flugblät­
ter der Friedensbewegung sowie Dias zu 
einer Aktion der Friedensbewegung in 
Linnich im Jahre 1988 beschlagnahmt.

Der Betroffene widersprach der 
Durchsuchung und der Beschlagnahme 
erfolglos.

Die Polizei begründete ihr Vorgehen 
mit Gefahr im Verzug und des Verdachts 
geheimdienstlicher Agententätigkeit. 
Der Beschuldigte ist auf freiem Fuß.

Ein Haftbefehl ließ sich offensichtlich 
nicht begründen. Der Anwalt des Be­
troffenen kritisierte, daß die nächtliche 
Aktion ohne richterliche Durchsu­
chungsanordnung erfolgte. Sie zeige Pa­
rallelen zur umstrittenen Durchsuchung 
des PDS-Parteivorstandes in Berlin, bei 
der ebenfalls ohne richterlichen Durch­
suchungsbefehl gehandelt wurde.

Polizei und Staatsanwaltschaft müssen 
sich fragen lasse, ob sie mit solchen 
Nacht- und Nebelaktionen nicht gezielt 
die Einschüchterung und Diskriminie­
rung der politischen Linken zu betreiben 
versuchen.
Presseerklärung des Rechtsanwalts C. Skroba- 
nek-Leutner, 23.10.90.

Protest der IG Medien Bonn 
gegen die Durchsuchung

Der Ortsverein Bonn der IG Medien 
protestiert gegen die Durchsuchung der 
Geschäftsräume des Bonner Buchhänd­
lers Arnold Bruns.

Der Vorsitzende des Ortsvereins 
Bonn, Helmut Lölhöffel, und die Vbr- 
sitzende der Fachgruppe Literatur, An­
nelies Lennartz, nannten am Donnerstag 
diese staatsanwaltschaftliche Aktion zu 
nächtlicher Stunde und ohne richterli­
chen Durchsuchungsbefehl anmaßend, 
überzogen und ungerechtfertigt.

Das Vorgehen gegen Bruns ist nach 
Ansicht der Bonner Mediengewerk­
schaft ein Angriff auf die Freiheit des 
Wortes und damit auf die Liberalität in 
unserer Stadt. Wir wehren uns, wenn ein 
Mensch mit einer politischen Überzeu­
gung, die von der Mehrheitsmeinung 
abweicht, mit solch drastischen Metho­
den an den Rand und in den Geruch der 
Kriminalität gedrängt wird.

Ohne die laufenden Ermittlungen ge­
gen Bruns wegen angeblicher Agenten­
tätigkeit zu kommentieren, warnt die IG 

Medien vor dem Beginn einer Kommu 
nistenhatz als Folge der deutschen Ein­
heit.

Die Fachgruppe Literatur der Ge 
werkschaft fühlt sich verpflichtet, die 
Freiheit auch Andersdenkender zur 
schützen und sich allen Eingriffen in die 
Bürgerrechte des Grundgesetzartikels 5 
zu widersetzen.

gez. Helmut Lölhöffel, Ortsvereins-Wratzen 
der der IG Medien, Annelies.Lennartz. \bnit- 
zende der Fachgruppe Literatur (VS), Borcr 
25. 10.90.

Köln: „Der andere Buchladen“ 
wegen § 129a Abs. 3 durchsucht 
Am Mittwoch, den 24.10.1990. durch­
suchten mehrere Beamte des Landeskri- 
minalamtes Düsseldorf nahezu drei 
Stunden die Geschäftsräume des ande­
ren Buchladens, Zülpicher Str. 197. 
5000 Köln 41, unter zeitweiliger Anwe­
senheit eines Vertreters der Stadt Köln.

Grundlage der Durchsuchung bildete 
ein Beschluß des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf vom 26. Juli 1990, erlassen 
durch den Ermittlungsrichter Braunöh- 
ler. Danach erfüllen Textpassagen aus 
der Zeitschrift „Agitare Bene“ Nr. 13. 
15, 16, 21 und 23 vom 1.2.90, 1.3.90. 
14.3.90, 24.5.90 und 23.6.90 den Tat­
bestand des Werbens für eine terroristi­
sche Vereinigung nach 129a Abs. 3 
StGB.

Die ehemalige Geschäftsführerin und 
der Geschäftsführer des anderen Buch­
ladens sowie drei Personen des SSK 
e.V. sollen sich durch Verbreiten der 
Ausgaben der Zeitschrift nach § 129a 
Abs. 3 StGB strafbar gemacht haben.

Bei der Durchsuchung in den Ge­
schäftsräumen des anderen Buchladen 
wurden die im Beschluß genannten Aus­
gaben von „Agitare bene" nicht gefun­
den. Statt dessen nahmen die Beamten 
jeweils drei Exemplare der Nummern 
22, 25, 26 und 28 des Blattes, einen Lie­
ferschein aus 1989 sowie 6 Exemplare 
des „Angehörigen Infos“ Nr. 50 mit. 
nachdem sie eine Schriftprobe der Ge­
schäftsschreibmaschine genommen hat­
ten.
Pressemitteilung vom 27.10.90, Der andere 
Buchladen GmbH

Außerdem durchsuchte die Polizei am 
selben Tag die Geschäftsräume des SSK- 
Ehrenfeld in der Liebigstraße, nahm 
dort ebenfalls Schriftproben von 
Schreibmaschinen und beschlagnahmte 
Post.

Agitare bene erklärt u.a. „die Agitare 
ist nach dem freiburger ausbruch die 
zweite zeitung, die sie in letzter Zeit kri­
minalisieren wollen, wir denken, daß 
der beste schütz im moment ist, wenn die 
zeitung ganz viel verkauft wird, wir las­
sen uns nicht einschüchtem!!!“ — (uld)

Aufruf zur Demonstration gegen Daimler-Rüstung „Zentralregister“ für PDS?
Eine bundesweite Demonstration am 17. November in Stuttgart wird vorbereitet Kolonialherrenpläne zur Vernichtung der PDS

Zu einer Demonstration gegen die Rüstungsproduktion 
und den Rüstungsexport von Daimler-Benz und Bundes­
regierung ruft die Kampagne „Produzieren für das Leben

— Rüstungsexporte stoppen!“ auf. In dieser Kampagne ar­
beiten rund ein Dutzend kirchliche Gruppen zusammen. 
Wir dokumentieren Auszüge aus ihrem Aufruf. - (rok)

. .. Trotz . . . vieler Abrüstungsbeteue­
rungen von Politikern hat sich bei uns 
wenig getan. So hält die Regierung an 

N. den höchsten Verteidigungs- und Rü­
stungsausgaben in der Nachkriegsge­
schichte fest ... Menschenverachtende 
Regime in aller Welt können auch 
weiterhin alles, was zur Unterdrückung 
und Kriegsführung notwendig ist, aus 
der Bundesrepublik beziehen.

Wir fordern von der Daimler-Benz 
AG und der Bundesregierung
— den Stopp aller Rüstungsexporte
— die Umstellung der Rüstungsproduk­
tion auf sozial nützliche und ökologisch 
sinnvolle Güter
— die demokratische Beteiligung der 
Gewerkschaften, Kommunen, Konsu­
mentinnen über das „Was“ und „Wie“ 
dieser Konversion
— die sofortige Einstellung der Rü­
stungswerbung
— die Umschichtung des Verteidi­
gungshaushaltes und der Gelder für 
„Forschung und Entwicklung“ zugun­
sten sozialer, ökologischer und entwick­
lungspolitischer Projekte
— den sofortigen Stopp des Jäger-90-

Programms.
Warum gerade Daimler-Benz?
Daimler ist nach der Fusion mit Messer- 
schmitt-Bölkow-Blohm (MBB) der Hof­
lieferant der Bundeswehr. Bei fast allen 
Waffensystemen zu Lande, zu Wasser 
und in der Luft ist Daimler dabei. Daim­
ler ist der größte bundesdeutsche Rü­
stungsexporteur ... Die Herrschenden 
fahren nicht nur Mercedes, sie statten 
auch ihre Armeen und Polizeien mit 
Kriegswaffen und Militär-LKWs aus 
dem Hause Daimler-Benz aus . . .
Und die Bundesregierung?
Die Bundesregierung fördert und unter­
stützt den Kurs von Daimler-Benz. Ohne 
ihre tatkräftige Unterstützung wäre der 
alles beherrschende bundesdeutsche Rü­
stungskonzern Daimler-Benz nicht ent­
standen ... mehr als 40 % aller For- 
schungs- und Entwicklungsgelder des 
Bundes an die gewerbliche Wirtschaft 
fließen in Daimlers Kassen.
Konversion ist nötig und möglich
... Als ersten Schritt begrüßen wir die 
Absicht der Daimler-Benz AG, den Rü­
stungsanteil von ca. 10 bis 15 % um eini­
ge Prozentpunkte zu reduzieren und sich 

weitere Geschäftsbereiche im zivilen 
Sektor zu suchen. Das Gebot der Stunde 
wäre jedoch Konversion, das heißt die 
vollständige Umstellung auf die Ferti­
gung von sozial und ökologisch verträg­
lichen Produkten unter demokratischer 
Beteiligung der Betroffenen in den Be­
trieben und Regionen . . .
Entrüstung braucht Bewegung!
Die Daimler-Benz AG wird sich nicht 
selbst entrüsten, solange sie mit Rüstung 
Geld verdienen kann und ihr das Nega­
tivimage als Rüstungsriese nicht zu sehr 
im zivilen Bereich schadet. Auch die 
Bundesregierung wird nicht ohne Druck 
den Rüstungsetat einschneidend kürzen 
. .. Deshalb rufen wir zu einer bunten 
und unüberhörbaren „Entrüstet-Daim- 
ler-Demo“ in Stuttgart am 17. Novern-, 
ber 1990 auf.
Kontaktadresse: Kampagnen-Büro,
Bahnhofstraße 18, 6270 Idstein (06126/ 
53118). Demonstrationsauftakt um 
11.30 Uhr vor der Daimler-Benz-Ver- 
kaufsniederlassung Türlenstraße/Ecke 
Heilbronner Straße (Nähe Hauptbahn­
hof). Die Schlußkundgebung beginnt 
um 13 Uhr auf dem Schloßplatz.

CDU-Generalsekretär Rühe hat im Bun­
destag in faschistischer Manier die PDS 
als Krebsgeschwür bezeichnet und damit 
offenbart, worum es den Herrschenden 
geht. „Wieso wird nicht alles beschlag­
nahmt und allenfalls nachträglich ge­
prüft, ob man den Verbrechern ein 
Wechselgeld herausgeben muß?“ (1) 
kommentiert die „Welt“. Was hat ei­
gentlich die PDS verbrochen, daß die 
Reaktionäre so geifern? PDS-Leute ha­
ben Geld ins Ausland transferiert — ein 
Vorgang, den BRD-Kapitalisten täglich 
in Zig-Millionenhöhe legal betreiben. 
Die PDS hat Funktionäre mit bescheide­
nen Geldern abgefunden. Ganz andere 
Beträge bekommen westdeutsche Politi­
ker, die jetzt aus dem Bundestag aus­
scheiden: 10 Mio. DM Übergangsgel­
der. Allein Frau Renger erhält 350000 
DM. Bis jetzt konnte die Presse noch 
keinen PDSler zeigen, der sich direkt 
bereichern konnte. Nur am Rande war in 
den bürgerliche Medien zu erfahren, 
was K. H. Kaufmann in Oslo wollte, 
nämlich klären, wer für das Konto zeich­
nungsberechtigt ist. Ein norwegischer 
Geschäftsmann sprach davon, daß Kauf­
mann ein „Opfer eines .großpolitischen 
Spiels1 “ (2) sei.

Mit Kolonialrecht und der Besetzung 
sämtlicher Justizministerien durch 

BRD-Leute will man die PDS vernichten 
und der DDR eine BRD-Gesellschaft ok­
troyieren. Diesmal können sich die 
Herrschenden mit einem Parteienverbot 
sogar noch bereichern und die politische 
Opposition ausschalten. Dies ist gerade 
für die weitere Aggression gegen Men 
wichtig. Die Repression gegen die Linke 
wird sich in den nächsten Monaten ver­
schärfen. Die „Welt“ fordert: „Eine 
Zentralstelle muß her": „Richten wir 
schnellstens eine Zentralstelle zur Wr- 
folgung der sozialistischen Verbrechen 
ein — am besten wohl in Salzgitter; be­
rufen wir die fähigsten Staatsanwälte 
dorthin. Übertragen wir ihnen die Bear­
beitung der SED-Verbrechen, und nicht 
nur mit zum 9. November 1989. sondern 
auch danach. Das wäre ein Signal, daß 
der Rechtsstaat es ernst meint und Emst 
macht.“ (3)

Der Bundestagswahlkampf wird für 
die bürgerlichen Politiker eine Gelegen 
heit sein, zu prüfen, ob so etwas durch­
setzbar ist. Für die politische Linke aber 
auch eine Gelegenheit, solche Pläne zu 
durchkreuzen und den Widerstand in der 
DDR gegen das BRD-Okkupations- 
regime zu unterstützen.
Quellen: (1) Die Weh 3.1190: (21 Kctaer 
Stadt-Anzeiger 3. 11.90; <3) Die Weh
29.1090 - (jöd)
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Lohnsteigerungen 
dürfen auf keinen Fall sein

Herbstgutachten bringt Argumente gegen Lohnbewegung in Stellung

Bessere Entlohnung für Pflege!
Verhandlungen über Tarif und Stellenschlüssel überfällig

Die fünf wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute tungsmöglichkeiten eindeutig in einem: Lohnsteigerungen 
haben ihr Herbstgutachten vorgelegt. Neben allerlei Deu- dürfen auf keinen Fall sein.

In der Metallindustrie beginnt die Dis­
kussion über die Forderungen der näch­
sten Tarifbewegung. Gründe für eine 
hohe Lohnforderung zu finden, ist 
leicht. Das Ansteigen der Benzinpreise 
ist mit jedem Tanken deutlich zu mer­
ken. Die Mieten klettern und die Situa­
tion auf dem Wohnungsmarkt verschärft 
sich noch. Dazu kommen Gebührener­
höhungen. die Stadtwerke Hannover 
z. B. wollen die Strompreise ab 1991 um 
sieben Prozent anziehen lassen. Die 
Teuerungsrate in Westdeutschland hat 
mit 3,3 Prozent den höchsten Stand seit 
August 1983 erreicht. Nach Berechnun­
gen des DGB-WSI-Instituts ist das 
durchschnittliche Realeinkommen der 
abhängig Beschäftigten seit 1980 um 
knapp ein Prozent gesunken. Die über­
langen Arbeitszeiten (Mehrarbeit, Son­
derschichten) gegenwärtig und der stei­
gende Leistungsstreß werden hohe Aus­
gaben in den Lohnabhängigenhaushal­
ten zur Folge haben. Nach der Bundes­
tagswahl werden mit einiger Sicherheit 
Steuererhöhungen und erhöhte Sozial­
versicherungsbeiträge gezahlt werden 
müssen. In der IG Metall hatten sich be­
reits in der vergangenen Tarifbewegung 
merkbar Kräfte formiert, die den Lohn, 
besonders eine überproportionale Anhe­
bung für die unteren Lohngruppen, und 
den Kampf gegen weitere Flexibilisie­
rung („Regel-Samstagsarbeit“) zu ih­
rem Anliegen gemacht hatten. Die 
DDR-IG Metall hatte Lohnzuschläge 
von 200,- und 300,- DM durchsetzen 
können und damit den Zug für weitere 
Diffenrenzierung der Lohneinkommen 
nicht freigegeben. Sehr zum Ärger der 
Metallkapitalisten und der bürgerlichen 
Öffentlichkeit.

In die Aufstellung der Lohnbewegung 
plazieren die Wirtschaftswissenschaftli­
chen Institute nun ihre „Ratschläge“. 
Die Institute gehen von folgendem Sze­
nario aus: Das Einkommen in Ost­
deutschland wird zum erheblichen Teil 
aus Transferleistungen aus West­
deutschland gespeist (Arbeitslosengeld 
usw.). Die werden über den Kapital­
markt finanziert, das hält die Zinsen 
hoch. Die Nachfrage aus der Ex-DDR

wirkt wie ein gigantisches Konjunktur­
programm für den Westen. Die Asym­
metrie zwischen Einkommen und Pro­
duktion in der Ex-DDR gefährdet aber 
die Preisstabilität, bewirkt weitere Ar­
beitslosigkeit und macht damit weitere 
Transferleistungen notwendig usw. 
usf.. Abhilfe schaffen soll: statt am Ka­
pitalmarkt Geld aufzunehmen „Einspa­
rungen“ vorzunehmen am Staatshaus­
halt. Privatinvestitionen in Ostdeutsch­
land, damit dort Einkommen entsteht, 
keine Lohnanhebungen, um die Preise 
stabil zu halten. So hätten am Ende alle 
was davon, wenn vor allem die Gewerk­
schaften Verzicht übten.

In Ostdeutschland solle oberstes Ziel 
der nächsten Lohnrunde sein, mit der 
Lohndifferenzierung nach beruflicher 
Qualifikation sowie sektoraler und re­
gionaler Ertragskraft anzufangen. No­
minale Lohnsteigerungen sollen zu Be­
ginn des nächsten Jahres nicht verein­
bart werden. In Westdeutschland hätten 
die Kapitalisten günstige Bedingungen: 
unter anderem werde der Wettbewerb 
auf dem Arbeitsmarkt stärker sein. Die 
Lohnabschlüsse müßten niedriger aus­
fallen als 1990. „Den Kaufkraftentzug 
durch die Öl-Verteuerung sollten die Ta­
rifvertragsparteien als unvermeidlich 
hinnehmen, weil sonst eine Preis-Lohn- 
Spirale ausgelöst werden könnte.“ (HB, 
22.10.) Die Institute zeigen emstzuneh­
mende Spaltungslinien auf und bleiben 
nicht ohne Wirkung. Zum Beispiel: 
Rund 217 Milliarden DM werden Ende 
1990 die privaten Haushalte angespart 
haben. Eine nach oben schnellende 
Preissteigerungsrate hätte für viele 
Lohnabhängige vielleicht einen größe­
ren Ertragsverlust zur Folge, als ihnen 
eine Lohnerhöhung einbrächte. Die Pro­
paganda wird da in den nächsten Mona­
ten einhaken. Oder: In Ostdeutschland 
müsse jetzt endlich privates Kapital an­
gelegt werden als Voraussetzung zur 
Verbesserung der Lebensverhältnisse 
dort. IG Metall-Vorsitzender Steinküh­
ler hat das bereits „eingesehen“. Er will 
„über einen Solidarbeitrag der west­
deutschen Arbeitnehmer für eine .be­
schleunigte Einkommensangleichung1

ihrer Kollegen in den fünf neuen Bun­
desländern nachdenken. Nur so könne 
ein realer Beitrag der westdeutschen Ar­
beitgeber angemahnt werden.“ (HAZ,
3.11.) Lohnverzicht in Westdeutsch­
land als Investitionsanreiz in Ost­
deutschland also. Nicht nur, daß Stein­
kühler irrt zu glauben, bei abflachender 
Konjunktur rundum würden die west­
deutschen Kapitalisten ihre Kapazitäten 
noch ausbauen, zumal sie alles von den 
bestehenden Standorten aus versorgen 
können. Der den Kapitalisten zugescho­
bene Sonderbonus würde von diesen 
postwendend gegen die Belegschaften 
benutzt. Die Diskussion in der IG Metall 
kommt langsam in Gang. Aus bayri­
schen Funktionärsversammlungen ist zu 
hören, daß die Forderung nach Real­
lohnerhöhungen und besonderer Anhe­
bung für wenig Verdienende ganz oben 
in der Rangfolgeskala steht. Diskutiert 
werden auch Forderungen wie 13. Mo­
natseinkommen, reguläre Entlohnung 
der Auszubildenden, Einbeziehung der 
außertariflichen Angestellten in den Ta­
rifvertrag. Die möglichen Aushebe- 
lungsversuche gegen die Lohnbewe­
gung müssen bedacht werden, sonst 
bleibt wie so oft die besondere Anhe­
bung der unteren Lohngruppen alsbald 
auf der Strecke.
Quellen: Handelsblatt, Hannoversche Allge­
meine Zeitung, verseh., Nachrichtendienst 
Stahl- und Metallindustrie 22 /1990 — (gka)

Das DGB-WSI fordert überproportionale 
Anhebung der unteren Lohngruppen 
und die Reform der Eingruppierungen.

Die Tarifdiskussion im öffentlichen 
Dienst beginnt. Beispielhaft dafür ist im 
folgenden aus einem Bericht über die 
Auseinandersetzung im Pflegebereich in 
Baden-Württemberg aus dem Informa­
tionsdienst Gesundheitspolitik Nr. 23/ 
90 dokumentiert. — (uld)
Der baden-württembergische Landtag 
diskutierte am 11. Oktober in einer von 
der SPD beantragten Aktuellen Debatte 
über den gravierenden Pflegepersonal­
mangel in den Universitätskliniken, und 
wie ihm entgegenzuwirken sei. Rund 
100 offene Stellen gibt es an jeder Uni­
klinik, an vielen städtischen Kranken­
häusern (insbesondere der Maximalver- 
sorgungsstafe) und Kreiskrankenhäu- 
sem sieht es ähnlich aus . . . Die SPD 
kritisierte den Regierungsbeschluß, für 
100 Personen pro Uni-Klinik eine Zula­
ge von maximal 300 DM brutto in Form 
einer vorgezogenen Aiterszulage zu ge­
währen, weil die Auswahl dieser 100 
Leute die Belegschaft spaltet („Zwei­
klassensystem“) und die Zulage zu nie­
drig sei. Wenn schon Zulagen, dann 
müßten sie für alle gezahlt werden und in 
viel höherer Form; die Regierung solle 
mit der Gewerkschaft ÖTV darüber ver­
handeln. Alle im Pflegeberuf Tätigen 
müßten von vomeherein um zwei Stufen 
höher eingruppiert werden. Auch die 
FDP/DVP forderte, daß die Landesre­
gierung „diese lächerlichen 300 Mark 
allen geben“ müsse, ferner müßten der 
Personalschlüssel sowie die Fortbil­
dungsmöglichkeiten verbessert werden. 
Der CDU-Vertreter beklagte, daß die 
Tarifgemeinschaft Deutsche Länder 
(TDL) „dem Problem der Pflegekräfte 
bisher nicht mit genügendem Nachdruck 
gerecht geworden ist“. Die Tariferhö­
hung des letzten Jahres für das Kranken­
pflegepersonal sei zu niedrig gewesen, 
man müsse dafür sorgen, daß „diese Be­
rufsgruppe in den gleichmacherischen 
Tarifverhandlungen endlich ein eigenes 
Gewicht bekommt“ .. . Sozialministe­
rin Schäfer forderte leistungsgerechte 
Vergütung und mehr Personal im Pfle­
gebereich, von den Tarifpartnem sei 
hier zu wenig getan worden.

Die SPD folgerte aus diesen Äußerun­
gen, daß sowohl der Wissenschaftsmini­
ster als auch die Sozialministerin bereit 
sei, unverzüglich in Verhandlungen mit 
den Tarifpartnem einzutreten. (1)

Auffällig ist, wie sich die CDU-Lan­
desregierung als Vorkämpfer für besse­
re Vergütung und besseren Stellen­
schlüssel ausgeben will. Wieso ist sie

dann bisher den mehrfachen Aufforde­
rungen des ÖTV-Landesbezirks Baden- 
Württemberg nicht gefolgt, sofort Ver­
handlungen über Zulagen für alle Be­
schäftigten im Pflegebereich in Baden- 
Württemberg aufzunehmen? Finanziel­
le Verbesserungen für das Pflegeperso­
nal in den Krankenhäusern dieses Bun­
deslandes, vereinbart zwischen ÖTV auf 
der einen Seite und dem Land und dem 
Kommunalen Arbeitgeberverband auf 
der anderen Seite würden den Druck auf 
die anderen Bundesländer erhöhen, 
ebenfalls in Verhandlungen über höhere 
Vergütungen einzutreten, z.B. über die 
verbesserte Eingruppierung des Kran­
kenpflegepersonals . . .

Vorsicht ist gegenüber der CDU-Fbr- 
derung nach „differenziertem Entloh­
nungssystem“ angebracht. Will sie da­
mit die Hierarchie innerhalb des Pflege­
personals verstärken? Differenzieren 
sollte sich die Entlohnung nur entspre­
chend den Arbeits- und Gesundheitsbe­
lastungen: Wer z.B. nachts arbeitet oder 
in Schicht, hat höheren Verschleiß ge­
genüber den tagsüber Arbeitenden und 
braucht daher mehr Geld. Solche Er­
schwernisse müssen künftig tatsächlich 
besser vergütet werden als bisher mit 
den lächerlich niedrigen Zuschlägen.

Interessant ist im Zusammenhang mit 
der Landtagsdebatte die Ankündigung 
der baden-württembergischen Kranken­
hausgesellschaft (BWKG), der 375 
Krankenhäuser in Baden-Württemberg 
(mit 83000 Betten und 120000 Beschäf­
tigten) angeschlossen sind, die einen 
Forderungs- und Empfehlungskatalog 
herausgeben will. Im Mittelpunkt steht 
laut Direktor Siebig die Erkenntnis, daß 
„die Kliniken in der Vergangenheit auf 
Kosten der Pflege zu billig waren“. Die 
Krankenkassen hätten bisher eindeutig 
die Fortschreibung des alten Stellen­
schlüssels und damit mehr Personalstel­
len in der Pflege blockiert.

Seitens der OTV sollte der Druck (z. 
B. mit öffentlichen Aktionen) auf das 
Land, den Kommunalen Arbeitgeber­
verband und die TDL verstärkt werden, 
sofort regional und zentral in Verhand­
lungen über höhere Vergütungen im 
Pflegebereich einzutreten und ihrerseits 
vom Arbeits- und Sozialminister Blüm 
eine grundlegend verbesserte Stellen­
ausstattung zu fordern. Auch die ÖTV 
müßte dann gegen die Beitragsstabilität 
Stellung nehmen.
Quellen: (1) Staatsanzeiger für Baden-Württem­
berg v. 20.10.90 - (evo/AGG)

„Gefahr für die Fortsetzung des Aufschwungs“
Dokumentiert: Auszüge aus dem Herbstgutachten der Wirtschaftsinstitute

Die zunehmenden Anzeichen fiir eine he­
ranziehende Überproduktionskrise der 
imperialistischen Weltwirtschaft, etwa 
in der Automobil- und Chemieindustrie, 
werden von den Wirtschaftsinstituten 
besorgt registriert. Von den Lohnabhän­
gigen verlangt die Wissenschaft deshalb 
schon jetzt, Einkommensverluste ohne 
Gegenwehr hinzunehmen. Im folgenden 
dokumentieren wir Auszüge aus dem 
„Herbstgutachten". — (rül)

Überblick
. . . In den USA sind die Antriebskräfte 
vor allem infolge der monetären Restrik­
tion bis Mitte vergangenen Jahres weit­
gehend erlahmt, in Japan hat sich der 
Aufschwung zügig fortgesetzt, in West­
europa sind Nachfrage und Produktion 
in diesem Jahr merklich, aber doch ver­
langsamt gestiegen. Vor allem in einigen 
der größeren Volkswirtschaften, wie in 
Frankreich und Italien, kam es zu einer 
gewissen Abflachung. Hingegen hielt in 
der Bundesrepublik Deutschland die 
kräftige Aufwärtsbewegung unvermin­
dert an, gefordert von den Nachfrage­
anregungen aus dem Gebiet der ehemali­
gen DDR . .

Durch die Golfkrise sind neue Risiken 
für die Weltkonjunktur entstanden . . .

Die wirtschaftliche Lage 
in Deutschland

Die wirtschaftliche Lage im vereinigten 
Deutschland ist tief gespalten. In West­
deutschland hat sich die konjunkturelle 
Expansion in unvermindertem Tempo 
fortgesetzt. Die Auslastung der Produk­
tionskapazitäten. die schon ein sehr ho­
hes Niveau erreicht hatte, nahm weiter 
zu. Die Zahl der Beschäftigten ist be­
trächtlich gestiegen, und die der Ar­
beitslosen ist spürbar zurückgegangen, 

obwohl sich das Arbeitskräfteangebot 
infolge des Zustroms von Übersiedlem 
und Aussiedlern erheblich ausgeweitet 
hat. In Ostdeutschland verstärkte sich 
der Rückgang der gesamtwirtschaftli­
chen Produktion nach dem Inkrafttreten 
der Währungs-, Wirtschafts- und Sozial­
union zum 1. Juli dieses Jahres dra­
stisch. Mit der Einführung der D-Mark 
wurden die Betriebe dort schlagartig 
einem Wettbewerbsdruck ausgesetzt, 
der viele zur Einschränkung oder gar 
Einstellung der Produktion zwingt. Hin­
zu kommt, daß mit der Abschaffung der 
zentralen Planung Lieferbeziehungen 
abrupt abbrachen, die Fertigung also 
auch aus diesem Grund ins Stocken gera­
ten ist. Im August erreichte die Indu­
strieproduktion nur noch ungefähr die 
Hälfte des Vorjahresniveaus . . .

. . . haben die Einkommen der priva­
ten Haushalte in Ostdeutschland trotz 
des sprunghaften Anstiegs von Arbeits­
losigkeit und Kurzarbeit nicht abgenom­
men, sondern sie sind sogar gestiegen. 
Noch vor, besonders aber nach der Ein­
führung der D-Mark in Ostdeutschland 
kam es zu kräftigen betrieblich und tarif­
vertraglich vereinbarten Lohnerhöhun­
gen. Auch wurden die Altersrenten 
durch gesetzliche Regelungen stark an­
gehoben. Hinzu kam, daß die Umstel­
lung der Konten zu höheren D-Mark-Be- 
ständen führte als unterstellt. Die Haus­
halte verfügten über wesentlich umfang­
reichere D-Mark-Beträge aus laufenden 
Einkommen und aus Ersparnissen, als 
angenommen worden war . . .

In Westdeutschland hat sich der An­
stieg von Preisen und Kosten, nament­
lich im Vergleich zu früheren hochkon- 
junktureilen Phasen, nur wenig ver­
stärkt; zuletzt hat freilich die kräftige 

Erhöhung des Ölpreises einen deutli­
chen Preisniveausprung bewirkt . .. 
erwarten wir von diesem Ölpreis auch 
für Deutschland keinen gravierend 
dämpfenden Einfluß auf die Konjunktur. 
Voraussetzung ist freilich, daß die Tarif­
vertragsparteien den Kaufkraftentzug, 
den die Verteuerung des Erdöls und der 
dadurch bedingte allgemeine Preis­
niveauanstieg bedeutet, als unvermeid­
lich hinnehmen. In einer unangemesse­
nen Reaktion der Tarifparteien, die eine 
Preis-Lohn-Spirale auslösen könnte, 
liegt somit eine Gefahr für die Fortset­
zung des Aufschwungs ...

Ostdeutsche Wirtschaft 
in der Umstellungskrise

. . . Der Absatz heimischer Produkte ist 
in Ostdeutschland radikal zurückgegan­
gen, aber nicht als Ergebnis einer 
Schrumpfung der Nachfrage, sondern 
eines Substitutionsprozesses, bei dem 
westliche Güter an die Stelle ostdeut­
scher getreten sind. Zudem haben ost­
deutsche Betriebe nach Wegfall der Ex­
portsubventionen erhebliche Absatzein­
bußen im Ausland erlitten. Im Ergebnis 
ist die Industrieproduktion dramatisch 
zurückgegangen. Aber auch im Handel 
und im Verkehrsbereich sowie im Bau­
gewerbe gab es kräftige Einbußen. Das 
nominale Bruttoinlandsprodukt Ost­
deutschlands dürfte in diesem Herbst um 
etwa ein Viertel niedriger sein als vor 
einem Jahr . . .

Der Eindruck, die Umstellungskrise 
sei Folge der Einführung der Marktwirt­
schaft, ist vordergründig . . . Die not­
wendige Umstellung der ostdeutschen 
Wirtschaft wird geraume Zeit in An­
spruch nehmen. Als mühsam erweisen 
sich schon die Privatisierung, die Klä­

rung der Eigentumsverhältnisse, die 
Entflechtung der monopolistischen Be­
triebe und der Aufbau eines leistungs­
fähigen öffentlichen Sektors. Erst recht 
nicht in kurzer Zeit zu bewältigen sind 
die Modernisierung der Infrastruktur, 
der Aufbau einer modernen, arbeitsteili­
gen Wirtschaft, die Entwicklung einer 
differenzierten Lohnstruktur . . .

Tiefpunkt der gesamtwirtschaft­
lichen Produktion 1991

Obwohl die Anpassung an die veränder­
ten Wettbewerbsbedingungen schon zu 
einem geradezu dramatischen Rückgang 
der Produktion geführt hat, ist der Tief­
punkt wohl noch nicht erreicht. Eine be­
trächtliche Anzahl von Betrieben, die 
jetzt noch durch Liquiditätskredite der 
Treuhandanstalt und durch die zeitweili­
ge Aussetzung von Konkursregeln am 
Leben gehalten werden, dürfte in den 
nächsten Monaten in Konkurs gehen . . .

Drastischer Rückgang 
der Beschäftigung

. . . Eine gewisse Entlastung erfährt der 
Arbeitsmarkt Ostdeutschlands dadurch, 
daß sich Arbeitskräfte zurückziehen. So 
dürften viele, denen Arbeitslosigkeit 
droht, von der Möglichkeit Gebrauch 
machen, bereits mit 57 Jahren Rente zu 
beziehen. Auch dürfte die Zahl der ar­
beitenden Rentner deutlich zurückge­
hen, und viele Menschen werden in 
Westdeutschland eine Erwerbstätigkeit 
aufnehmen .. . Trotz solcher Entlastun­
gen wird die Arbeitslosigkeit erheblich 
zunehmen. Auf dem Höhepunkt dürfte 
die Zahl der Arbeitslosen 1,7 Millionen 
betragen. Die Zahl der Kurzarbeiter 
wird im kommenden Winterhalbjahr et­
wa 2 Millionen erreichen . . . Bereits im 
bisherigen Verlauf des Jahres 1990 sind 
die Löhne zum Teil sehr kräftig angeho­
ben worden. Dabei wurden vielfach 
Sockelbeträge vereinbart, so daß die 
ohnehin geringe Lohndifferenzierung 
weiter abgenommen hat. Das Lohnni­

veau wird Ende 1991 etwa 50 Prozent 
des westdeutschen Niveaus erreichen

Investitionsboom 
schwächt sich ab

. . . Trotz weiterhin starker Ausweitung 
der Nachfrage aus Ostdeutschland 
nimmt das Tempo der gesamtwirtschaft­
lichen Expansion ab; dies dämpft die 
Absatzerwartungen. Auch von der Ko­
stenseite her gerät das Investitionskalkül 
unter Druck: Die Energiekosten sind 
höher, die Lohnkosten steigen verstärkt, 
eine Überwälzung auf die Preise dürfte 
nicht mehr voll gelingen . . .

Abflauende 
Verbrauchskonjunktur

. . . Infolge des beschleunigten Preisauf­
triebs werden die realen verfügbaren 
Einkommen der privaten Haushalte nur 
um 1,5 vH zunehmen (1990: 5,5 vH)

Lohnpolitik
In Westdeutschland wird die Lohnrunde 
im kommenden Jahr unter veränderten 
Bedingunggen verlaufen. Der Anstieg 
der Produktivität wird niedriger und die 
Terms of Trade werden wegen der Öl­
preiserhöhung ungünstiger sein. Zudem 
wird der Wettbewerb am Arbeitsmarkt 
durch die Integration der beiden Teile 
Deutschlands erheblich verschärft. Da 
der Verteilungsspielraum kleiner sein 
wird als in diesem Jahr, müßten auch die 
Lohnabschlüsse niedriger ausfallen. 
Sollte es zu den — von uns nicht empfoh­
lenen — Steuererhöhungen kommen, so 
ändert dies nichts an der lohnpolitischen 
Empfehlung. Denn auch hier wäre eine 
entsprechende Kürzung des Reallohns 
. . . hinzunehmen . . .
Alle Zitate aus: Die Lage der Weltwirtschaft und 
der deutschen Wirtschaft im Herbst 1990, Hrsg. 
Arbeitsgemeinschaft deutscher wirtschaftswis­
senschaftlicher Forschungsinstitute e.V., Es­
sen, 18. Oktober 1990
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Internationale Umschau

Das Bild zeigt eine der zahlreichen Protestaktionen in den USA gegen die Truppen­
entsendung an den Golf. Den Demonstrationen Ende Oktober in New York, Atlanta, 
Washington, Boston und San Francisco waren zahlreiche kleinere örtliche Aktionen 
vorausgegangen (Bild: Chicago, eine Protestdemonstration Ende August), u.a. in 
Cleveland, Chicago, Detroit, New York, Houston (Texas) und anderen Städten. Diese 
Protestaktionen werden fortgesetzt. — (rül)

Indien: Regierungskrise 
wegen Ausschreitungen

Wie üblich findet man nur schwer ge­
naue Informationen über die Auseinan­
dersetzungen zwischen Hindus und 
Moslem in Indien, die sich an der ge­
planten Zerstörung einer Moschee in der 
nordindischen Stadt Ayodhya entzündet 
haben. Inzwischen sind über 50 Men­
schen bei den Auseinandersetzungen 
umgekommen. Passend zu den Wahlen 
in Pakistan, bei denen islamisch-funda­
mentalistische Kräfte einen Wahlsieg er­
rungen haben, versuchen reaktionäre 
Hindufundamentalisten gegen Muslim 
Stimmung zu machen. Indien ist der 
Staat mit der größten Muslimbevölke­
rung der Erde. Gegen die aufgehetzten 
Menschen mußte die Armee eingesetzt 
werden. Die Situation ist für das Min­
derheitskabinett Singh die erst große 
Krise. Am 7. November muß sich die 
Regierung einer Vertrauensabstimmung 
im Parlament stellen. Vorletzte Woche 
verließ die BJP (Bharatya-Janata-Party) 
die Regierungskoalition. Die BJP propa­
giert einen reaktionären Hindu-Nationa­
lismus und trägt maßgeblich die Verant­
wortung für die derzeitige Entwicklung. 
Ihr Parteichef Advani wurde bei einem 
Marsch auf Ayodhya festgenommen. 
Die Moschee steht seit 460 Jahren auf 
dem Gelände und die Errichtung eines 
Hindutempels stellt sicher eine massive 
Provokation dar. Es gibt deutliche Zu­
sammenhänge mit der Kashmirfrage, 
denn die BJP rief einen Generalstreik 
gegen die Muslime im von Hindus besie­
delten Teil des Kashmirtals (Jammu) 
aus. Hier gab es auch prompt Zusam­
menstöße und Verletzte. — (cog)

ÖSFR: Bürgerforum 
zerfällt zunehmend

Der schon länger erwartete Zerfall des 
tschechischen „Bürgerforums“, seit 
den Parlamentswahlen im Juni stärkste 
Partei, wurde durch den Beschluß des 
Parteitages im Oktober beschleunigt, 
sich von einer Dachorganisation zu einer 
Partei zu entwickeln. Zunehmend waren 
Differenzen zwischen im Forum aktiven 
„68er-Reformkommunisten“ (Gruppe 
„Erneuerung“), Trotzkisten („Linke 
Alternative“), christlich-demokrati­
schen Anhängern Havels (sog. Zentri­
sten) sowie wirtschaftsliberalen Kräften 
(„Demokratische Rechte“) entstanden, 
vor allem über Geschwindigkeit und 
Ausmaß der Privatisierungen. Hier 
scheint sich mit dem letzten Beschluß 
der Regierung für die nahezu vollständi­
ge Privatisierung der Großindustrie ab 
Januar der Kandidat der Rechten und 
neue Parteivorsitzende, Finanzminister 
Klaus, durchgesetzt zu haben. Am
31.10. erklärte der Rat des Bürger­
forums, daß die „Linke Alternative“ 
und die Gruppe „Erneuerung“ nicht 
länger als Teil der Organisation betrach­
tet würden, da sie die politische Linie 
der Bewegung verlassen hätten. Die 
Mitglieder beider Gruppierungen grün­
deten daraufhin die „Zwischenparla­
mentarische Bürgergesellschaft“, die 
als sozialdemokratische Vereinigung für 
soziale Abfederungen beim — befür­
worteten — Übergang zur Marktwirt­
schaft eintreten solle. - (uga)

Kurdistan: Andauernde 
Hungerstreiks und Proteste

Der am 8.10. im Spezialgefängnis Diyar­
bakir aus Protest gegen die Zwangsverle­
gungen der Kriegsgefangenen und der 
Repression in Kurdistan begonnene Hun­
gerstreik dauert an. Mittlerweile ist die 
Zahl der Hungerstreikenden auf über 200 
angestiegen. In Diyarbakir setzen die 
Angehörigen der Gefangenen im Gebäu­
de der SP (Sozialistische Partei) ihren So- 
lidaritäts- und Protesthungerstreik fort. 
Immer mehr Menschen schließen sich 
dem Hungerstreik an, inzwischen sind 65 
im Hungerstreik. Die Polizei observiert 
die Umgebung des Gebäudes und hat bis­
her vier Patrioten festgenommen.
Bismil: Im Spezialgefängnis wurden am
17.10. 25 Gefangene, die meisten politi­
sche, mit Gewalt in andere Gefängisse 
verlegt, woraufhin die zurückgebliebe­
nen Gefangenen einen Hungerstreik be­
gannen, der am 21.10. in einen unbefri­
steten Hungerstreik verwandelt wurde. 
Nusaybin: An dem am 15.10. begonne­
nen Hungerstreik beteiligen sich 186 
Menschen. Trotz Repressionen durch Pö- 
lizeikräfte besuchen täglich ca. 3000 
Menschen die Hungerstreikenden.
Cizre: Der Hungerstreik in Cizre begann 
am 19.10. mit über 200 Menschen. 
Nachdem sich immer mehr Menschen 
dem Hungerstreik anschlossen, mußten 
die Hungerstreikenden in ein Hotel um­
ziehen. Die Hungerstreikenden werden 
von vielen Bauern besucht. Am 22.10. 
hat sich eine Gruppe aus Silopi, am
29.10. eine Gruppe von vierzig Studen­
ten dem Hungerstreik angeschlossen. 
Gaziantep: Am 30.10. begannen die po­
litischen Gefangenen im Gefängnis von 
Gaziantep aus Protest gegen die Zwangs­
verlegungen und den kolonialfaschisti­
schen Terror ein Todesfasten. Auch in 
Siverek, Adiyaman, Idil und Adana fin­
den Solidaritätshungerstreiks statt. Kon­
takttelefone mit den Angehörigen: 
Diyarbakir: » 0090-831-17422 
Nusaybin: »0090-8425-3573 — (rül)

Seit sechs Monaten protestieren die etwa 100000 Lehrer des wallonischen Landes­
teils in Belgien gegen den von der Regierung verhängten Lohnstopp und für eine An­
hebung ihrer Löhne. Allein in Brüssel fanden seit Mai 59 Demonstrationen und Kund­
gebungen statt. Die Lehrer verlangen mindestens eine Anhebung ihrer Gehälter um 
2%, wie für den übrigen öffentlichen Dienst schon vor Monaten von der Regierung 
zugestanden. Nachdem ihre monatelangen Demonstrationen und Kundgebungen 
nichts bewirkten, traten sie Mitte Oktober in den Streik. Lehrer an Grundschulen ver­
dienen derzeit ein Eingangsgehalt von umgerechnet knapp 1300 DM. — (rül)

Israel: Eskalation 
der Unterdrückung

Während sich die Massenmedien in den 
letzten Monaten vornehmlich dem „neu­
en“ Nahostkonflikt widmeten, scheint 
eine Lösung der seit über vierzig Jahren 
andauernden Palästinafrage noch weiter 
in den Hintergrund gerückt zu sein. 
Schon zu Beginn der Golfkrise sprachen 
sich führende israelische Politiker dafür 
aus, die neue Situation zur Zerschlagung 
des palästinensischen Volksaufstandes 
zu nutzen. Am 8. Oktober erschossen 
Mitglieder israelischer Eliteeinheiten in 
der Jerusalemer Altstadt 22 Palästinen­
ser. Vorausgegangen war eine Provoka­
tion zionistischer Siedler, die seit lan­
gem versuchen, den Tempelberg unter 
ihre Gewalt zu bringen. Diese Gruppie­
rung hatte angekündigt, daß ihre Aktion 
„nach Absprache und unter dem Schutz 
der Sicherheitskräfte“ stattfinden wer­
de. Bereits einen Tag zuvor hatte Mini­
sterpräsident Shamir bekanntgegeben, 
daß am Rand des Ölbergs ein neues rein 
jüdisches Wohnviertel für Einwanderer 
aus der Sowjetunion entstehen solle. 
Gegen die protestierenden Palästinenser 
wurde zunächst mit Gummigeschossen, 
dann mit scharfer Munition vorgegan­
gen. Nach Aussagen von Ärzten und 
Krankenschwestern starben die meisten 
Opfer durch gezielte Kopfschüsse. Auch 
auf die anrückenden Krankenwagen 
wurde gezielt geschossen. Das Massa­
ker am Tempelberg ist eines der 
schlimmsten seit Beginn der „Intifada“ 
vor drei Jahren. In dieser Zeit wurden 
mindestens tausend Palästinenser getö­
tet, und die zionistische Besatzungs­
macht versucht, mit brutalster Unter­
drückung den Widerstand zu brechen. 
Nachdem es in den zwei Wochen nach 
dem Blutbad zu mehreren Auseinander­
setzungen zwischen Palästinensern und 
zionistischen Siedlern gekommen war, 
riegelte die Armee am 24. Oktober die 
Grenzen zu den 1967 besetzten Gebieten 
hermetisch ab. Tausende Palästinenser 
wurden so daran gehindert, zu ihren Ar­
beitsplätzen zu gelangen. Diese Maß­
nahme wurde auf Drängen der israeli­
schen Unternehmer nach vier Tagen 
wieder aufgehoben, zugleich wurden 
neue Reisebeschränkungen und Aus­
gangssperren für Palästinenser aus dem 
Gaza-Gebiet erlassen. Inzwischen 
begründete Shamir die Weigerung, eine 
Untersuchungskommission der UNO 
einreisen zu lassen, mit dem Souveräni­
tätsprinzip, da die 1967 eroberte Alt­
stadt von Jerusalem nach zionistischer 
Auffassung zum israelischen Staatsge­
biet gehöre. — (hch)

Italien: Geheime 
Nato-Sondereinheiten

Der italienische Präsident Cossiga hat 
zugegeben, daß in Italien seit Jahrzehn­
ten eine von der Nato geleitete Geheim­
organisation mit Namen „Gladio“ zur 
„Abwendung einer kommunistischen 
Machtübernahme“ besteht. Er, Cossi­
ga, habe selber in den 60er Jahren bei 
der Rekrutierung von Personal für „Gla­
dio“ mitgewirkt. Die linke Zeitung „II 
manifesto“ hatte die Existenz dieser 
Geheimorganisation enthüllt. Die Re­
gierung Andreotti bestätigte sie und ließ 
verlauten, die Organisation habe 1000 
Personen umfaßt. Ihr gehörten bzw. ge­
hören noch immer u.a. auch zahlreiche 
Faschisten an. Ex-Regierungschef De 
Mita hat ebenfalls bestätigt, ihm sei die 
Truppe seit seiner Amtszeit bekannt. 
Quelle: Neue Zürcher Zeitung, 6.11.90 — (rül)

Boykottiert Outspan-Orangen!
Der Streik der Farmarbeiter verdient Unterstützung

Der Streik der Farmarbeiter auf der 
Orangenfarm Zebedelia Estates. die 
dem staatlichen South African Develop­
ment Trust gehört, dauert an. Bereits im 
April 1989 hatten die Farmarbeiter für 
einen Monat gestreikt, um einen Lohn, 
der zum Leben reicht, durchzusetzen. 
Die Farmleitung setzte wie in diesem 
Jahr die Polizei ein, die Arbeiter wurden 
geschlagen und mit Hunden gejagt. Die 
staatlichen Behörden weigerten sich, 
den Streik als legalen Arbeitskampf an­
zuerkennen. Für Landarbeiter gilt die 
Arbeitsgesetzgebung nicht, sie gelten 
noch immer nicht als selbständige Ar­
beitskräfte, sondern als Bestandteil des 
Farmeigentums. Dennoch konnten die 
Arbeiter und ihre Gewerkschaft, die Na­
tional Union of Farmworkers, von der 
Farmleitung die Zusage für Lohnerhö­
hungen und für weitere Verhandlungen 
über die Arbeitsbedingungen erzwin­
gen. Die Farmleitung hielt sich jedoch 
nicht an ihre ursprüngliche Zusage und 
legte im Juni dieses Jahres einen Vertrag 
über Arbeits- und Lebensbedingungen 
vor, über den sie nicht verhandeln wollte 
und den die Arbeiter als unzumutbar zu­
rückwiesen. Sie begannen am 8. August 
mit dem jetzigen Streik, auch um eine 
Verbesserung der Lebens- und Arbeits­
bedingungen zu erreichen. Sie fordern:

1. Sofortige Lohnerhöhung um 60%;

Fundamentalistischer Wahlsieg
Pakistan: Kashmirfrage für Wahlausgang entscheidend

chen . . . Wir werden alle unsere Kräfte 
zur Befreiung Afghanistans und Kash- 
mirs einsetzen . . . Wir werden allen 
Druckversuchen gegen unser Nuklear­
programm widerstehen.“ Unabhängig 
von der fundamentalistischen und natio­
nalistischen Propaganda ließen sich die 
Menschen im Pandschab davon leiten, 
daß die neue Regierung die Kashmirfra­
ge zu Pakistans Gunsten wird entschei­
den können. Denn der Vorwurf an die 
Regierung Bhutto, in dieser Frage ge­
genüber Indien „zu weich“ gewesen zu 
sein, hat nicht zuletzt zu ihrer Absetzung 
mit Billigung des Militärs geführt. Es 
geht hier vermeintlich um die „Lebens­
adern“ Pakistans, die für die Versor­
gung des Pandschabs unentbehrlich 
sind. Die Bedeutung dieser Frage drückt 
sich darin aus. daß die PPP im Regional­
parlament 88 Sitze einbüßte und jetzt nur 
noch 10 Abgeordnete stellt.

Die Versuche der USA, Einfluß auf 
die Wahlen zu nehmen, indem die Kre­
ditvergabe nach der Absetzung B. Bhut­
tos bis zur Wahl gesperrt wurde, hat si­
cherlich nicht den Effekt gehabt, den es 
haben sollte. Die neue Regierung wird 
reaktionärer sein und aufgrund des star­
ken Einflusses der Jamiat. einer Kader­
partei der muslimischen Geistlichkeit, 
auch schwer einschätzbar.
Quellenhinweis: Neue Zürcher Zeitung, div. Aus­
gaben Oktober 1990 — (cog)

Die am 26. / 27.10.1990 abgehaltenen 
Wahlen für das nationale Parlament und 
die vier Provinzparlamente endeten mit 
einer erdrückenden Niederlage für die 
Pakistan Peoples Party (PPP) Benazir 
Bhuttos. Von 207 Parlamentssitzen im 
nationalen Parlament erreichte die Isla­
misch Demokratische Allianz (Island 
Jamhoori Ittehad, UI) 105 und die PPP 
nur 45 Sitze.

Die Niederlage der PPP kam für viele 
überraschend, da B. Bhutto nach ihrer 
Absetzung am 6.8.1990 den Wahl­
kampf ganz auf ihre Person zugeschnit­
ten hatte. Dabei stellte sie ihre Abset­
zung als Staatsintrige dar. Allerdings 
wies die Opposition erfolgreich auf den 
Widerspruch hin, in dem ihr volkstüm­
liches Auftreten während des Wahl­
kampfes zu ihrem feudalen Gebahren 
steht. Entscheidend für den haushohen 
oppositionellen Wahlsieg dürfte aber 
nicht dieser Punkt gewesen sein, denn 
führende Kandidaten der UI waren vor­
dem Mitglieder der Regierung B. Bhut­
tos gewesen.

In der Provinz Pandschab leben weit­
aus die meisten Menschen in Pakistan. 
Sie stellt mehr als die Hälfte aller Ab­
geordneten (115). Hier werden die Wah­
len im wesentlichen entschieden. Die 
Kemprogrammpunkte der UI waren: 
„Wir werden Pakistan zu einem wahr­
haft islamischen Wohlfahrtsstaat ma-

Der PAC-Präsident ist tot
Z. Mothopeng kämpfte seit langem für die Befreiung Azanias

Der Präsident des Pan Africanist Con­
gress of Azania (PAC), Zephania Mo- 
thopeng, ist am 23. Oktober im Alter 
von 77 Jahren verstorben. Er starb an 
einer Lungenentzündung, er litt aber be­
reits seit Jahren an Lungenkrebs, an dem 
er im Gefängnis erkrankte.

Die Rassistenregierung mußte den 
schwerkranken Befreiungskämpfer am 
26. November 1988 vorzeitig aus der 
Haft entlassen. Zephania Mothopeng 
war 1979 gemeinsam mit elf weiteren 
Angeklagten aus dem PAC und der 
Black Consciousness Bewegung zu 30 
Jahren Haft verurteilt worden. Das Ge­
richt befand die zwölf und insbesondere 
den Genossen Mothopeng verantwort­
lich und schuldig der Aufstandsbewe­
gung 1976, die mit dem Schüleraufstand 
in Soweto begann.

Z. Mothopeng war bereits 1963 im 
selben Verführen wie der damalige 
PAC-Präsident Mangaliso Robert So- 
bukwe zu drei Jahren Gefängnis und 
Zwangsarbeit verurteilt worden. Da­
nach kämpfte er im Innern des Landes 
weiter für die Befreiung Azanias von der 
rassistischen Siedlerherrschaft. Der 
PAC ernannte ihn noch während seiner 
zweiten Inhaftierung zum Präsidenten.

Mit Z. Mothopeng verliert die Befrei­
ungsbewegung in Azania einen erfahre­
nen Kämpfer, der innerhalb der Befrei­
ungsbewegung immer darauf gedrungen 
hat, die Beratung und die Einheit mit al­
len unterdrückten Schichten zu suchen.

Auf die Einladung zu Gesprächen 
über mögliche Verhandlungen, die der 
südafrikanische Präsident De Klerk ge­
genüber dem PAC und anderen Parteien 
und Organisationen ausgesprochen hat. 
reagierte Mothopeng mit dem Aufruf an 
alle afrikanistischen Organisationen und 
Teile des PAC. diese Einladung zu bera­
ten. Wie sich die Gruppierungen und 
damit der PAC zu dieser Einladung ver­
halten werden, entscheidet sich auf dem 
ersten Inlands-Kongreß des PAC seit 
über 30 Jahren zwischen dem 9. und II 
November. Mothopeng rief alle Mitglie­
der des PAC und der RAM auf. auch vor 
dem Hintergrund dieses Gesprächsange­
bots durch die rassistische Regierung die 
Anstrengungen für allgemeine und glei­
che Wahlen für eine verfassunggebende 
Versammlung zu erhöhen. Diese Ver­
sammlung soll einen Wrfässungsent- 
wurf vorlegen, der nach eingehender 
Beratung die Grundlage für ein kuntt: 
ges Azania Südafrika sein soll. - taM’

2. auf Dauer einen Mindestlohn von 500 
Rand im Monat; 3. Verhandlungen für 
einen Vertrag über die Arbeitsbedingun­
gen; 4. Verhandlungen über bessere Le­
bensbedingungen.

Die Farmleitung antwortete auf den 
Streik mit Drohungen und Einschüchte 
rungsversuchen. Alle Arbeiter wurden 
entlassen, 200 Familien aus ihren Woh­
nungen vertrieben. Die Arbeiter, die 
noch auf der Farm wohnen, dürfen sich 
nur auf dem Farmgelände bewegen 
Nächtliche Überfalle durch die weißen 
Sicherheitskräfte sind üblich. In der drit­
ten Streikwoche versuchte die Farmlei 
tung, Streikbrecher einzusetzen. Einige 
weigerten sich, als Streikbrecher tätig zu 
sein, und diejenigen, die blieben, sind ui 
der Arbeit nicht ausgebildet und behan­
deln die Früchte so schlecht, daß sie 
nicht verkauft werden können. Die 
Orangen, die jetzt noch auf den Bäumen 
sind, fangen bald an zu faulen.

Die National Union of Farmworkers 
ruft die internationale Öffentlichkeit 
auf, den Streik der Farmarbeiter zu un­
terstützen. Boykottiert Outspan-Oran- 
gen! Schreibt Protestbriefe an den Vor­
sitzenden des Trusts, an FW de Klerk. 
Private Bag 1000, Union Buildings, Pre­
toria, RSA, und an The South African 
Development Trust, PO Box 213, Preto­
ria 0001, RSA. — (uld)
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Das Konzept „Partei der Linken“
Dis perspektivische Konzept für die ge­
plante neue Partei, das Occhetto bei der 
Begründung von Namen und Symbol er­
neut vorgestellt hat. ist eine Art reforme­
rische Sammelpartei. In diese Partei sol­
len diverse Strömungen Eingang finden, 
allerdings nicht Kräfte links von der offi­
ziellen PCI. In einem Interview mit der 
Zeitschrift L'Espresso hat sich Occhetto 
zum wiederholten Mai an die vorgesehe­
nen politischen Kräfte gewandt mit dem 
Appell, „die diversen Seelen der italie­
nischen Linken zu vereinigen“. (1)

Das betrifft zunächst und vor allem die 
Sozialdemokratie in Gestalt der (an der 
Regierung beteiligten) Sozialistischen 
Partei (PSI) mit dem Vorsitzenden Cra­
xi: .......Alle sozialdemokratischen Par­
teien fühlen, was ich auch fühle: daß wir 
vorder Notwendigkeit stehen, neue Ho­
rizontezuziehen . . . Craxi täuscht sich, 
auf einem festen Ufer zu stehen. Er soll­
te viel eher sagen: Wir sind zwei Kräfte 
des italienischen Sozialismus, knüpfen 

Protest vor der PCI-Zentrale in Rom am 11. Oktober gegen die Namensänderung in 
Demokratische Partei der Linken und gegen die Ersetzung des traditionellen Partei­
emblems mit Hammer, Sichel und Stern durch einen grünen Baum.

wir eine ernsthafte Diskussion über die 
Perspektiven der Wende und der Wie­
dervereinigung der Linken“.

Weiter wendet sich Occhetto an die 
Grünen, derzeit zwei Parteien, mit der 
Aufforderung, den Ökoiogismus als 
„Bewegung“ weiterzuführen und seine 
parlamentarische Vertretung der neuen 
linken Partei zu übertragen: „Ich glau­
be, daß man dahin zurückkehren muß, 
eine wirkliche Dialektik zwischen Par­
teien und Bewegungen wirken zu lassen. 
Die Bewegungen müssen autonom sein 
und müssen dann ihre Bezugspunkte im 
politischen System finden“. Bei der 
christdemokratischen Linken wendet er 
sich vor allem an Kreise um den frühe­

Gegen auswärtige Einmischung
Eine Stellungnahme der Patriotischen Front von Ruanda

Der Bürgerkrieg in Ruanda hält an. In 
diesen afrikanischen Konflikt sind je­
doch nicht nur afrikanische Truppen, 
sondern auch westeuropäische, nämlich 
französische und belgische, verstrickt. 
Ruanda gehört zu den ärmsten Ländern 
der Erde. Obwohl mehr als drei Fünftel 
der Bevölkerung in der Landwirtschaft 
tätig sind, ist die Nahrungsmittelversor­
gung nicht gesichert, denn der größte 
Teil der landwirtschaftlichen Produk­
tion besteht aus Kaffee. Tee und Baum­
wolle für den Export. Der Konflikt geht 
zurück auf den Versuch der damaligen 
belgischen Kolonialherren, durch die 
Förderung von Stammesstreitigkeiten 
ihre Herrschaft zu sichern. 1959 wurde 
der damalige König von Ruanda, der 
einer kleineren ethnischen Gruppe, den 
Tutsi, angehörte, von Angehörigen der 
Hutu gestürzt. Die Hutu hatten die Un­
terstützung der belgischen Kolonialher­
ren. Tausende wurden getötet und Tau­
sende mußten ins Exil fliehen. Versuche 
der Geflohenen zurückzukehren beant­
worteten sowohl die Kolonialherren wie 
auch die spätere Regierung von Ruanda 
mit Festnahmen und Hinrichtungen, 
noch immer sind einige der Anfang der 
6Oer Jahre Inhaftierten im Gefängnis. 
Auch auf die jetzigen Aufstände antwor­
tete die Regierung nicht nur mit dem 
Entsatz der Armee gegen die Aufständi­
schen. sondern mit Massenverhaftungen 
im ganzen Land.

Ruanda war bis 1962 belgische Kolo­
nie und exportiert vor allem Kaffee nach 
Belgien. Frankreich und in die BRD.

„Demokratische Partei der Linken“ oder 
„kommunistische Neugründung“?

Strategiedebatte in der Kommunistischen Partei Italiens

Der 19. Parteitag der Kommunistischen Partei Italiens 
(PCI) hatte im Dezember 1989 beschlossen, die „Konstitu­
ierungsphase einer neuen politischen Formation“ einzulei­
ten, in die die PCI aufgehen soll. Inzwischen hat der Gene­
ralsekretär der PCI, Achille Occhetto, nach elf Monaten der 
„Konstituierungsphase“ als Namen der neuen Partei vor­
geschlagen: „Demokratische Partei der Linken“ (Partito

Democratico della Sinistra — PDS). Das neue Emblem soll 
ein grüner Baum auf grünem Boden sein, an dessen Fuß 
zunächst noch das bisherige Parteisymbol klein aufgenom­
men werden soll. Über den Entwurf eines neuen Parteipro­
gramms wird diskutiert, allerdings weniger heftig und stär­
ker intern als über Name und Emblem. Entscheiden soll der 
20. Parteitag im Januar 1991.

ren Bürgermeister von Palermo, Orlan­
do, der unlängst von seiner Partei im 
Amt abgelöst wurde.

Nicht angesprochen sind linke Orga­
nisationen wie die in der Kammer des 
Parlaments vertretene Democrazia Pro- 
letaria (DP), die 1978 aus einem Bünd­
nis linker Kräfte hervorging, oder auto­

nome, anarchistische, ML- und andere 
Organisationen.

Begründung und erste Resultate 
Occhetto begründet die Notwendigkeit 
und Möglichkeit einer solchen Partei mit 
folgenden Gesichtspunkten: Neue Ge­
gensätze, insbesondere neue Überle­
bensfragen der Menschheit, hätten die 
traditionellen Klassenwidersprüche 
überlagert. Die neue Weltlage habe die 
zwei Blöcke abgeschafft und damit auch 
den Bezug der Parteien auf diese Blöcke. 
Die beiden Flügel der Arbeiterbewe­
gung, der sozialdemokratische und der 
kommunistische, deren Spaltung die 
„zweite Phase der Arbeiterbewegung“

Nach dem Beginn des Bürgerkrieges 
sind zwar die in Ruanda stationierten 
belgischen Fallschirmjäger abgezogen 
worden. Nach wie vor verbleiben aber 
einige belgische Truppenteile und fran­
zösische Fremdenlegionäre im Land und 
unterstützen die Regierung. Die Regie­
rung behauptet, es handele sich um die 
Abwehr einer Invasion. Wir dokumen­
tieren im folgenden eine Presseerklä­
rung der Patriotischen Front von Ruan­
da. — (uld)
In den letzten Tagen hat die internationa­
le Presse über eine Invasion in Ruanda 
durch ruandische Flüchtlinge von außer­
halb berichtet.

Die Patriotische Front von Ruanda 
(Inkotanyi) erklärt sich mit Stolz verant­
wortlich für diese Invasion. Die Regie­
rung von Ruanda versucht durch eine 
konzentrierte Medien-Kampagne, die 
Ziele und Gründe dieses Kampfes in 
Mißkredit zu bringen.

Die Regierung Habyalimana ist eifrig 
dabei, die internationale Gemeinschaft 
in die Irre zu führen, indem sie den Kon­
flikt als Stammeskonflikt präsentiert, 
indem ein Teil der Leute von Ruanda 
eine Invasion aus Rache und in dem 
Wunsch, die Mehrheit der ruandischen 
Bevölkerung zu dominieren, einfallt. 
Diese Erklärung ist falsch.

Angesichts einer Regierung, die unser 
Volk systematisch entlang regionaler, 
religiöser und ethnischer Fragen spaltet, 
beschloß die Patriotische Front von 
Ruanda, eine nationale Befreiungsbewe­
gung zu bilden, deren oberstes Ziel die 

ausgemacht habe, seien beide geschei­
tert bzw. nicht imstande, die gesell­
schaftlichen Probleme zu lösen. Damit 
sei auch die historische Phase der Tren­
nung dieser beiden Flügel zuende. In 
einer „dritten Phase“ könnten sie heute 
wieder zusammenwachsen. Hinzu kä­
men die besonderen Verhältnisse Itali­
ens, die Regierungskrisen, der „Verfall 
der Demokratie“, die Entwicklungspro­
bleme des italienischen Südens u.a. Die 
neue Partei könne die politischen Ver­
hältnisse in Bewegung bringen und eine 
linke Regierungsalternative werden.

Die bisherigen elf Monate „Konstitu­
ierungsphase“ geben kaum Anhalts­
punkte, daß diese Strategie funktionie­
ren wird. Die anvisierten politischen 
Kräfte zeigen sich kaum interessiert 
bzw. behandeln die PCI nach wie vor als 
politische Konkurrenz. Craxi hat wenige 
Tage vor der Bekanntgabe von Occhet- 
tos Vorschlägen verfügt, daß die PSI ab 
sofort „Sozialistische Einheit — PSI“ zu 
heißen habe. Die PSI will eine Zusam­
menarbeit, wenn überhaupt, dann zu ih­
ren Bedingungen. Die beiden Parteien 
der Grünen, „Sole ehe ride“ (Lachende 
Sonne) und „Arcobaleno“ (Regenbo­
gen), haben gerade beschlossen, sich im 
Dezember 1990 zu vereinigen, um so die 
viertstärkste organisierte politische 
Kraft zu werden; also keine Rede von 
einem Aufgehen in eine andere Partei. 
Orlando schließlich hat erklärt, daß er 
als Christdemokrat sterben werde, wenn 
auch vielleicht nicht als Mitglied der 
Democrazia Cristiana.

Diese Reaktionen deuten an: Die 
Kräfte, die für die geplante künftige Par­
tei, eine Reformpartei der Arbeit unter 
Führung der lohnabhängigen Mittelklas­
se, ins Auge gefaßt sind, sind nicht wil­
lens, sich in eine andere politische For­
mation aufzulösen.

Die Kräfte der PCI sind in der „Kon­
stituierungsphase“ nicht stärker, son­
dern schwächer geworden. Die Sektio­
nen der PCI klagen über Mitgliederver­
luste. Bei den Wahlen auf der Ebene der 
Gemeinden, Provinzen und Regionen im 
Mai hat die PCI etwa 5 % Wählerstim­
men verloren. Die Beziehungen der PCI

Errichtung eines politischen Systems ist, 
das Würde, Gleichheit und Freiheit für 
alle Bürger ohne Rücksicht auf ethni­
sche, regionale und religiöse Unter­
schiede garantiert. Dieses diktatorische 
Regime ist charakterisiert durch will­
kürliche Verhaftungen, Internierung 
ohne Gerichtsverfahren und der Leug­
nung individueller Freiheiten.

Hunderte und Tausende von Leute aus 
Ruanda fristen in den Flüchtlingslagern 
in den Ländern rund um Ruanda ihr Da­
sein, während andere in den letzten 31 
Jahren rund um die Welt verstreut wur­
den. In dieser ganzen Zeit haben sie mit 
friedlichen Mitteln versucht, in ihr Mut­
terland zurückzukehren. Unglücklicher­
weise sind alle ihre Hoffnung zerstört 
worden. Anstatt diese Probleme zu lö­
sen, hat die Regierung von Ruanda öf­
fentlich erklärt, daß Ruanda überbevöl­
kert ist und zu arm, um für seine eigenen 
Kinder zu sorgen.

Vor diesem finsteren Hintergrund 
möchte die Patriotische Front von Ruan­
da erklären und dem Volk von Ruanda 
und der internationalen Gemeinschaft 
versichern, daß:
a) Wir sind zum bewaffneten Kampf ge­
zwungen worden, weil die Regierung 
von Ruanda sich dauerhaft geweigert 
hat, eine Lösung für die Probleme des 
Landes zu finden, und, unter anderem, 
die friedliche Rückkehr der ruandischen 
Flüchtlinge zu garantieren.
b) Unser Kampf richtet sich in keiner 
Weise gegen die ruandischen Massen, 

zum betrieblichen und gewerkschaftli­
chen Widerstand gegen die Kapitalisten 
und zu anderen sozialen Interessen und 
Bewegungen, die sich schon seit einiger 
Zeit krisenhaft entwickelt haben, sind 
nicht besser geworden. Dem sozialen 
Widerstand hat die PCI im Zuge der 
förmlichen Umbildung zu einer anderen 
Partei kaum Impulse geben können. Die 
sozialen Interessen der arbeitenden 
Klassen spielen in ihrer Politik eine 
rückläufige Rolle. Die Programmdis­
kussion — geführt über einen Entwurf 
aus dem Mehrheitslager — läßt nicht er­
kennen, daß diese beunruhigende Ent­
wicklung bewußt und planmäßig umge­
kehrt werden soll. Soziale Gegner, das 
monopolistische Kapital, die Konzerne 
kommen darin nicht vor. Die Interessen 
der Lohnabhängigen werden immer we­
niger als eigenständige Klasseninteres­
sen formuliert, stattdessen als angebli­
che übergeordnete allgemeine Interes­
sen (z.B. die Ersetzung des Lohnkampfs 
durch die Vermögensbildung mit Fonds 
von Produktivkapital).

Konzept der „Nein-Front“: 
Kommunistische Neugründung 

Die innerparteiliche Opposition („Nein- 
Front“) lehnt Occhettos Vorschläge ab. 
Auf dem letzten Parteitag gruppierte sie 
sich um die Leitanträge („Motionen“) 2 
(„Für eine wahre Erneuerung der PCI 
und der Linken“, etwa 30% der Dele­
gierten) und 3 („Für eine sozialistische 
Demokratie in Europa“, etwa 3%). Ihr 
Widerstand richtet sich vor allem gegen 
die Namensänderung. Eine programma­
tische Auseinandersetzung anhand alter­
nativer Programmdokumente gibt es 
nicht. So ist diese Opposition die ganze 
Zeit in der schwierigen Lage, auf Vor­
stöße des Generalsekretärs zu reagieren, 
ohne • eigene Vorstellungen zu Pro­
gramm und Strategie zusammenhängend 
formuliert zu haben. Nachdem sich nun 
die „Ja-Front“ um Occhetto in einigen 
Positionen etwas aufgefächert hat, hat 
auch ein Übergang von Leuten der 
„Nein-Front“ in das Mehrheitslager 
begonnen.

Die Opposition ist sich einig in der 

Belgische Interventionstruppen in Ruanda

von denen wir Verständnis und Unter­
stützung erhalten. Unsere Kämpfer ha­
ben den strikten Befehl, die Zivilbevöl­
kerung zu beschützen und jeden als Bru­
der zu begrüßen, der hinter unserer Sa­
che steht.
c) Die Regierung von Ruanda soll die 
Verantwortung übernehmen für die 
Konsequenzen aus ihrer unseligen Me­
dienkampagne, daß unser Ziel ein Stam­
mesaufstand sei oder ein Versuch, die 
Monarchie zu restaurieren. Diese Kam­
pagne dient der Regierung dazu, eth­
nisch begründete Feindseligkeiten in der 
Bevölkerung zu schüren. Weiterhin hal­
ten wir fest, daß unser politischer und 
unser bewaffneter Kampf darauf abzielt, 
eine wirkliche Aussöhnung in unserem 
Volk und eine wirklich demokratische 
Gesellschaft zu erreichen. Im Gegensatz 
zu den Lügen, die durch die Regierung

Zielsetzung, daß sich eine kommunisti­
sche Partei neu formieren soll. Sie will 
prüfen, ob sie mit einer gemeinsamen 
Motion auf dem nächsten Parteitag an­
treten kann. Über die Frage, ob diese 
Neugründung aus der neuen Partei PDS 
heraus verfolgt werden soll oder ob man 
sich von dieser Partei trennen soll, gibt 
es unterschiedliche Vorstellungen. Die 
führenden Leute der Motion 2 haben 
sich wiederholt gegen eine Spaltung aus­
gesprochen und propagieren die Prü­
fung, ob in der künftigen PDS ein „Be­
reich der demokratischen Kommuni­
sten“ Platz haben kann.

Im Bereich der Motion 3 sind die Vor­
stellungen unterschiedlich. Armando 
Cossutta, der als ihr Wortführer gilt, 
wird mit den Worten zitiert: „In jedem 
Fall wird es eine autonome Kraft der ita­
lienischen Kommunisten geben“. (2) 
Alles hänge aber vom Ausgang des 
nächsten Parteitags ab.

Bündnisbestrebungen 
kommunistischer Kräfte

In einem Diskussionsbeitrag im August 
hatte Dario Cossutta, ebenfalls Motion 
3, dje organisatorische Trennung des 
kommunistischen Flügels in der PCI von 
der Partei befürwortet. Die Entwicklun­
gen der letzten zehn Jahre zwängen alle 
Kräfte der Linken zu großen Anstren­
gungen für eine Neudefinition von Pro­
grammen. Occhettos Vorgehen sei aber 
ein Prozeß der Selbstzerstörung der 
PCI, die Lage innerhalb der Partei sei 
immer schwieriger und lähmender ge­
worden. Der Versuch, die unterschied­
lichsten politischen Strömungen in eine 
einzige Partei zusammenzufassen, sei 
unrealistisch und ungeeignet: „Ich be­
haupte im Gegenteil, daß die Zerlegung 
der Kräfte der Linken in Formationen, 
die politisch und kulturell autonom sind, 
ein wirksameres Durchdringen in der 
Gesellschaft erleichtert.“ (3)

Inzwischen gibt es auch außerhalb der 
PCI Bestrebungen, die Zusammenarbeit 
antikapitalistischer und kommunisti­
scher Kräfte zu verbessern. Ein Kreis 
von Leuten vor allem aus Democrazia 
Proletaria und PCI hat die Herausgabe 
einer Zeitschrift „Comunisti oggi“ 
(Kommunisten heute) eingeleitet, die 
der gemeinsamen Debatte und Zusam­
menarbeit dienen soll. Der Vorstand von 
Democrazia Proletaria hat nach Be­
kanntgabe von Occhettos Vorschlägen 
eine Erklärung verabschiedet, in der es 
heißt: „DP bekräftigt die Notwendig­
keit, einen Prozeß für die Neugründung 
einer antikapitalistischen und kommuni­
stischen Partei in unserem Land einzu­
leiten; ein Prozeß, der — wenn er ver­
wirklicht wird — auch DP hinfällig ma­
chen wird“. (4)

Quellenhinweis: (1) L'Espresso 21.10.90; (2) 
L'Unitä 16.10.90; (3) L'Unitä 7.8.90; (4) 
L'Unitä 15.10.90- (rok)

Kigali fabriziert werden, deren Motiv es 
ist, Hutus gegen Hitsis zu treiben, wird 
die Patriotische Front von Ruanda 
(RFP) von allen Ruandesen getragen.
d) Alle fremden Staaten, insbesondere 
Belgien, Frankreich und Zaire werden 
vor einer Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten Ruandas gewarnt. Bel­
gien wiederholt mit seiner derzeitigen 
Intervention seine scheußliche Aktion 
von vor 31 Jahren, als Belgien ethnische 
Feindseligkeiten anfachte und sich an 
Stammesmassakem beteiligte, die hun­
derte und tausende Tote hinterließen und 
eine ähnliche Anzahl von Leuten ins Exil 
trieben. Tatsächlich ist unsere heutige 
Initiative ein Versuch der Patriotischen 
Front von Ruanda, einen belgischen 
Fehler und eine lange Latte von Irrtü­
mern in unserer Geschichte zu berichti­
gen.
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OB-Wahlen in Stuttgart: Faschisten 
treten mit fünf Kandidaten an

Kritik an reaktionärer und faschistischer Programmatik schwach entwickelt

Stuttgart. Was den Wahlsieger, den seit 16 Jahren amtie­
renden Manfred Rommel, anbelangt, stand das Ergebnis 
der Wahl am 4.11. von vorneherein fest. „Rommelgart“ 
müßte die Stadt eigentlich heißen, hat die „Stuttgarter 
Zeitung“ vorgeschlagen. Während die CDU mit ihrem ge­
gen Flüchtlinge gerichteten Wahlkampf in enger Nähe zu 
den Faschisten operierte, konnte Rommel weitgehend un­
angefochten als Mann der Mitte und OB fiir (fast) alle auf­
treten. Mit 71,7 % liegt er leicht über dem letzten Ergebnis 
bei allerdings deutlich zurückgegangener Wahlbeteiligung 
(50,2 % gegenüber 63 % 1982). Die SPD hatte auf einen ei­
genen Kandidaten verzichtet. Obwohl NPD und Rep aus­
drücklich gegen Rommels „multikulturelle Gesellschaft“ 
angetreten sind, konnte er in keinster Weise genötigt wer-

45 Jahre nach dem Ende der menschen­
verachtenden Nazi-Diktatur gehört die 
Kandidatur von Faschisten wieder zur 
politischen Normalität in Stuttgart:

Der Wahlausschuß hat die Vertreter 
des Fremdenhasses und des großdeut­
schen Machtwahns zugelassen; die 
Stadtverwaltung duldet, daß Stuttgart 
mit zehntausenden ausländerfeindlicher 
und herrenvölkischer Plakate und Auf­
kleber überzogen wird; der Gemeinderat 
schweigt; die bürgerliche Öffentlichkeit 
registriert nicht, daß ein Fünftel der 
Stadtbevölkerung unter erniedrigenden 
Vertreibungsdruck gesetzt wird und tut 
erstaunt, wenn in dem so geformten Kli­
ma jüdische Friedhöfe geschändet wer­
den, Gewalttaten von Neonazis und 
Skins gegen Nichtdeutsche, Asylsu­
chende, Minderheiten und politisch 
Andersdenkende an der Tagesordnung 
sind.

Und was macht die Linke? Die zu den 
letztjährigen Kommunalwahlen gebilde­
te Alternative Linke Liste war nicht im­
stande, über eine antifaschistische Kan­
didatur den — zersplitterten — Wider­
stand gegen die den Interessen der Groß­
konzerne verpflichtete Stadtpolitik zu 
unterstützen. Der öko-zentrierte, in 
Rommels Nähe sich wohlfühlende Grü- 
nen-Kandidat Rezzo Schlauch war dabei

Wahlkampf für Rassismus und Viertes Reich
Faschistisches Lager fordert „2. Etappe“ des Anschlusses

Obiges Transparent entrollten Rep- 
Stadträte am 3.8.90 auf einem Sympo­
sium des Bundes der Vertriebenen in 
Stuttgart-Bad Cannstatt. Auf einer vor 
Beginn des Symposiums abgehaltenen 
Pressekonferenz bezeichnete Rep- 
Stadtrat Schlierer die Anerkennung der 
Oder-Neiße-Linie als „völkerrechtswidri­
gen Verrat“. Schlierer forderte eine Zoll­
union zwischen Teilen Polens (dem Ge­
biet des ehemaligen Schlesien) und 
Großdeutschland sowie ein Recht auf 
Rücksiedlung der Deutschen in dieses 
polnische Gebiet.

Die Faschisten fordern nach dem 
Hopps-Nehmen der DDR ungestüm die
2. Etappe des Anschlusses, d.h. das 
Heimholen polnischer, tschechischer 
und sowjetischer Gebiete ins Vierte 
Reich Im Juli veröffentlichte Johanna 

kein Ersatz. Die Beseitigung der DDR 
als Völkerrechtssubjekts innert eines 
halben Jahres — für viele früher nicht 
vorstellbar —, und die kaum hörbare 
Kritik aus der Gesellschaft der BRD läh-' 
men nach wie vor größere Teile der Lin­
ken und beeinträchtigen ihre Außenak­
tivitäten in gravierender Weise.

War es im April und Juni letzten Jah­
res noch möglich, breite Aktionseinhei­
ten gegen faschistische Propaganda — 
z.B. den NPD-Landesparteitag in Ober­
türkheim — zu bilden, Gewerkschaften 
für die Aktionsteilnahme zu gewinnen, 
und mit einigen Tausend öffentlichkeits­
wirksam zu demonstrieren, beteiligten 
sich heuer an den Aktivitäten gegen die 
faschistische Mobilisierung vor allem 
die autome Jugend und wenige sonstige 
Linke. Die Volksfront Stuttgart konnte 
dabei mit einem in einer Auflage von 
2000 verteilten Flugblatt zur Kritik der 
Politik von Rep/NPD einen Beitrag lei­
sten.

In dieser Lage versuchte die antifa­
schistische Jugend auf der OB-Kandida- 
ten-Vorstellung am 23.10., das Auftre­
ten der Faschisten handfest und lautstark 
zu verhindern — mit Erfolg. Daß der 
Versammlungsleiter die Veranstaltung 
abbrach und nicht räumen ließ, kann 
auch damit zu tun haben, daß die Reak-

Grund, Rep-Abgeordnete im Europa­
parlament in der Rep-nahen Zeitschrift 
„Europa vorn“ einen Aufsatz mit dem 
Titel „Ostdeutschland als zweite Etappe 
der deutschen Einigung“. Sie schreibt 
u.a.: „Die größte Gefahr für die Vollen­
dung der deutschen Einheit stellt die 
skrupellose Verzichtsbereitschaft beider 
deutscher Regierungen dar. Wenn Bun­
destag und Volkskammer schon vor 
Beginn irgendwelcher friedensvertragli­
cher Verhandlungen 144000 qkm deut­
schen Staatsgebietes abschreiben, den 
Raub durch die nur zu Verwaltern be­
stimmten Herren legalisieren, so stellt 
dies einen Verrat gewählter Volksver­
treter an der eigenen Nation dar.“

Inzwischen bemühen sich faschisti­
sche Organisationen und „Vertriebe- 
nen“verbände Hand in Hand, eine 
deutsch-völkische Bewegung in polni­
schen, tschechischen und sowjetischen 
Gebieten zu organisieren (vgl. Thomas 
Kleine-Bockhoff: Der schleichende An­
schluß, in: Die Zeit vom 5.10.90, 
S. 17ff). Der Kölner Rep-Stadtrat Man­
fred Rouhs fordert in diesem Zusam­
menhang ein oberschlesisches Autono­
miestatut mit Siedlungsrecht für alle 
„Deutschen“ aus der BRD, DDR, 
Österreich sowie ein Niederlassungs­
recht für die „deutschen“ Unternehmen 
mit Schutz des Privateigentums. Worum 
es geht, äußert Rouhs klar: „Es geht, 
genau wie bei der Einigung von DDR 
und BRD, um die Stärkung der deut­
schen Machtposition in Mittel- und Ost­
europa, insbesondere um eine Vergrö­
ßerung der deutschen Möglichkeiten im 
Osthandel.“ (zit. a. „Europa vom“, 
Nr. 8/90).

Die Deutsche Bank versucht derzeit 
im sowjetischen Kaliningrad einen deut­
schen Brückenkopf zu installieren, d.h. 
ein Industrie- und Technologiezentrum 
für Joint-Ventures. Zustimmend berich­
tet die Zeitschrift „Republikaner“: 
„Deutsche Firmen meint er (der Auf­
sichtsrats-Vorsitzende der Deutschen 
Bank, Christians; d. Verf.) könnten fiir 
den früheren Norden Ostpreußens am 
ehesten und schneller als für andere 
Wirtschaftssonderzonen in der RSFSR

den, zu den kandidierenden Faschisten und ihren Program­
men Stellung zu beziehen. Der Kandidat der Grünen Rezzo 
Schlauch, der seinen Wahlkampf weitgehend mit der För­
derung nach einer „ökologischen Strukturreform“ bestritt, 
hat 20,7 % erreicht. Die Faschisten — Rolf Schlierer, stell­
vertretender Bundesvorsitzender der Rep; Jürgen Schüt- 
zinger, Bundesgeschäftsführer und Landesvorsitzender der 
NPD; Martin Pape, bis vor kurzen FAP-Vorsitzender; Karl 
Phil, Gemeinderatskandidat der FAP und der parteilose 
Konrad Groß, angetreten vor allem gegen Asysuchende 
und Obdachlose — haben zusammengenommen 5 Prozent 
erreicht, die Rep haben mit 4,1 % ihr erklärtes Ziel von 
10% verfehlt und liegen deutlich unter dem letztjährigen 
Kommunalwahlergebnis (9,5%). — (evc, zem)

tion seit längerem ihren Willen bekun­
det, solche Veranstaltungen nicht mehr 
durchzufuhren und vor der OB-Bewer- 
bung Hürden aufzustellen; zudem waren 
die Hauptbewerber Rommel und 
Schlauch bereits zu Wort gekommen.

Völlig entfesselt agierte die Führung 
der Landespolizeidirektion n, als sie am 
27.10. gegen 16.30 Uhr ohne Anlaß und 
ankündigungslos ca. 100 gegen eine 
NPD-Wahlversammlung Protestierende 
einkesseln, in Wannen verfrachten und 
bis Mitternacht vorbeugend einsperren 
ließ. In einem Rundfunkinterview nann­
te ein Polizeisprecher am selben Abend 
ohne Umschweife die damit verfolgte 
Absicht: Man wolle mit der Vorbeuge­
haft Störungen bei der OB-Wahlveran- 
staltung des Rep-Kandidaten Schlierer 
um 19.30 Uhr im Gustav-Siegle-Haus 
(Stadtmitte) verhindern, So machen sich 
Rep-Seilschaften auch bemerkbar.

Überfällig ist eine Beratung antifa­
schistischer Kräfte, wie die Beobach­
tung und Kritik des faschistischen La­
gers verbessert werden können, (z.B. 
die Tätigkeiten der Rep in den Kommu­
nalräten; die Strategie-Diskussion in fa­
schistischen Zeitschriften über die näch­
sten Etappen zum Vierten Reich) und ei­
ne solche Schlappe wie bei den OB- 
Wahlen zu vermeiden ist.

gewonnen werden . . . Wird Königsberg 
also wieder deutsch? Wohl schon mittel­
fristig wird die Frage mit Ja zu beant­
worten sein.“ Man sieht, in wessen In­
teresse die Faschisten die Ostexpansion 
des DM-Imperiums propagieren.

Ausländerhetze steht bei 
der NPD ganz oben

Unter der Überschrift „Deutsche wäh­
len deutsch!“ druckt die „Stuttgarter 
Zeitung“ seit einer Woche das Konterfei 
des NPD-Bundesgeschäftsführers 
Schützinger als Werbeanzeige ab. Auf 
einer Kommunalwahlveranstaltung am 
17.9.89 in Villingen-Schwenningen gab 
dieser NPD-Funktionär u.a. von sich: 
„Mein Nächster ist mein deutscher 
Landsmann, dem es dreckig geht. Den 
Ausländern in der Stadt soll zuletzt ge­
holfen werden. Die Deutschen müssen 
allein Herr im eigenen Haus sein.“ Da­
nach brüllte er, gegen die evangelischen 
Geistlichen gerichtet, die den Rassismus 
der NPD öffentlich kritisiert hatten, ins 
Mikrofon: „Die Pfaffen haben im Drit­
ten Reich mit den Wölfen geheult. So tun 
sie es auch heute wieder.“ . ..

Am 24. Oktober wurde der Chef-Re­
dakteur der NPD-Zeitung „Deutsche 
Stimme“, Karl-Heinz Vorsatz, von der 
34. Strafkammer des Landgerichts we­
gen Volksverhetzung zu sechs Monaten 
Haft auf Bewährung und 5000 DM 
Geldstrafe verurteüt. Der Faschist war 
bereits im Juni 1987 wegen böswilliger 
Hetze gegen Asylbewerber zu 4550 DM 
Geldstrafe verurteilt worden. NPD-Vor- 
satz diffamierte in der Deutschen Stim­
me (Januar 1990) die Polen als „Diebe 
der Kornkammern“, als „faul“ und als 
Massenmörder.

Die NPD-Propaganda, die nicht-deut­
sche Menschen als Untermenschen be­
handelt, die sich allenfalls zum Schaffen 
ohne Rechte in der BRD aufhalten dür­
fen, ist der Boden für die sich erschrek- 
kend ausbreitenden Angriffe von organi­
sierten Neonazi-Banden auf Ausländer.

— (aus einem bei der Kandidatenvorstellung 
und gegen die NPD- und Rep-Veranstaltungen 
verteilten Flugblatt der Volksfront)

Die OB-Kandidatenvorstellung war von 800 bis 1000 Leuten besucht; ein Vierteides 
Saales hatten die Faschisten besetzt. Nach den ersten drei Rednern trat FAP-Pape 
ans Mikrophon, begleitet von Nazis-Raus-Rufen und „Ausländer bleiben — Nazis 
vertreiben“. Eine Gruppe von ca. 15 Leuten aus der Bunten Jugend drehte Pape die 
Mikrophone weg. Es kam im Anschluß zu z.T. heftigen Diskussionen mit den Kandi­
daten. Die Polizeiführung verhandelte mit dem Versammlungsleiter, CDU-Bürger­
meister Thieringer. Im Ergebnis zog sich die Gruppe vom Podium zurück. Im weiteren 
Verlauf wurde mittels Parolen, Trillern, Pfeifen verhindert, daß Pape in kontinuierli­
chen Redefluß kam. In den Saal gelangt waren ca. 80 Antifaschistinnen und Antifa­
schisten, weitere 50 unterstützten die Parolen vom Foyer aus. Wegen unflätiger 
Äußerungen wurde Pape von Thieringer mehrfach zur Ordnung gerufen. Nach ca. 5 
Min. wurde die Sitzung unterbrochen. Der Vorschlag an Thieringer, über Mikrophon 
den Protest erläutern zu dürfen, wurde abgelehnt. Nachdem Thieringer bekanntge­
geben hatte, daß bei weiteren Störungen die Veranstaltung abgebrochen werde, was 
heftige Reaktionen v.a. beim faschistischen Publikum hervorrief, wollte Schlierer 
sprechen. Er ging in den Protesten unter. Die Veranstaltung war abgebrochen.

Polizeieinsatz gegen Antifa-Aktion
Presseerklärung von Betroffenen gegen Vorbeugehaft

„Am 27.10. fand in Stuttgart-Ost eine 
NPD-Veranstaltung zur OB-Wahl statt. 
150 Antifaschistinnen trafen sich vor 
der Festhalle in der Talstraße, um dage­
gen zu demonstrieren. Starke Polizei­
kräfte waren, wie immer bei faschisti­
schen Treffen, zum Schutz der Faschi-
sten mit Hunden und Pferden vor Ort. 
Sie kesselten um 16 Uhr plötzlich ohne 
jeden Grund und ohne jegliche Vorwar­
nung den Großteil der Antifaschistinnen 
ein. Den Eingekesselten wurde nur 
gesagt, sie würden in Polizeigewahrsam 
genommen und einzeln abgeführt, ohne 
eine weitere Begründung. Einzeln wur­
den die Leute aus dem Kessel heraus 
festgenommen und in total überfüllten 
Gefangenentransportern auf die Hahne- 
mannwache gebracht. Bis die letzten ab­
transportiert waren, war es 19.30 Uhr. 
Einige Demonstrantinnen waren fast 
eine Stunde, zum Teil mit Handschellen 
gefesselt, in Gefangenentransportern 
eingesperrt. In der Polizeiwache Hahne- 
mannstraße wurden dann nach stunden­
langem Warten (ohne Sitzgelegenheit, 
ohne Essen, ohne Trinken) die Persona­
lien festgestellt, von allen Fotos gemacht 
und alle körperlich durchsucht. Manche 
Frauen mußten sich bis auf die Unter­
hose ausziehen. Während der ganzen 
Zeit durfte niemand telefonieren und al­
len wurde das Recht, einen Anwalt an­
zurufen, verwehrt. Von den 91 Festge­
nommenen war ca. ein Drittel zwischen 
13 und 18 Jahre alt. Erst nach lautstar­
ken Protesten wurden bei einigen von 
ihnen die Eltern benachrichtigt, selbst 
telefonieren durften sie nicht. Einige 
Jüngere wurden dann um 21.30 Uhr 
rausgelasen, wobei weitere noch bis 
23.30 bzw. 24 Uhr auf der Wache fest­
gehalten wurden. Während der achtstün­
digen Freiheitsberaubung wurde nie­
mand über den eindeutigen Grund der 
Festnahme aufgeklärt . . . Vorwand fiir 
die Festnahme von 91 Menschen war ein 
angeblicher „Verstoß gegen das Ver­
sammlungsgesetz“. Der Verstoß soll in 
der Vermummung einiger Gegende­
monstrantinnen bestanden haben. Selbst 
wenn dies so gewesen wäre, hätte eine 
Vermummung nur eine Ordnungswid­
rigkeit bedeutet, keinesfalls aber eine 
Straftat, da keine Aufforderung seitens 
der Polizei zur Ablegung der Vermum­
mung erfolgte. Gleichzeitig handelte es 
sich um keine verbotene Versammlung, 
weil keine Aufforderung der Polizei zur 
Auflösung der Demonstration erfolgte. 
Eine solche muß jedoch dreimal erfol­
gen, damit die Polizei überhaupt gegen 
die Gesamtzahl der Anwendenden aktiv 
werden darf . . Bei halbwegs normaler 
Abwägung der Verhältnismäßigkeit 

bzw. Vermeidung von Auseinanderset­
zungen zwischen 30 NPD-Nazis und 
150 Antifaschistinnen hätte es daher 
zum Abbruch der NPD-Veranstaltung 
führen müssen, nicht aber zur achtein­
halbstündigen Freiheitsberaubung von 
91 Menschen . . .

Zur politischen Seite: NPD, FAP. 
Rep und andere faschistische Organisa­
tionen bilden mit ihren klaren rassisti­
schen, ausländerlnnenfeindlichen und 
nationalistischen Zielen den ideologi­
schen Hintergrund für Anschläge und 
gewalttätige Übergriffe auf Auslän­
derinnen, jüdische Friedhöfe, Asylan­
tenwohnheime, bis hin zu willkürlichen 
Angriffen, wie z.B. auf BasketbaiIfans 
(geschehen am 21.10. in Ludwigsburg, 
wobei ein Ulmer Fan von Neo-Nazis in 
den Tod getrieben wurde). Die Zunah­
me solcher Übergriffe sind das Ergebnis 
veränderter, nach rechts verschobener 
Verhältnisse. Es gibt hierbei einen ur­
sächlichen Zusammenhang mit der all­
gemeinen politischen Rechtsverschie­
bung im Zuge der Wiedervereinigung. 
... Es war und ist richtig. Vertreter von 
Organisationen wie NPD, Rep. FAP am 
Reden zu hindern und ihre Veranstaltun­
gen zu be- und verhindern. Aufklärung 
über Zusammenhänge zwischen faschi­
stischen Gruppen und über deren Ideolo­
gie und das offensive, konsequente Auf­
treten gegenüber ihren Vertretern und 
ihrer Propaganda ist für uns praktischer 
Antifaschismus. Die Einkesselung und 
Festnahme der 91 Menschen richtet sich 
gegen dieses Verständnis von Antife- 
schismus. Neben der Einschüchterung 
vor allem auch jüngerer Antifaschistin­
nen und deren Kriminalisierung wollte 
sich die Polizei Ruhe für den Rest des 
Abends verschaffen. Eine Gegendemon­
stration gegen eine am Abend des glei­
chen Tages stattfindende Rep-Wransul- 
tung wurde dadurch weitgehend verhin­
dert. Die Entscheidung von Ordnungs­
amt bzw. Stadt zu dieser Polizeiaktion 
steht in unmittelbarem Zusammenhang 
mit dem stattfindenden OB-Wahlkampt 
und den kommenden Reichstagswahlen 
Ruhige Wahlen, vor allem in Bezug aut 
die ersten gesamtdeutschen Reichstags­
wahlen sind ihnen wichtig 
— (Ermittlungsausschuß. 28.10.90i

Der Kreisverband der Jusos hat gegen 
den Polizeieinsatz, der ..einfachste 
rechtsstaatliche Grundsätze“ verietzi 
habe, protestiert. Im Gegensatz zur Dar­
stellung der Polizei habe es bei der Pro­
testaktion keine „nennenswerten Aus­
schreitungen" gegeben. Die Jusos for­
dern die Einstellung der Verfahren, die 
Vernichtung der Daten und Bilder uac 
eine Entschädigung der Opfer
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Isabel Jacob ist haftunfähig!
Brief der Angehörigen an die nds. Justizministerin

Hsnnover. Kurz zur Vorgeschichte: In 
jer Nacht zum 1.6.1985 wurde ein An- 
<ftlag aut das Verwaltungsgebäude der 
Messe AG Hannover verübt. Jürgen 
Nremöller kam bei der Aktion ums Le- 
ren. Gegen Isabel Jacob wurde sofort 
tun Haftbefehl wegen ..Mitgliedschaft in 
iiner terroristischen Vereinigung” und 

Beteiligung an der Herbeiführung ei­
ner Sprengstoffexplosion” erlassen. 
Nach drei Tagen bundesweiter Fahn­
dung und mehreren Hausdurchsuchun­
gen stellte sich Isabel Jacob in Beglei­
tung ihres Anwalts. Sie kam in den Män- 
nerknast in Hannover, auf eine kleine 
Transportstation für Frauen. Es waren 
Bedingungen, die Beziehungen zu ande­
ren Frauen nicht zuließen, weil diese 
ständig wechselten. Ansonsten: Einzel­
hof, Einzelduschen, bei allen Besuchen 
Trennscheibe (außer Angehörigen), 
nach drei Monaten Gemeinschaftshof. 
Dort erkrankte Isabel Jacob an der Base­
dowschen Krankheit.

Die „Angehörigen und Freundinnen 
der politischen Gefangenen in der BRD“ 
protestieren in einem Brief an die nieder­
sächsische Justizministerin Alm-Merk 
gegen die erneute Inhaftierung von Isa­
bel Jacob. Durch die Entscheidung der 
Staatsanwaltschaft ist Isabels Leben di­
rekt bedroht. — (anr)
„Frau Justizministerin Alm-Merk
Wir, die Angehörigen und Freundinnen 
der politischen Gefangenen in der BRD, 
haben erfahren, daß Isabel Jacob bis 
zum 6.10. 1990 in Frankfurt-Preunges­
heim ihre Haft antreten soll.

Wir sind in großer Sorge um die Ge­
sundheit und das Leben von Frau Jacob. 
Deshalb fordern wir Sie auf, dahinge­
hend zu intervenieren, daß diese Ent­
scheidung unverzüglich aufgehoben 
wird!

Isabel Jacob erkrankte 1985 im Ge­
fängnis an der Autoimmunerkrankung 
Morbus Basedow. Es ist medizinisch er­
wiesen, daß Auslöser für diese Krank­
heit Streßsituationen sind, die auch den 
Verlauf der Krankheit bestimmen. Im 
Gefängnis zu sein, bedeutet eine unauf­
hörliche Streßsituation, so daß davon 
auszugehen ist, daß Frau Jacob aufgrund 
ihrer Inhaftierung, verschärft noch 
durch die zerstörerischen Bedingungen 
der Isolationshaft, an Morbus Basedow 
erkrankte.

So wurde sie aufgrund ihrer Krankheit 
im März 1986 mit Beschluß des Ober- 
iandesgerichts Celle vom 17.3. 1986 
entlassen. Ihre Entlassung war von 
Herrn Remmers. in seiner Funktion als 
Justizminister, mitgetragen worden.

Im Mai 1988 ist Frau Jacob wegen 
.Herbeiführung einer Sprengstoffexplo­
sion' (auf das Verwaltungsgebäude der 
Messe AG in Hannover) zu viereinhalb 
Jahren Gefängnis verurteilt worden. Das 
Urteil wurde im Februar dieses Jahres 
rechtskräftig.

Am 6.4.1990 setzte Oberstaatsanwalt 
Borchers den Haftbefehl gegen Isabel 
Jacob erneut in Kraft. Bereits damals 
wurde deutlich, daß durch diesen Schritt 
Tatsachen geschaffen werden sollten.

Die Angehörigen der politischen Ge­
fängenen in der BRD wandten sich des­
halb am 8.4.1990, mit der Bitte um In­
tervention, bereits an Ihren Vorgänger, 
den damaligen Justizminister Remmers. 
Am 10.4.90 stellte der Verteidiger von 
Frau Jacob einen Antrag auf Vollstrek- 
kungssaufschub und Feststellung der 
Haftunfähigkeit bei der Staatsanwalt­
schaft Hannover.

Am 31.8.1990 lehnte Oberstaatsan­
walt Borchers den Antrag des Verteidi­
gers ab. In der ablehnenden Entschei­
dung bezog er sich auf ein Gutachten von 
Prof. Dr. Pfannenstiel und eine Stel­
lungnahme der JVA Frankfurt IH zu der 
Frage, ,ob die für erforderlich gehaltene 
Behandlungsmaßnahmen in der JVA ge­
währleistet sind'.

Dazu schreibt er weiter:
,Aus dem Gutachten und der Stellung­
nahme der JVA ergibt sich, daß die er­
forderliche Behandlung in der JVA 
Frankfurt III gewährleistet ist. Es be­
steht deshalb keine Handhabe mehr für 
einen weiteren Aufschub des Strafan­
tritts . . .'

In dieser Entscheidung blieben die ge­
samte Krankengeschichte und das Vor­
liegen div. ärztlicher Stellungnahmen 
unberücksichtigt!

Außerdem wird davon ausgegangen, 
daß eine von Dr. Pfannenstiel zur Bedin­
gung gemachte .ausgeglichene psychi­
sche Situation' gewährleistet ist. Die er­
neute Inhaftierung von Isabel Jacob wür­
de bedeuten, daß sie genau den Bedin­
gungen unterworfen wird, die ihre 
Krankheit verursacht haben. Der weite­
re Verlauf von Frau Jacobs Krankheit ist 
entscheidend davon abhängig, ob es ihr 
möglich sein wird, unter Bedingungen 
zu leben, die weitgehend streßfrei sind. 
Eine Situation, die objektiv und subjek­
tiv krank macht, da sie von natürlichen 
menschlichen Lebensbedingungen weit 
entfernt ist, entspricht dem keinesfalls. 
Dazu kommt, daß ihre Erkrankung so 
schwerwiegend ist (wie in unserem 
Schreiben vom 8.4. 1990 bereits ange­
führt), daß sich ihr Gesundheitszustand 
selbst in Freiheit seit 1985 kontinuier­
lich und schleichend verschlechtert hat. 
Auch einschneidende ärztliche Maßnah­
men, wie eine Schilddrüsenoperation 
und eine Cortisontherapie, konnten die­
se Entwicklung nicht aufhalten.

Aus den hier genannten Gründen se­
hen wir durch die Entscheidung der 
Staatsanwaltschaft Isabel Jacobs Leben 
direkt bedroht!
Angehörige und Freundinnen der politi­
schen Gefengenen in der BRD

Frankfurt, 1.10.1990

Antifaschistische Aktion 
anläßlich Reichspogromnacht

Köln. Am 9. November 1990 jährt sich 
zum 52. Mal die Reichspogromnacht, 
die Nacht, in der die Nazis Tausende Ju­
den überfielen, ermordeten und Syna­
gogen anzündeten. Auf Initiative des 
Antifaschistischen Forums Köln und ei­
nes Juso-Stadtbezirks findet am 9.11. 
ein Gedenkgang zur Reichspogrom­
nacht statt. Zu der Demonstration rufen 
auch der DGB, die VVN/BdA, der 
Deutsche Freidenker-Verband, ver­
schiedene Fachschaften, DIDF, Volks­
front und andere auf. Der Verein für 
christlich-jüdische Zusammenarbeit 
wird die Teilnehmer begrüßen. Die De­
monstration führt beim Gewerkschafts­
haus vorbei, wo ein Vertreter einer Aus­
länderorganisationen sprechen wird, 
und endet vor der zerstörten Synagoge in 
Köln-Ehrenfeld. Auf der Abschluß­
kundgebung sprechen Vertreter von 
VVN/BdA, DGB und der Jusos. — (jöd)

Vermummte SEK-Einheit 
stürmt kurdisches Cafe

Essen. Am 18.10. stürmten 50 ver­
mummte, mit Maschinenpistolen und 
schußsicheren Westen ausgerüstete 
SEKler wegen eines angeblichen Hin­
weises auf Drogenhandel ein Cafe in 
Essen-Borbeck, welches hauptsächlich 
von kurdischen Mitbürgern besucht 
wird. Die etwa 20 Gäste berichten, daß 
jeder, der sich nur bewegte, von der 
Polizei zusammengeschlagen worden 
sei. Fünf Kurden wurden zur Polizei­
wache geschleppt. Dort mußten sie sich 
nackt ausziehen und wurden gefesselt. 
In der Anliegerwohnung eines kurdi­
schen Asylbewerbers, die an das Cafe 
angrenzt, hat die Polizei schließlich die 
gesamte Wohnungseinrichtung zerstört. 
Zwar wurden in dem Cafe 90 Gramm 
Heroin sichergestellt, die Art und Weise 
der Polizeiaktion ist gleichwohl in der 
Presse als auch im Ausländerbeirat auf 
Protest gestoßen. — (w)

CDU-Antrag zu Überfall auf 
Kurdistan-Zentrum in Bielefeld

Bielefeld. Martina Möller (SPD), Mit­
glied der Bezirksvertretung Mitte, hat 
nach Ansicht der CDU der Stadt „einen 
erheblichen Schaden“ zugefügt. Der 
Grund: Sie hat neben zwölf Bielefelder 
Initiativen als eine von drei Einzelperso­
nen ein Flugblatt unterzeichnet. Darin 
wurde gegen den Überfall des Sonder­
einsatzkommandos (SEK) auf das Ar­
beiter- und Kulturzentrum der Kurden 
am 2. September protestiert. Die CDU 
beantragte jetzt, die Bezirksvertretung 
solle ihr Verhalten „mißbilligen“. Denn 
das Flugblatt enthalte falsche „Tatsa­
chenbehauptungen“ und bringe die Be­
hörden in „Verruf*. Außerdem nehmen 
die Christdemokraten Martina Möller 
übel, daß sie sich von dem Flugblatt 
nicht distanzieren will. Der Antrag wur­
de mit den Stimmen von SPD und Grü­
nen abgelehnt. — (stb)

Kurdistan-Solidaritätstage 
in Bielefeld

Bielefeld. „Krieg gegen das kurdische 
Volk! Deutsche Waffen morden mit! 
. . . Mit den Kurdistantagen wollen wir 
vom 1. November bis 30. November der 
Öffentlichkeit die Möglichkeit geben, 
sich über die Situation in Kurdistan zu 
informieren.“ Aus dem gemeinsamen 
Aufruf zu den insgesamt acht Veranstal­
tungen. Es rufen auf: Die Grünen, 
Kreisverband und Ratsfraktion, Kurdi­
stan-Zentrum, DIDF, EKIM, SDJ-Die 
Falken, VVN/BdA, Autonome Nahost­
gruppe, Arbeitskreis für die Freilassung 
der kurdischen Gefangenen, VSP, 
Volksfront, BWK. „Wir protestieren 
gegen den begonnen Völkermord in 
Kurdistan und forden: Keine weitere 
Unterstützung der Unterdrückung des 
kurdischen Volkes durch Staat und Wirt­
schaft! Schluß mit der Kriminalisierung 
der Kurden in der BRD! Stopp die Mili­
tärhilfe an die Türkei!“ Bei der ersten 
Veranstaltung am 1. November zur Si­
tuation der Menschenrechte in der Tür­
kei und Kurdistan, an der 100 Menschen 
teilnahmen, wurde eine Solidaritäts­
erklärung an die Angehörigen der hun­
gerstreikenden Gefangenen in Kurdistan 
verabschiedet. Die Themen der weiteren 
Veranstaltungen sind: Aktuelle Situa­
tion in Kurdistan, mit C. Roth, MdE 
(Die Grünen) und L. Schmidt (Medico 
International). Einstellung des Kurden­
prozesses in Düsseldorf, mit einem der 
Verteidiger der Angeklagten. Protest­
veranstaltung zur drohenden Voll­
streckung der Todesurteile in der Tür­
kei, mit H. Oberdiek (Amnesty Interna­
tional). Desweiteren finden noch Malak­
tionen mit Kindern, eine Austeilung von 
Bildern des kurdischen Künstlers I. 
Coskun sowie eine Filmveranstaltung 
statt. — (stb)

Köln. Die faschistische Zeitschrift „Europa Vorn“ wird vom Kölner REP-Mitglied 
Manfred Rouhs (links) bundesweit herausgegeben. In der neuen Ausgabe des 
Blattes veröffentlicht er ein Interview mit dem bekannten englischen Faschisten 
David Irving (rechts). Der sagt: „Ich möchte prophezeien, daß man in etwa zehn 
Jahren hier in Deutschland schon anfangen wird, Straßen und Plätze nach Adolf 
Hitler zu benennen.“ — (jöd)

Schließung des ostpreußischen 
Landesmuseums!

Lüneburg. In einem Brief an den Ober­
bürgermeister, die Bundestagskandida­
ten und die Stadtratsfraktionen fordert 
der Antifaschistische Arbeitskreis Lüne­
burg, das Ostpreußische Landesmuseum 
in Lüneburg umgehend zu schließen. In 
dem Brief wird die Entscheidung der 
niedersächsischen Landesregierung be­
grüßt, dem Museum die Förderungs­
würdigkeit zu entziehen. Die Schließung 
wird verlangt, weil die sogenannten 
„Vertriebenen“ mit der „Kulturarbeit“ 
eine großdeutsche Anschlußbewegung 
in und gegenüber Polen verstärken. Wer 
die Anerkennung der polnischen West­
grenze ernst meint, muß für die Schlie­
ßung des Ostpreußischen Landesmuse­
ums eintreten. Gefordert wird deshalb 
ein Votum des Stadtrates und die Ein­
stellung der Förderung durch die Bun­
desregierung. — (ihr)

Demonstration 
nach Grabschädungen 

Heilbronn. Nach einem Nazi-Überfall 
auf einen jüdischen Friedhof in Vaihin­
gen bei Ludwigsburg riefen drei Tage 
später die Kirchen zu einem Protest- 
Schweigemarsch auf, um „anschließend 
mit den Demonstranten zu beten.“ Das 
Antifa-Netzwerk Stuttgart-Ludwigs- 
burg-Heilbronn erstellte ein Flugblatt 
„Über das Schweigen hinaus ...“, in 
dem der politische Zusammenhang zur 
herrschenden Reaktion, zum 4. Reich 
etc. hergestellt wurde. An der Demo 
nahmen über 1000 Menschen teil. Das 
Flugblatt wurde den Verteilerinnen fast 
aus der Hand gerissen. Diese Friedhofs­
schändung war eine in der ganzen Serie, 
die derzeit in Baden-Württemberg statt­
findet. — (bes)

Atommüll-Lager: Bund will Weiterbau
Die niedersächsische Regierung soll zum Weiterbau gezwungen werden

Antifaschismus in Thüringen
Antifaschisten diskutieren auf der „Erfurter Begegnung“

Göttingen. Ein Konflikt zwischen Bundesregierung und 
Landesregierung Niedersachsen um den Bau von Endla­
gern für atomaren Müll bahnt sich an und ein leichter Sieg 
der Bundesregierung droht. Es entsteht der Eindruck, daß

der verkündete „Ausstieg aus der Atomwirtschaft in Nie­
dersachsen“ nicht konsequent durchdacht ist und daß es 
auch am Willen fehlt, sich mit Energie mit dem Bund um 
die Kompetenzen in dieser Frage zu streiten.

Das Bundesamt für Strahlenschutz — 
eine nachgeordnete Behörde des Bun­
desumweltministers Töpfer (CDU) — 
hat das Land Niedersachsen verklagt, im 
Wege einer einstweiligen Anordnung 
die weiteren „Erkundungsarbeiten“ am 
geplanten Lager für radioaktive Abfälle 
in Gorleben fortzuführen. Zugleich 
droht Töpfer eine Weisung des Bundes 
an. Die Landesregierung hat einen Bau­
stopp für den Schacht II erlassen, der 
noch etwa 60 Meter von der Oberkante 
des Salzstocks entfernt ist. Im Schacht I, 
der bereits bis in die Salzlagerstätte vor­
gedrungen ist, wird aufgrund von Bau­
genehmigungen der vorherigen Landes­
regierung weitergearbeitet — juristische 
Schritte scheinen nicht möglich. Die 
Landesregierung verhängte den Bau­
stopp für Schacht II. weil sie Gorleben 
als atomares Endlager nicht für geeignet 
hält und weil rechtlich notwendige 
Hauptbetriebspläne nicht vorliegen.

Zugleich bahnt sich ein zweiter Kon­
flikt zwischen Bund und niedersächsi­
scher Landesregierung an. Ministerprä­
sident Schröder (SPD) erklärt, seine Re­
gierung sei nicht bereit, das Genehmi­
gungsverfahren für das Lager von 

schwach- und mittelaktiven Atommüll 
(aus Forschung und Wissenschaft) im 
Schacht Konrad bei Salzgitter fortzu­
setzen.

Die Bundesregierung ist fest ent­
schlossen, an beiden Lagerstätten fest­
zuhalten, und die Landesregierung be­
findet sich juristisch in keiner guten Po­
sition. Ursprünglich angetreten, den 
Ausstieg aus der Atomwirtschaft in Nie­
dersachsen zu beginnen, häufen sich 
jetzt die Stellungnahmen aus der Regie­
rungskoalition, die nicht mehr von der 
Atomenergie insgesamt wegwollen, 
sondern speziell Gorleben und Schacht 
Konrad und das Land Niedersachsen 
insgesamt für ungeeignet halten. Bei 
diesem Streit um Bundes- und Landes­
kompetenz zieht sich Ministerpräsident 
Schröder (SPD) auf Erklärungen des 
ehemaligen Ministerpräsidenten Al­
brecht (CDU) zurück, wonach ein Si­
cherheitskonzept vorhanden sein müsse, 
bei dem gewährleistet sei, daß „nicht ein 
Millirem Radioaktivität“ entweichen 
könne. Schröder betont unermüdlich, 
sich streng an das Recht halten zu wol­
len. Er grenzt sich damit von den Initiati­
ven gegen Atomenergie ab, die der Mei­

nung sind, daß der von der Landesregie­
rung angekündigte „Ausstieg aus der 
Atomenergie“ nur dann kein bloßes Lip­
penbekenntnis ist, wenn die Landesre­
gierung für eine Neubewertung der mit 
der Atomenergie verbundenen Gefahren 
in den atomrechtlichen Regelungen ein­
tritt. Sie verlangen eine politische Kam­
pagne gegen die Atomenergie, um die 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
in dieser Frage zu verbessern und damit 
auch Einfluß auf die juristischen Kontro­
versen zu nehmen. Weiter erklären die 
Initiativen: „Wir halten es für äußerst 
fragwürdig, daß die rot-grüne Landes­
regierung vom Ausstieg aus der Atom­
energie spricht, aber über eine Umorien­
tierung in der Energiepolitik kein Wort 
verliert . . . Auch in Niedersachsen fehlt 
einmal mehr die Kampfansage an die 
Elektrokonzerne . . .“ (Gedelitz-Konfe- 
renz vom 9. Juni 1990) Mittlerweile 
wächst auch der Unmut in den Grünen. 
Der Landesvorstand der Grünen 
schreibt in einem Brief an den SPD-Lan­
desvorsitzenden: „. . . auf die Inangriff­
nahme einer von Grund auf veränderten 
Atomenergiepolitik warten wir seit drei 
Monaten vergebens.“ — (kek)

Erfurt/München. Zum 20.10.90 lud 
der Bund der Antifaschisten Erfurt e.V. 
(Ex-DDR) ein zur „Erfurter Begeg­
nung“. Der Bund der Antifaschisten hat 
sich im Mai 1990 für das Gebiet der 
DDR in Berlin gegründet. Ziel des Tref­
fens in Erfurt war der „Gedankenaus­
tausch und Diskussion unter Antifaschi­
sten“. Eingeladen waren auch Vertreter 
antifaschistischer Gruppen aus der 
BRD. Von der Volksfront Bayern waren 
zwei Mitglieder anwesend.

Veranstalter und Teilnehmer des Tref­
fens waren bemüht, den Antifaschismus 
heute auf eine „breite Basis“ zu stellen, 
sie wollten sich gezielt gegen den früher 
von der SED „verordneten“ und „ritua­
lisierten“ Antifaschismus abgrenzen. 
Um dies zu erreichen, müsse der Antifa­
schismus aus der linken Ecke geholt 
werden, den Geruch nach Kommunis­
mus oder Sozialismus verlieren. Dies 
glaubten die Veranstalter zu erreichen, 
wenn sie die Führung dieses Kampfes in 
bürgerliche — da des Sozialismus, der 
alten Gesellschaft nicht verdächtigt — 
Hände legen. Deshalb konnte ein Pfarrer 
zuerst unwidersprochen die Position 
vertreten, daß früher der Faschismus 
mehr aus seinen ökonomischen Grund­
lagen betrachtet wurde und daß es heute 
darauf ankomme, den „alltäglichen Fa­
schismus in uns“ anzugehen. Vornehm­
lich die Besucher aus der BRD wehrten 

sich gegen solch eine Darstellung des 
Faschismus, die — die Interessen des 
Kapitals am Faschismus ganz außer acht 
lassend — rein auf individuelles Fehl­
verhalten orientiert.

Weitere Konsequenz dieses „Neuan­
satzes“ des Antifaschistischen Kampfes 
ist die scharfe Abgrenzung zu den auto­
nomen Antifaschisten. Es gibt in Erfurt 
ein Autonomes Zentrum. Im Zuge der 
jüngsten Auseinandersetzung mit Fa­
schisten ist die Stadt mit Parolen und 
Plakaten autonomer Antifaschisten ge­
schmückt. Diese Form der Auseinander­
setzung sei „gewalttätig“ und „kultur­
los“. Die Autonomen wurden zur Kon­
ferenz nicht eingeladen. Damit fehlte 
aber eine wesentliche Kraft im Kampf 
gegen den Faschismus.

Der Aufbau antifaschistischer Struk­
turen von der Basis her ist in den Län­
dern der DDR unter dem Druck des 
Scheiterns des antifaschistischen Staates 
zweifellos kompliziert. Aber stärker als 
in der BRD kann sich die Bewegung dort 
auf ältere Antifaschisten stützen. Ein 
großes Bedürfnis besteht nach Ausein­
andersetzung mit den inhaltlichen Po­
sitionen der faschistischen Organisatio­
nen. Hier könnten die Antifaschisten aus 
der BRD ihre Informationen zur Ver­
fügung stellen. — (uth, ecg) 
Hinweis: In den Antifaschistischen Nachrichten 
23/1990 wird ausführlich berichtet.
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Forderungen der Hafenarbeiter
Neuer Rahmentarif für die deutschen Seehafenbetriebe

Diskriminierung der Ex-DDR-Beschäftigten nimmt zu
Proteste gegen TV „Lex Berlin“ erfolgreich — Innensenator Pätzold bleibt stur

Der Rahmentarifvertrag für die Hafen­
arbeiter der deutschen Seehafenbetriebe 
war von den Hafenkapitalisten zum 
31.10.1990 gekündigt worden. Sie ha­
ben jetzt ihre Eckpunkte für ein neues 
Arbeitszeitsystem vorgelegt. Danach 
sollen die Arbeitszeiten dem Arbeitsan­
fall angepaßt werden. Insbesondere wird 
gegen die Arbeitszeitverkürzung in 
Form bezahlter freier Tage argumentiert 
sowie für die Notwendigkeit, den Sonn­
tag in die regelmäßige wöchentliche Ar­
beitszeit aufzunehmen.

Demgegenüber haben die Hafenarbei­
ter in Hamburg ganz andere Forderun­
gen aufgestellt. Aus der Diskussion in 
den Betrieben bzw. aus den Beschlüssen 
der Vertrauensleutekörper der verschie­
denen Hafenbetriebe ergaben sich u.a. 
folgende Forderungen:
Zur Arbeitszeit:
— Keine Flexibilisierung der Arbeitszeit
— Keine Arbeitspflicht am Sonntag
— Erhalt der 18 bezahlten freien Tage
— Erhöhung der Anzahl der bezahlten 
Freischichten für die Nachtschicht bzw. 
für die Spätschicht
— Ab 50 Jahren keine Verpflichtung zur 
Nachtschicht, ab 55 Jahre keine Ver­
pflichtung zur Spätschicht
Zur Mehrarbeit:
— Ersatzlose Streichung der Verpflich­
tung zur Mehrarbeit
— Beschränkung der Mehrarbeit auf 

zwölf Schichten im Monat
— Recht auf Abbummeln der Mehrar­
beit ab der 1. Schicht
— Erhöhung des Zuschlages für Mehr­
arbeit auf 50-100%.
Darüberhinaus wurde eine Erhöhung 
des Urlaubsgeldes, eine Erhöhung der 
tariflichen Altersversorgung, eine bes­
sere Absicherung der älteren Arbeiter 
gegen Abgruppierung, eine Erhöhung 
der Jubiläumszahlungen und insbeson­
dere auch die tarifliche Absicherung der 
Arbeitnehmerhaftung gefordert.

Erstmalig soll im Rahmentarif auch 
der Gesundheitsschutz verankert wer­
den. Die Vertrauensleute des Gesamtha­
fenbetriebes haben sich mit diesem The­
ma besonders intensiv befaßt und Vor­
stellungen ausgearbeitet. Es wurde da­
rauf hingewiesen, daß es gerade in Vor­
bereitung auf die Harmonisierung der 
EG darauf ankommt, gegenwärtig noch 
gültige Gesetze und Verordnungen zum 
Schutze der Hafenarbeiter auch tariflich 
zu sichern. Wird nämlich ein Schutz-Ge­
setz durch EG-Recht verwässert, so 
kann das nicht gleichzeitig einen Tarif 
außer Kraft setzen. Darüberhinaus soll 
ein kollektives Beschwerderecht ge­
schaffen werden, wonach sich Hafenar­
beiter einzeln oder gemeinsam gegen 
Arbeiten beschweren können, die nach 
ihrer Auffassung gesundheitsschädi­
gend sind. — (obj)

Berlin (West). Seit Mitte September herrscht Unklarheit, 
wie mit Bewerbungen aus der ehemaligen DDR und Berlin 
(Ost) verfahren werden soll. Innensenator Pätzold weigert 
sich, sein Rundschreiben zurückzunehmen, obwohl die

ÖTV erklärt hat, daß sie diesen Tarifvertrag so nicht unter 
zeichnen wird. Gleichzeitig werden mit einer ungeheuren 
Gesinnungsschnüffelei die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes der ehemaligen DDR eingeschüchtert.

Der in Politische Berichte 21/1990 do­
kumentierte Tarifvertrag ist noch nicht 
unterzeichnet. Aufgrund massiven Pro­
tests beschloß der Bezirksvorstand der 
Gewerkschaft Öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr (ÖTV) Berlin 
einstimmig, den geschäftsführenden 
Hauptvorstand aufzufordem, den Tarif­
vertrag nur bei Streichung des Absatzes 
2 zu unterzeichnen.

Absatz 2 sieht vor, daß Beschäftigte 
mit Wohnsitz in Berlin (Ost) in Dienst­
stellen auf dem Gebiet von Berlin (West) 
nur mit ca. 40 % des tariflichen Entgelts 
eingestellt werden sollen.

Trotz dieser eindeutigen Position der 
ÖTV bleibt Pätzold stur. Leider gibt es 
aber kein einheitliches Vorgehen der 
Personalräte. So wurde bekannt, daß 
einzeln schon Beschäftigte zu niedrige­
rem Entgelt eingestellt worden sind, 
z.B. bei der BfA oder im Bezirksamt 
Wedding.

Der Hauptpersonalrat hat sich zwar 
gegen solche Einstellungen ausgespro­
chen, aber keine Gesamtberliner Per­
sonalrätekonferenz einberufen.

Mit dieser Diskriminierung einher 
geht seit Monaten die Diskussion um die 

Einstellung bzw. Übernahme von soge­
nannten Stasi-Mitarbeitern bzw. ehe­
maligen SED-Mitgliedern, die mit Ab­
sicht meist in einem Atemzug genannt 
werden.

Im Einigungsvertrag ist festgelegt, 
daß Beschäftigten, für die bei uns der 
Beamtenstatus vorgesehen ist (wie z.B. 
Richter, Polizisten, Lehrer), erst nach 
Anhörung in Ausschüssen und nach 
3-jähriger Probezeit jener Status ver­
liehen wird.

Aber damit nicht genug. Alle Beschäf­
tigten, die aus der Ex-DDR stammen, 
müssen einen umfangreichen Frage­
bogen beantworten. Für Ex-Volks­
polizisten umfaßt dieser Fragebogen 17 
Seiten und besteht aus 81 Einzelfragen. 
Abgefragt wird z.B. nach Mitarbeit 
beim Stasi oder dessen Nachfolgeamt, 
nach finanziellen Zuwendungen, nach 
Verstößen „gegen Grundsätze der 
Menschlichkeit oder Rechtsstaatlich­
keit“ oder nach Mitarbeit bei der „Pla­
nung von Internierungslagern für poli­
tisch andersdenke Bürger der DDR“. 
Dabei ist klar, daß die positive Beant­
wortung einer dieser Fragen zur außer­
ordentlichen Kündigung berechtigt

(siehe Einigungsvertrag).
Selbst der von SPD und AL eingesetz 

te Datenschutzbeauftragte Garstka hüt 
diesen Fragebogen für verfessungsw: 
drig, da nach dem Grundgesetz niemand 
zur Selbstbezichtigung gezwungen wer 
den darf. Ferner sei noch nicht einmal 
die Rechtsgrundlage genannt. Er fönten 
eine Befragung, die auf die Menschwür 
de Rücksicht nimmt.

Auch die ÖTV hat sich endlich gegen 
die Befragung der 72000 Beschäftigten 
im Ostteil der Stadt gewandt, weil damit 
„für Unruhe gesorgt, Angst geschürt 
und eine neue Denuntiationswelle in 
Gang gebracht“ wird. „Nach dem Bun­
desarbeitsgericht sind solche Fragen 
rechtswidrig . . . Immer mehr kristalli­
siert sich heraus, daß der Einigungsver 
trag rechtsfreie Räume schafft . 
Allerdings muß man festhalten, daß an­
gesichts der Schwere der Angriffe aut 
die Beschäftigten des öffentlichen Dien 
stes die Reaktionen der ÖTV eher ver­
halten sind. Zu befürchten ist, daß dies 
mit den bevorstehenden Wahlen zum 
Berliner Abgeordnetenhaus zu tun hat. 
Quellen: Tps. v. 13/14.10.90. ÖTV-PresK 
erklärung v. 22.10.90 — (har)

Papierindustrie: Nachschlag 
Tarifvertrag entfristet

Mannheim. Der von Sept. 1988 bis 
Sept. 1991 gültige Tarifvertrag in der 
papiererzeugenden Industrie brachte 
Lohnerhöhungen von 3,6%, 2% und 
Arbeitszeitverkürzungen auf 38 Std./ 
Woche ab 1.1.91. In den Betrieben gab 
cs zunehmend Unruhe über diesen Ab­
schluß. Draufgesattelt werden jetzt 200 
DM Einmalzahlung und 2 % ab Januar 
1991. Die IG Chemie hatte zunächst die 
Tarifverträge über vermögenswirksame 
Leistungen gekündigt. Ergebnis: Ab 
1.7.90 Einmalzahlung von 312 DM und 
eine monatliche Erhöhung von 26 DM 
ab 1.1.91. Baden-Württemberg kündig­
te zusätzlich den Tarifvertrag 13. Mo­
natseinkommen ohne konkrete Forde­
rung. Großkundgebungen und betriebli­
che Aktionen hatten die Forderung nach 
„mehr Geld jetzt“ schon im Vorfeld der 
Verhandlungen unterstrichen. — (ide)

Versicherungen: 6% mehr 
Lohn und Gehalt ab 1.10.

Hamburg. Am 25./26.10. wurde für 
die Versicherungs-Beschäftigten in den 
westlichen Bundesländern eine Lohnund 
Gehaltserhöhung von 6 % für ein Jahr 
abgeschlossen. Ein Mindestbetrag, wie 
ihn die Gewerkschaft HBV gefordert 
hatte (300 DM), ist im Tarifvertrag nicht 
enthalten. Weiter wurde vereinbart, daß 
bis zu 3 1/2 Jahre nach der Geburt eines 
Kindes die Wiedereinstellung möglich 
ist, wenn ein „vergleichbarer Arbeits­
platz frei ist“. Eine Garantie wird nicht 
gegeben. Angesichts des explodieren­
den Geschäfts der Versicherungen und 
der anstehenden drastischen Verteue­
rung der Lebenshaltung sind die Versi­
cherungskapitalisten in dieser Tarif­
runde billig davongekommen. — (res)

Düsseldorf. Mehrere tausend Lehrer aus NRW demonstrierten am 30.10. gegen die 
Einstellungspolitik der Landesregierung. Kultusminister Schwier (SPD) will 1991 nur 
3100 Lehrer neu einstellen. Dies entspricht der Zahl derjenigen, die aus dem Dienst 
ausscheiden. Schon jetzt fallen in NRW jedoch wöchentlich 300 000 Unterrichtsstun­
den aus, die GEW geht von einem wachsenden Bedarf an Lehrern aus. — (wof)

Betriebsvereinbarung durch 
nicht Organisierte verhindert

Kiel/Elmshom. Nach Warnstreiks bei 
HAG/GF und Dibona wurde der Lohn­
und Gehaltstarifvertrag für die Nah­
rungsmittelindustrie in Hamburg und 
Schleswig-Holstein abgeschlossen. Das 
Ziel, „eine gleiche DM-Erhöhung für 
alle Arbeitnehmer/innen zu erreichen“, 
konnte nicht erlangt werden, das Ge­
samtergebnis kann sich dennoch sehen 
lassen, so die NGG. Die Löhne und Ge­
hälter werden rückwirkend ab 1.8.90 
um zunächst 5,5 % und ab 1.1.91 dann 
auf 6 % erhöht. Dieser Tarifvertrag ist 
zum 31.7.91 kündbar, während die Er­
höhung der vermögenswirksamen Lei­
stungen um 26 DM auf 78 DM zum 
31.12.93 kündbar ist. Die Belegschaft 
der Elmshorner Kaffeefabrik HAG/GF 
war in die Tarifrunde gegangen, um zu­
sätzlich eine Betriebsvereinbarung ab­
zuschließen. Da im Hauptsitz in Bremen 
und einem Werk in Berlin das Lohn­
niveau höher ist, wurde eine Erhöhung 
der Stundenlöhne um 1,50 DM oder 
aber ein Festgeld von 250 DM gefor­
dert. Nachdem der Tarifabschluß der 
NGG unter Dach und Fach war, stand 
zur Durchsetzung der Forderung Streik 
an. Eine Betriebsrats-Umfrage ergab, 
die gewerkschaftlich nicht Organisierten 
waren nicht bereit, zu streiken. Der 
Konzern kann sich freuen. Volle Auf­
tragsbücher erfordern eine ungestörte 
Produktion. Um den produzierten Kaf­
fee zu verpacken und die Aufträge zu er­
füllen, läuft die Verpackung nun auch 
nachts — mit Männern, weil für Frauen 
Nachtarbeitsverbot besteht. Die NGG- 
Mitglieder sind nun mit Recht sauer auf 
die Nichtorganisierten. Schließlich 
konnte die günstige Lage nicht genutzt 
werden, um ein höheres Lohnniveau 
durchzusetzen. — (sip)

Personalnotstand — 
Bürger zahlen die Zeche

München. Derzeit sind bei der Stadt 
München über 1300 Stellen unbesetzt. 
In den städtischen Krankenhäusern wa­
ren es im Januar 1990 319 unbesetzte 
Stellen im Pflegedienst, nur 50 zusätzli­
che Pflegekräfte konnten gewonnen 
werden. Auch bei den Schreibkräften in 
der Stadtverwaltung gab es dieses Jahr 
massive Einbrüche. In den letzten drei 
Jahren haben 450 Beamtinnen und 
Beamte des mittleren und gehobenen 
Verwaltungsdienstes die Stadt verlas­
sen. Ein Ende dieser Entwicklung ist 
nicht in Sicht. Schalterschließungen wie 
bei der Post sind nicht mehr ausge­
schlossen. Viele Beschäftigte gehen mit 
einem Nettoverdienst von 1400 DM bis 
2000 DM nach Hause, die München- 
Zulage eingeschlossen. Das Ergebnis 
der Tariffunde 91 im öffentlichen Dienst 
wird mit von Bedeutung sein, ob sich an 
dieser Misere was ändert. — (ml)

Kässbohrer: Leistungen bei 
Sonderschichten vereinbart

Ulm. Rückwirkend ab Mai 1990 gilt, 
zunächst befristet bis zum 30.6.91, eine 
Betriebsvereinbarung über folgende zu­
sätzliche Leistungen: 1. Arbeit an 
Frühschlußnachmittagen (drei Stun­
den): Eine Stunde zusätzlicher Freizeit­
ausgleich + DM 7,50 Verpflegungsgut­
scheine Kantine. 2. Samstagsarbeit 
(fünf bis sechs Stunden): Zwei Stunden 
zusätzlicher Freizeitausgleich + DM 
12,50 Verpflegungsgutscheine. 3. Ar­
beiten an vereinbartem Betriebsurlaubs­
tag (acht Stunden): Zwei Stunden zu­
sätzlicher Freizeitausgleich + DM 25 
Verpflegungsgutscheine. Hinzu kom­
men je nach Anfall die zusätzlichen 
Fahrtkosten (DM 0,42 pro km). Be­
schäftigte mit Überstundenpauschalen 
erhalten nur Verpflegungsgutscheine 
und die zusätzlichen Fahrtkosten. Auf­
sichtspersonen wie Meister und Vorar­
beiter und Mitarbeiter, die im Zusam­
menhang mit betrieblichen Gruppen ar­
beiten, erhalten auch den zusätzlichen 
Freizeitausgleich. — (elr)

Unfallverhütungsbericht: Mehr 
Berufskrankheiten gemeldet

Karlsruhe. Laut „Unfallverhütungsbe­
richt 1989“ des Bundesarbeitsministeri­
ums ist die Zahl der schweren Arbeits­
unfalle in der Bundesrepublik weiter zu­
rückgegangen (16% weniger als 1985). 
Dagegen stieg die Zahl der gemeldeten 
Berufskrankheiten weiter steil an 
(55000 Meldungen, 45% mehr als 
1985; nur ein Drittel dieser Fälle wurde 
tatsächlich anerkannt). Vor allem As­
besterkrankungen nehmen zu. Der 
Hauptgeschäftsführer der Berufsgenos­
senschaft Nahrungsmittel und Gaststät­
ten erklärte, in seinem Bereich nehme 
insbesondere das ,.Bäckerasthma'’ zu. 
1970 seien erst 300 Meldungen einge­
gangen, 1989 waren es 2000. (Quellen: 
FR 19.10.90, BNN 20.10.90 - wjw)

Bet riebsrenten kü rzu ng
HAW will sich mit allen Mitteln durchsetzen

Hamburg. Seit mehr als zwei Jahren 
versucht die Geschäftsführung der Ham­
burger Aluminium Werke (HAW), den 
Betriebsrat zu zwingen, eine Kürzung 
der Betriebsrente zu akzeptieren. Bisher 
waren die Bemühungen erfolglos. HAW 
will den jährlichen Steigerungssatz von 
0,4 auf 0,3 % des Bruttolohns senken 
und vor allem einen versicherungs­
mathematischen Abschlag bei vorzeiti­
gem Rentenbeginn durchsetzen. Dieser 
Abschlag kann bis zu 12 % der Rente be­
tragen. Bis zum Jahr 1995 sollen auf die­
sem Wege bereits 20 Mio DM Rentenan­
sprüche der Belegschaft beseitigt wer­
den. Die Begründung für die Kürzung 
der Betriebsrente, die HAW bislang ge­
liefert hat, bestand lediglich darin: der 
bei HAW beteiligte Konzern VAW hätte 
Kürzungen vorgenommen. Aus Grün­
den der Konzemharmonisierung müßten 
deshalb auch bei HAW dieselben Ände­
rungen vorgenommen werden.

Der Betriebsrat hat dies nicht akzep­
tiert. In einem Informationsblatt schreibt 
er: „Bei HAW sind drei Gesellschafter 
mit gleichen Anteilen beteiligt — VAW. 
Reynolds und die AMAG. Bei Reynolds 
wurde die Betriebsrente auch nicht ge­
kürzt. Warum sollte also ein Konzern 
das Vorrecht haben, seine Regelung der 
Belegschaft von HAW aufzuzwingen. 
Außerdem sind die Begründungen, mit 
denen VAW im Jahr 1988 die Kürzung 
der Betriebsrente begründete, falsch. 
Wie sich jetzt herausgestellt hat, sind die 
erwarteten wirtschaftlichen Schwierig­
keiten gar nicht eingetreten. 1989 war 
für die VAW ein sehr erfolgreiches Jahr. 
Der VIAG-Konzern, dem die VAW an­
gehört, schwärmt über das „Alumi­
niumjahr 1989“. Eigentlich müßten bei 
VAW die Kürzungen zurückgenommen 
werden und nicht auf noch weitere Be­
triebe ausgedehnt werden, nachdem sich 
herausgestellt hat, daß die wirtschaft­
lichen Prognosen nicht stimmten.“

HAW kündigt 1988 die Betriebsver­
einbarung und ruft, nachdem der Be­
triebsrat die Verschlechterungen nicht 
akzeptiert hat, eine Einigungsstelle an. 
Aber auch hier kann sich die Geschäfts­
führung nicht durchsetzen. Die Eini­
gungsstelle lehnt den Antrag auf Kür­
zung der Betriebsrente mit der Stimme 
des Vorsitzenden ab. weil keine aus­
reichende Begründung vorgelegt wurde.

Dadurch war folgende Lage eingetre­
ten: die gekündigte Betriebsvereinba­
rung mit dem damals vereinbarten Lei­
stungsplan hat eine sogenannte „Nach­
wirkung“. bis eine neue Vereinbarung 
abgeschlossen ist. Wird keine neue Ver­
einbarung abgeschlossen, bleibt der alte 
Leistungsplan erhalten, aber nur für die­
jenigen, die bis zum Zeitpunkt der Kün­
digung der Betriebsvereinbarung bei 
HAW einen Arbeitsvertrag hatten. Alle 
Beschäftigten, die nach diesem Zeit­
punkt bei HAW angefangen haben, ha­

ben keine Zusage auf eine Betriebsrente 
mehr.

Der Betriebsrat ist diese Lage bewußt 
eingegangen. Er hatte auch nur die 
Wahl, entweder die Kürzungen zu ak­
zeptieren — dann hätten auch weiterhin 
alle Arbeiter und Angestellten einen Be­
triebsrentenanspruch — oder die Kür­
zungen abzulehnen mit oben beschriebe­
ner Wirkung. Da die Zahlung einer Be­
triebsrente eine sogenannte freiwillige 
Leistung der Unternehmen ist, können 
die Betriebsräte Kürzungen nur verhin­
dern, wenn sie in Kauf nehmen, daß ein 
Teil der Belegschaft aus dem Anspruch 
ausgeschlossen wird. Das gibt den Kon­
zernen viel Spielraum, die Betriebsräte 
unter Druck zu setzen und die Höhe der 
Betriebsrentenansprüche von ihrer Ge­
schäftslage abhängig zu machen. Über­
steigen nämlich die Auszahlungen an 
Betriebsrenten die Zinsgewinne, die mil 
den Rückstellungen gemacht werden 
und aus denen die Betriebsrenten gezahlt 
werden, werden die Zahlungen gekürzt, 
auf daß die Betriebsrentenpolitik wieder 
ein Geschäft für die Unternehmungen 
werden.

Die bei HAW beteiligten Konzerne 
wollten ihre Niederlage aber nicht hin­
nehmen. Nachdem sie auch in der Eini­
gungsstelle gescheitert waren und auch 
einem honorigen Hamburger Arbeits­
richter nicht klar machen konnten, daß 
sie die Rente kürzen müßten, setzten sie 
auf blanken Rechtsbruch. Durch Aus­
hang verkündeten sie, daß die gekün­
digte Betriebsvereinbarung keine Nach­
wirkung habe und deshalb auch keineriei 
Ansprüche nach 1988 mehr entstehen 
würden. Auf einer dazu einberufenen 
Betriebsversammlung erklärte der Ge­
schäftsführer dazu lediglich: Es täte ihm 
leid, aber Schuld sei der Betriebsrat mn 
seiner kompromißlosen Haltung. Die 
Absicht ist durchschaubar, aber nicht 
ungefährlich. Es soll in der Belegschaft 
Unsicherheit verbreitet werden. Könnte 
es nicht doch sein, daß eine Klage beim 
Arbeitsgericht gegen diese sogenannte 
„Rechtsauffassung“ erfolglos bleibt 
Leben wir nicht in einem Land, in dem 
die Konzerne Recht kriegen, auch wor 
sie Unrecht haben? Ist es dann nicht bes­
ser, die Kürzungen zu akzeptieren? So 
spekulieren die Konzemwrstände 
Erste Stimmen im Betrieb werden schon 
laut, die den Betriebsrat auftördem. lie­
ber nachzugeben.

Der Betriebsrat arbeitet daran, dte 
Spaltung zu verhindern und in der Be 
legschaft den Widerstand zu stärke 
Man darf nicht zulassen, daß die Kor. 
zeme in diesem Land mit unseren Inte 
essen umspringen, wie sie es für nebui 
halten, noch dazu, wenn sie die Recht­
sprechung beugen wollen. Dazu hat de 
Betriebsrat die Belegschaft aufgerafc 
und erklärt, er werde den Widersaa- 
nicht aufgeben. - (güt)
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Hamburg. Am 25.10. demonstrierten ca. 1 500 Auszubildende der Kranken-, Kinder- 
Kranken-und Altenpflege durch Hamburgs Innenstadt. Ihre Forderungen, unterstützt 
auch von Schwestern, Ärzten sind: Keine Anrechnung auf den Stellenplan, existenz­
sichernde Ausbildungsvergütung, qualifizierte Ausbildung auf den Stationen, ausrei­
chende aktuelle Lehr- und Lernmittel, verbindlicher Ausbildungsplan. — (mek)

Aus Ländern und Gemeinden

Vermietungsgenossenschaft Ludwig-Frank
Alternative zum Abriß von 400 billigen Wohnungen in Mannheim

Mannheim. Nach dreijähriger Auseinandersetzung über­
trug die Stadt zum 1. November 1990 401 Wohungen der 
städtischen „Gemeinnützigen Baugesellschaft“ (GBG) an 
die am 15. Februar 1990 gegründete „Vermietungsgenos­
senschaft Ludwig-Frank e.G.“. Damit konnte der von der 
GBG ursprünglich beschlossene Abriß der billigen, aber

durch jahrelange systematische Vernachlässigung herun­
tergekommenen Wohnungen verhindert werden. 147 
Wohnungen waren bereits unbewohnbar gemacht worden. 
Die Bewohner sind mehrheitlich Arbeitslose, Rentner, 
Alleinerziehende, Kinderreiche; über 40 Prozent der Be­
wohner sind Ausländer.

Private Bezahlung 
von Pflegepersonal

Hannover. In der Kinderklinik der Me­
dizinischen Hochschule Hannover wur­
den jetzt erstmals Krebspatienten auch 
aus dem Hannoverschen Umland abge­
wiesen; sieben von 19 Betten wurden 
wegen Personalmangel geschlossen. 30 
Patienten wurden allein im letzten Vier­
teljahr abgewiesen. Um kurzfristig 
einen finanziellen Anreiz zu bieten, hat 
der „Verein zur Förderung der Behand­
lung krebskranker Kinder“, eine Selbst- 
hiifeorganisation, Spendengeider bereit­
gestellt. Damit sollen zusätzliche Mo­
natsgehälter in Form von „Treueprä­
mien“ speziell an solches Pflegeperso­
nal gezahlt werden, das seit längerem in 
Kinderkrebsstationen tätig ist. In einer 
Resolution forderten 481 in der Kinder­
pflege Beschäftigte, die an einer Fortbil­
dung in der Medizinischen Hochschule 
Hannover teilnahmen, die Änderung der 
völlig veralteten Zahlen, mit denen der 
Personalbedarf in der Kinderkranken­
pflege ermittelt wird. Sie forderten eine 
Aufstockung des Stellenplans von 25 
Prozent. — (mpu)

Revanchisten kandidieren 
zum Bundestag

Lüneburg. Als „Bund für Gesamt­
deutschland“ (BGD) kandidiert eine 
„ostdeutsche, mitteldeutsche und west­
deutsche Wählergemeinschaft“ zum 
Bundestag. Die Partei, deren nieder- 
sächsiche Geschäftsstelle in Lüneburg 
ist, hat sich nach eigenen Angaben vor­
wiegend aus den Reihen der „deutschen 
Ostvertriebenen“ gebildet. Sie will ver­
hindern. daß „unser deutscher Osten an 
Polen abgetreten“ wird. Die Revanchi­
sten gehen davon aus, daß „es noch lan­
ge nicht zu spät“ ist. Sie drohen: Die 
Anerkennung der Oder-Neiße als polni­
scher Westgrenze schaffe einen „neuen 
Unruheherd“. Die Partei hat offensicht­
lich viel Geld. Sie veröffentlichte schon 
mehrere große Zeitungsanzei­
gen. - (ihr)

1000 Beamte aus NRW sollen 
Brandenburg kolonisieren

Düsseldorf. 1000 Beamte aus allen Mi­
nisterien des Landes Nordrhein-Westfa­
len sollen vorübergehend oder auf Dauer 
nach Brandenburg versetzt werden. 
Gleichzeitig sollen das Besoldungsamt, 
das Statistische Landesamt und das 
Oberverwaltungsgericht Münster Auf­
gaben für das Land Brandenburg miter­
ledigen. Für Schulungsseminare u.ä., 
die von „Fachleuten“ aus den Kommu­
nalverwaltungen geleitet werden sollen, 
hat die Landesregierung dieses Jahr be­
reits 13.5 Mio. DM zur Verfügung ge­
stellt. im nächsten Jahr sollen es 110 
Mio. DM sein. Mit diesen Maßnahmen 
— nach Aussage von Innenminister 
Schnoor (SPD) hat bisher nur Baden- 
Württemberg ähnliches vor — soll der 
Aufbau der Landesverwaltung in Bran­
denburg vorangetrieben werden. Aus­
drücklich geht es darum, die bisherige 
..Kommandowirtschaft“ zu beseitigen. 
Damit haben die Entsandten etwa die 
Aufgabe von Kolonial beamten. Selbst­
verständlich will Schnoor nur „beson­
ders tüchtige“ Beamte auswählen, de­
nen neben Aufwandspauschalen zwi­
schen 853 und 2 722 DM monatlich Kar­
rieremöglichkeiten winken. 400 Beamte 
aus NRW sind bereits in Brandenburg 
tätig. — (wof)

Neuer Mietspiegel: 
Zweistellige Erhöhung erwartet

Stuttgart. Die Stadt wird Anfang De­
zember den neuen ab 1991 gültigen 
Mietspiegel vorlegen. 1986 bis 1988 
stieg das Mietpreisniveau um knapp 
12 %, eine mindestens genauso hohe 
Steigerung wird jetzt erwartet. Bislang 
liegt das Mietmaximum bei 13,10 DM/ 
qm, wobei Überschreitungen um 20 % 
und bei Kleinwohnungen um 40 % 
rechtens sind, erst ab 50 % beginnt der 
„Mietwucher“. Zudem sind für die Er­
hebung nur die Mietpreise relevant, die 
in den letzten drei Jahren erhöht wurden, 
horrend teure Neu Vermietungen also 
nicht. Der Mieterverein fordert, daß alle 
Mietverhältnisse herangezogen werden 
und auch für Neubauten — wo teilweise 
100 % mehr verlangt werde — die orts­
übliche Vergleichsmiete als „Schall­
grenze“ gelten müsse. — (evc)

CDU Baden-Württemberg 
für Staat als Leihmutter

Karlsruhe. Ein paar Tage vor der Ver­
abschiedung des Embryonenschutzge- 
setzes im Bundestag, durch das auch die 
sog. „Leihmutterschaft“ offiziell unter­
sagt wird, startete die baden-württem­
bergische CDU-Landtagsfraktion eine 
Gesetzesinitiative. Danach sollen Müt­
ter ihre Kinder bereits vor der Geburt 
zur Adoption freigeben können. Die un­
terschiedliche Regelung des Schwanger­
schaftsabbruchs für die nächsten zwei 
Jahre mache eine derartige Änderung 
des Adoptionsgesetzes notwendig. Mit 
der Geburt würde das Jugendamt zum 
Vormund des Kindes und müsse für es 
„sorgen“. (Quelle: BNN 23.10.90 — wjw)

CDU will nur 
Übungsverlagerung

Bonn/Soltau. Mit CDU/CSU-FDP- 
Mehrheit hat der Bundestag Entschlie­
ßungsanträge von Grünen und SPD ab­
gelehnt, in denen Verhandlungen mit 
dem Ziel der Aufhebung des Soltau-Lü­
neburg-Abkommens gefordert wurden. 
Stattdessen wurde in einem Koalitions­
antrag die Bundesregierung aufgefor­
dert, zu überprüfen, inwieweit „die 
Ausbildungs- und Übungsmaßnahmen 
der britischen Rheinarmee — wie bei 
den übrigen Partnern — in das System 
der dafür vorhandenen Einrichtungen 
und Truppenübungsplätze eingegliedert 
werden“ können. Die Bürgerinitiative 
zur Verringerung der militärischen Be­
lastungen in der Heide hat zu diesen 
„Verhandlungen“ festgestellt: „Als Er­
gebnis dieser Verhandlungen erwarten 
wir, daß 1. . . . alle Militärübungen auf 
der Grundlage des Soltau-Lüneburg-Ab­
kommens sofort eingestellt werden . . .
2. . . . das Soltau-Lüneburg-Abkommen 
— ein Relikt des kalten Krieges und ver­
längerten Besatzungsrecht — kurzfristig 
aufgehoben wird. 3. . . . mit der Sanie­
rung und Renaturierung der zerstörten 
und schadstoffbelasteten Landschaften 
unverzüglich begonnen wird . . . Mit 
Bedauern müssen wir feststellen, daß 
der genannte Beschluß des Bundestages 
diese Punkte nicht beinhaltet ... Es gibt 
kein überzeugendes Argument, der hier 
lebenden Bevölkerung weiterhin kriegs­
ähnliche Zustände zuzumuten, die zu­
mindest in Westeuropa ohne Beispiel 
sind . . . Unseren Widerstand werden 
wir fortsetzen, sofern die oben genann­
ten Punkte nicht das Ziel und das Ergeb­
nis der jetzt beginnenden Verhandlun­
gen sein sollten.“ — (sts)

Vor drei Jahren ließ der Vorstand der 
GBG verlauten, er wolle 401 Wohnun­
gen in der Neckarstadt („Ludwig- 
Frank-Block“) und in der Waldpark­
straße abreißen lassen. Es handelte sich 
jeweils um Häuser, die zwischen 1949 
und 1952 errichtet worden waren. Die 
Miete ohne umlagefähige Betriebsko­
sten beträgt dort gegenwärig 3,80 DM. 
Der Vorstand errechnete einen Sanie­
rungsaufwand von ca. 33 Mio DM, der 
über den Kosten für einen Neubau liege.

Die Abrißpläne stießen sofort auf hef­
tige Empörung. Der „Arbeitskreis Mie­
terbeirat (GBG)“, der schon zahlreiche 
Auseinandersetzungen mit der Gesell­
schaft geführt hatte, lud zu einer Ver­
sammlung der Ludwig-Frank-Mieter 
ein. Walter Ebert (DKP-Gemeinderat 
und Vorsitzender des Mietervereins) 
rief dort die Mieter zum Kampf auf. Ab­
rißpläne seien bisher immer verhindert 
worden. In der UZ (3.2.88) schrieb er: 
„In der Rechnung der GBG ist ein altes 
Mietshaus mit günstigen Mieten weni­
ger wert als der Boden, auf dem das 
Mietshaus steht. Aus neuen Wohnungen 
läßt sich einfach mehr Miete herausho­
len, auch weitaus mehr, als wenn die al­
ten instandgesetzt würden. Diese Rech­
nung ist vom kapitalistischen Verwer- 
tungs- und Profitprinzip her einleuch­
tend. Für eine städtische Baugesell­
schaft, die sich .gemeinnützig' nennt, 
aber nicht.“

Die Grünen forderten die Zulassung 
eines Gesamtmieterbeirates mit Sitz und 
Stimme im Aufsichtsrat der GBG. Sie 
gaben zu bedenken, ob die GBG inzwi­
schen mit ihren 20000 Einheiten nicht 
zu groß sei und schlugen eine Entflech­
tung vor: „Eine Stiftung nachbarschaft­

Lokaltermin des Gemeinderates im Januar 1990 zur Vorbereitung der entscheidenden Sitzung am 20.2. Das Ergebnis der Überle­
gungen schlägt sich in getrennten aber gleichlautenden Anträgen von Grünen, DKP, CDU und Freien Wählern nieder: Abgabe 
der Wohungen an die Genossenschaft.

Gewerbe- und Grundsteuer erhöht
München: SPD und Grüne beschließen gegen CSU, FDP und REP

München. Die Erhöhung der Grund- 
und Gewerbesteuer ist Ende Oktober 
von der Mehrheit des Münchner Stadtra­
tes beschlossen worden, nachdem sich 
die Fraktionen von SPD und Grünen auf 
diesen Schritt schon lange verständigt 
hatten und zwischenzeitlich einer geziel­
ten Hetze des vereinigten rechten Lagers 
insklusive den Kapitalistenverbänden 
ausgesetzt waren. Vom 1.1.91 an wer­
den die Münchner Firmenbesitzer 6,7 
Prozent mehr Gewerbesteuer und die 
Grundstücksbesitzer fast 10 Prozent 
mehr Grundsteuer bezahlen müssen. Für 
die Stadtkasse bedeutet dies eine Mehr­
einnahme von 120 Millionen DM jähr­
lich. Damit können wichtige Ausgaben 
in der sozialen Grund Versorgung finan­
ziert und die anhaltende Haushaltsmise­
re kann entspannt werden. Es hat aber 
den Anschein, daß diese Politik der SPD 
und der Grünen nicht dazu führt, daß bei 
Wahlen sichere Mehrheiten erzielt wer­
den können. In den Münchner Lokalbe­
richten wird in einem Artikel dieser 
Stimmenverlust für die rot-grüne Rat­
hauskoalition als „erster Erfolg der teu­
ren und effektiv geführten Kampagne 

licher Träger könne als Dachverband 
unterschiedlicher Modelle von der 
Eigentümergenossenschaft bis hin zur 
Verwaltungsgenossenschaft dienen.“ 
(Mannheimer Morgen 31.1.88).

Im Januar 1989 trat der SPD-Frak- 
tionsvorsitzende in Gemeinderat Pahl, 
seit vierzig Jahren Direktor der Garten­
stadt-Genossenschaft (Wohnungsbau), 
mit folgendem Plan an die Öffentlich­
keit: Die Stadt solle die umstrittenen 
Häuser an eine zu gründende Vermie­
tungsgenossenschaft kostenlos abgeben 
und sich in Höhe des Buchwertes bzw. 
des Erbbaurechts für das Grundstück in 
die Genossenschaft einbringen. Ferner 
solle sie der Genossenschaft die Hälfte 
des für eine Modernisierung durch die 
GBG fälligen Zuschusses, nämlich 5,5 
Mio DM, zur Verfügung stellen. Die 
Genossenschaft solle dann verpflichtet 
werden, die Wohnungen unter Einbezie­
hung von Mieter-Eigenleistungen in- 
standzusetzen und auf Dauer billig zu 
vermieten. Außerdem solle die Genos­
senschaft für die Einrichtung einer um­
fassenden Gemeinwesenarbeit sorgen.

Die SPD-Fraktion lehnte diesen Plan 
ihres Vorsitzenden lautstark ab. Argu­
ment: Der Stadt gingen auf diese Weise 
die Belegungsrechte verloren und außer­
dem sei man ja gegen Privatisierung. 
Der Arbeitskreis Mieterbeirat, die Grü­
nen, die DKP und einige weitere Ge­
meinderatsmitglieder unterstützen den 
Plan. Sie hielten der SPD entgegen, wer 
Wohnungen abreißen wolle, vernichte 
tatsächlich Belegungsrechte und -mög- 
lichkeiten.

Im November 1989 nun befaßte sich 
der Gemeinderat, wie schon ein Jahr zu­

von CSU-Bezirkschef Gauweiler gegen 
die neue Rathausmehrheit“ beurteilt. 
Diese Kampagne operiert in der Haupt­
sache damit, daß die rot-grüne Mehrheit 
im Rathaus als Exponenten einer wirt­
schaftsfeindlichen und chaotischen Fi­
nanz- und Wirtschaftspolitik an den 
Pranger gestellt werden. Die CSU hat es 
nicht schlecht verstanden, in den letzten 
Wochen und Monaten ihre Politik des 
sozialen Kahlschlags zu vertuschen. So 
wurden in den letzten acht Jahren in 
München 50000 Mietwohnungen in 
Eigentumswohnungen umgewandelt 
und dies kann nach der gültigen Verfas­
sungslage nur der Bundesgesetzgeber 
ändern. Im Landtagswahlkampf war 
dann der Münchner Oberbürgermeister 
der Bremser beim Mietwohnungsbau, 
weil er die sogenannte Panzerwiese — 
ein Grundstück im Besitz der Bundes­
wehr — aus ökologischen Gründen mit 
nur 2000 Wohneinheiten bebauen will 
und nicht mit utopischen 6000, wie es 
von der CSU plötzlich gefordert wurde. 
Die Tatsache, daß preiswerter Wohn­
raum nur möglich ist, wenn preiswerter 
Baugrund verfügbar ist, rückte in der öf­

vor, erneut mit dem Thema. Die SPD 
wollte jetzt doch, im Gegensatz zu ihrem 
eigenen damaligen Antrag, den Abriß. 
Pahl jedoch trat für den alten SPD-An­
trag ein. In der Abstimmung unterlag die 
SPD-Mehrheit.

Im Februar 1990 führten daraufhin 
der Arbeitskreis Mieterbeirat und Pahl 
je eine Versammlung durch zur Gewin­
nung der Mieter für die Gründung der 
Genossenschaft. Am 15.2.90 schließ­
lich war es so weit: 100 Mieter gründe­
ten trotz Drohungen seitens des GBG- 
Chefs Holler (SPD) die Mietergenossen­
schaft (Einlage je 1000 DM, zahlbar in 
10-DM-Raten). Am 20.2. beschloss der 
Gemeinderat gegen die Stimmen der 
SPD-Mehrheit den Beitritt der Stadt zur 
Genossenschaft. Erst zum 1.11. jedoch 
wurden die Häuser im Grundbuch über­
tragen. Dazwischen liegen hartnäckige 
Versuche der Verwaltungsspitze, die 
Genossenschaft über eine voraus zu ver­
einbarende Verzehnfachung der Erb­
pacht für die Grundstücke nach 10 Jah­
ren zum Scheitern zu bringen. Auch die­
ser Versuch wurde jedoch erfolgreich 
abgewehrt.

Man kann annehmen, daß CDU und 
Freie Wähler die Genossenschaftsgrün­
dung unterstützen, da sie Subsidiaritäts­
luft voller Selbsthilfe und Ehrenamtlich- 
keit wittern. Aber Tatsache ist, daß nicht 
zuletzt durch die GBG-Mieter-Bewe- 
gung der privatwirtschaftlich verkom­
menen Politik der GBG durch Auswei­
chen in eine gemeinwirtschaftliche Ge­
nossenschaftskonstruktion wenigstens 
hinsichtlich der 400 Wohnungen ein 
Riegel vorgeschoben wurde. — (tht) 

fentlichen Diskussion völlig in den Hin­
tergrund. Ohne Bodenrechtsreform wird 
sich aber an dieser Situation nicht viel 
ändern.

Bei den jetzt begonnenen mehrwöchi­
gen Beratungen des Stadtrats über den 
neuen Acht-Milliarden-Haushalt vertritt 
der Stadtkämmerer weiterhin die ?osi- 
tion, daß eine Grund- und Gewerbesteu­
ererhöhung nicht notwendig gewesen 
wäre. Diese „soziale Ader“ gegenüber 
der Münchner Geschäftswelt hat er mit 
der Forderung nach verschärften Ratio­
nalisierungen und einer strengen Aufga­
benkritik innerhalb der Referate kombi­
niert. SPD und Grüne stellen demgegen­
über fest, daß der Haushaltsansatz bei 
den Personalkosten viel zu niedrig sei 
und die veranschlagten fünf Prozent Ta­
riferhöhung wohl zu wenig. Der SPD- 
Haushaltsexperte Jungfer rechnet mit 
sechs Prozent, was zwischen 20 und 30 
Millionen Mark mehr pro Jahr ausma­
chen würde. Der CSU-Fraktionschef 
hetzt: „sozialistische Gängelei, dirigi­
stische Eingriffe, soziale Demontage, 
kultureller Mief und große Sprüche 
..- (dil)
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Eine „Stern“-Lüge und ihr Hintergrund
Zur Niederhaltung oppositioneller Bewegungen ist den Staatsschutzbehörden jedes Mittel recht

Die Auffassung, daß die Presse lügt, ist so verbreitet, daß sie die 
Form eines festen Volksvorurteils angenommen hat — „lügen wie 
gedruckt“. Gleichwohl sind Presselügen im konkreten nur sehr 
schwer und für den individuellen Leser in der Regel nicht zu er­
kennen. Die kritische Überprüfung von Tatsachenbehauptungen, 
die den eigenen, eingeschränkten Erfahrungsbereich übersteigen, 

ist ohne großen Aufwand und häufig überhaupt nicht möglich. 
Das bedeutet umgekehrt auch, daß von Presselügen direkt Betrof­
fene nur geringe Möglichkeiten haben, sich erfolgreich zu wehren 
und das Lügengeflecht zu zerreißen.

Wir wollen einem Fall nachgehen, in dem die verbreiteten Lü­
gen ihren Ausgangspunkt nicht in den Verlagen haben, sondern in 

den Staatsschutzapparaten (Bundesanwaltschaft, Bundeskrimi­
nalamt, Verfassungsschutz). Aus diesen Apparaten heraus wird 
eine Provokationsstrategie zur Niederhaltung oppositioneller po­
litischer Richtungen betrieben, die sich der monopolistischen Ka­
pitalmacht der Verleger bedienen und sich journalistische Skru­
pellosigkeit zunutze machen kann. — (scc)

Eine Kampagne
Seit Monaten ist eine regelrechte Kam­
pagne zu bemerken: Politiker, Staats­
schutzkräfte, Medien warnen vor „ter­
roristischen Anschlägen“. Es sei nicht 
auszuschließen, schrieb beispielsweise 
der „Spiegel“ (1), „daß eine Phase wie 
1977 bevorstehe, als die Morde an Ge­
neralbundesanwalt Siegfried Buback, 
Dresdner-Bank-Chef Jürgen Ponto und 
Arbeitgeberpräsident Hanns-Martin- 
Schleyer sowie die Entführung der Luft- 
hansa-Maschine .Landshut* nach Moga­
dischu die Republik bewegten“. Zum 3. 
Oktober hin, dem Annexionstag, stei­
gerte sich die Kampagne zu einem vor­
läufigen Höhepunkt, in dem Anschläge 
regelrecht beschworen wurden („Hessi­
scher Innenminister fürchtet Anschläge 
gegen deutsche Einheit“, „Frankfurter 
Allgemeine“ vom 27.6.90) und vor 
abenteuerlichsten Behauptungen nicht 
zurückgeschreckt wurde („BKA be­
fürchtet gemeinsame Aktionen von RAF 
und Stasi“, „Welt“ vom 31.5.90). 
Auch mögliche Opfer wurden präsen­
tiert: „Westdeutsche Sicherheitsbehör­
den haben Ost-Berlin mitgeteilt, daß drei 
Regierungsmitglieder auf der Abschuß­
liste stehen: Ministerpräsident Lothar de 
Maiziere, Innenminister Diestel und 
Abrüstungsminister Rainer Eppel- 
mann.“ (2)

Gleichzeitig lebte die Propaganda auf, 
Gefangene aus der RAF steuerten die zu 
erwartenden Anschläge der RAF aus der 
Zelle heraus. Das Signal dazu gab die 
Bundesanwaltschaft mit Zellendurchsu­
chungen bei 25 politischen Gefangenen, 
die sie dazu benutzte, ihre alten Behaup­
tungen mit angeblich neuen „Beweisen“ 
zu bekräftigen: „Die .Gefangenen* der 
,RAF* sind nach wie vor umfassend in 
das Organisationsgefüge dieser terrori­
stischen Vereinigung eingebunden. Dies 
geht aus Unterlagen hervor, die bei einer 
.. . Zellendurchsuchung . .. vorgefun­
den wurden. Es ist davon auszugehen, 
daß die Gefangenen der ,RAF* seit län­
gerem ein illegales Kommunikationssy­
stem ,im Knast* unterhalten.“ (3)

Mitte September dann präsentierte die 
Presse einen scheinbaren Beweis für die 
wüsten, aber vagen Behauptungen über 
eine „Zellensteuerung“: einen Brief 
Helmut Pohls, der erkennen lasse, daß 

'die RAF-Gefangenen aus der Zelle her­
aus ihre gewaltsame Befreiung vorberei­
teten. Der Brief Helmut Pohls war zu 
diesem Zeitpunkt nirgendwo veröffent­
licht, die Behauptung also nicht nach­
prüfbar.

Die Meldung vom Pohl-Brief erschien 
am 12.9. unter anderem in der „Süd­
deutschen Zeitung“. Nachfrage beim 
zuständigen Redakteur ergab, daß ihm 
der Brief von Helmut Pohl nicht vorgele­
gen hat; er habe sich ausschließlich auf 
eine dpa-Meldung gestützt. Nachfrage 
bei derdpa-Journalistin in Frankfurt, die 
die Meldung verfaßt hatte, ergab, daß 
ihr der fragliche Brief ebenfalls unbe­
kannt war. Ihre Quelle, so ihre Aussage, 
war ein „Stern“-Artikel in der Ausgabe 
vom 13.9. Sie habe sich, so ihre Aus­
kunft, noch bei der Bundesanwaltschaft 
vergewissert, die die angebliche Pohl- 
Aussage offensichtlich nicht dementiert 
hat. — Der „Stern“ kann, wenn auch 
nicht als Urheber, so doch als Erstver­
breiter einer ungeheuerlichen Lüge an­
gesehen werden, die zu einem verbre­
cherischen Zweck verbreitet wurde.

Die „Stern“-Lüge
Nachdem der Verfasser des „Stem“- 
Artikels „Im Fadenkreuz der RAF“ zu­
nächst mit der Enthüllung aufwartet, bei 
einer vor Monaten erfolgten Razzia in 
der Hamburger Hafenstraße seien, wie 
jetzt erkannt, Attentatspläne der RAF 
aufgefunden worden (4), kommt er eher 
beiläufig zum Hauptanliegen:

„Die Terrorismus-Experten des BKA 
halten es sogar für möglich, daß die RAF 
eine Geiselnahme — wie 1977 bei 
Schleyer — plant, um inhaftierte Genos­
sen aus den Gefängnissen freizupressen. 
Helmut Pohl, der .politische Kopf der 
RAF, schrieb in seiner neuen Erklärung 
im August aus dem Gefängnis vieldeu­
tig: .Endsieg ist angesagt... Gefangene 
wollen natürlich raus. (5)

wird hierDie „Vieldeutigkeit“ 
augenzwinkemd behauptet, tatsächlich 
zitiert der unbekannte Verfasser die an­
gebliche Aussage Pohls völlig eindeutig: 
Helmut Pohl wirbt für den „Endsieg“, 
die gewaltsame Befreiung der politi­
schen Gefangenen.

Die ausführliche Wiedergabe der 
Schlußpassage aus dem Brief Helmut 
Pohls vom August 1990 beweist, daß die 
beiden Kurzzitate aus ihrem jeweiligen 
Zusammenhang gerissen und aneinan­
dergefügt wurden und daß ihr Sinn damit 
ins Gegenteil verkehrt wurde:

„Mein Schwalmstädter Privatwitz ist 
schon, ob es nicht wir, die Gefangenen, 
jetzt sein werden, die diese .Gewaltde­
batte* faktisch thematisieren werden — 
und ganz genau in dem einfachen Sinn, 
wie ihn in der ersten Hälfte der 80er, als 
die .Experten* die RAF zerfallen gese­
hen haben, die ,Abschwör*- und ,Amne- 
stie'-Propagandisten gern gehabt hätten: 
nämlich, daß ,kein Mensch* Gewalt 
liebt.

In der revolutionären Politik spielt die 
Gewalt eine bestimmte Rolle, die be­
waffnete Aktion ist durch ihre politische 
Bestimmung eingegrenzt, die ganze Ent­
wicklung ist politisch kontrolliert. Wo­
für jetzt die Weichen gestellt werden (6), 
was jetzt in der Globalisierung aus den 
gesellschaftlichen und den internationa­
len Auseinandersetzungen kommen 
kann, vielleicht nicht.

Im Projekt der Gefangenen (7) ist es 
jetzt jedenfalls ein offener Prozeß, in 
dem sich die neue Konzipierung von Po­
litik der Umwälzung herausbilden wird, 
und wohin er jetzt geht, stellt sich einzig 
und allein über eine Reihe konkreter 
Klärungen auf dem Tisch liegender Pro­
bleme heraus.

Im Streik haken wir ihnen überall, wo 
es Gespräche gab, die Dicke-Balken- 
Formulierung hingelegt: Es verschiebt 
die ganze Auseinandersetzung im gan­
zen Zusammenhang in Richtung Diskus­
sion, politischer Prozeß.

Nein. Endsieg ist angesagt. (8)
Unser Projekt ist eine Möglichkeit, 

wir nehmen es aber, wie es kommt. Es 
wäre sozusagen im Interesse aller Freun­
de der Rationalität und natürlich im In­
teresse der Gefangenen, denn Gefange­
ne wollen natürlich raus.

Für uns sind es reale, materielle 
Schritte, oder es ist nichts. Das ist ganz 
einfach aus unserer Lage so. Bis ins 
Konkreteste, daß es kaum mehr jemand 
unter den Gefangenen gibt, der/die 
nicht krank ist.

Im Kern bedeutet unser Projekt, daß 
die Kette von 20 Jahren Vernichtungs­
strategie gegen die Gefangenen durch­
brochen wird und in der Konsequenz aus 
dieser 20jährigen Geschichte die Bedin­
gungen, wie sich die Gefangenen nur 
wiederherstellen und dem Sinn der Sa­
che nach adäquat artikulieren können, 
Zusammenlegung in großen Gruppen.

Manuel Jos6 Sevillano ist tot.“ (9)
Der „Stem“-Autor hat, obwohl er 

wortgetreu zitiert, gefälscht. Er hat dem 
Gefangenen, der für grundlegende Än­
derung der Haftbedingungen, für Zu­
sammenlegung als Voraussetzung für 
eine Diskussion über eine „neue Konzi­
pierung von Politik der Umwälzung“ 
eintritt und der andeutet oder wenigstens 
nicht ausschließt, daß er unter der Be­
dingung geänderter Haftbedingungen 
eine Überprüfung der Politik des be­
waffneten Kampfes in der gegenwärti­
gen Situation für möglich hält, einen 
Äufruf zur Steigerung des bewaffneten 
Kampfes in den Mund gelegt.

Die Fälschung hat Methode 
Während des Hungerstreiks von Gefan­
genen aus RAF und Widerstand 1989, 
als Staatsschutzkreise verbreiteten, der 
Hungerstreik ziele nicht auf Änderung 
der Haftbedingungen, sondern solle ein 
Signal für Anschläge geben, behauptete 
z.B. die „Welt“ (28.3.89) unter Beru­
fung auf einen angeblich „abgefangenen 
Kassiber“ der Gefangenen einen bevor­
stehenden Anschlag der RAF „im Be­
reich der .industriellen Umstrukturie­
rung*“. Zum Mittel der direkten Fäl­
schung eines — angeblich geheimen — 
Briefes des Gefangenen Karl-Heinz 
Dellwo griff der „Spiegel“ (27.2.89).

Er unterschob ihm direkte oder indirek­
te, in jedem Fall erfundene Zitate, aus 
denen hervorgehen sollte, daß der Ge­
fangene nicht nur zum bewaffneten 
Kampf aufrufe, sondern den Hunger­
streik auch als Mittel zum bewaffneten 
Kampf betrachte. Da der „geheime“ 
Brief mehrfach veröffentiicht war, kam 
die Fälschung auf.

Helmut Pöhl selbst ist in weniger als 
einem Jahr zum zweiten Mal Opfer einer 
Fälschung geworden. Im Dezember 
1989 wurde einer seiner Briefe als Auf­
ruf zum Anschlag auf Herrhausen inter­
pretiert, und da der — im „Angehöri- 
gen-Info“ und in der „taz“ veröffent­
lichte — Brief diese Interpretation nicht 
hergab, wurde er in einer vielfach wei­
terverbreiteten Meldung von dpa um frei 
erfundene einschlägige Passagen „er-

Dokumentation einer dpa-Fälschung
In der Meldung dpa 194 — Bonn/ 
1242 gab dpa-Korrespondent Fried­
rich Kuhn am 30. November 1989, 
nach dem Herrhausen-Attentat, fol 
gende Darstellung eines Briefes von 
Helmut Pohl:

„Nachdem der zehnte Hungerstreik 
von RAF-Häftlingen Mitte Mai ge­
scheitert war, zeichnete sich jüngst die 
neue Entwicklung durch einen Brief 
des früheren RAF-Aktivisten Helmut 
Pohl aus seiner Zelle ab. ,Wir müssen 
uns auf eine neue Phase des Kampfes 
orientieren*, schrieb Pohl, der als 
Sprecher der über 40 inhaftierten Ter­
roristen aufgetreten war.

Pohl hat bei dem Hungerstreik stets 
eine führende Rolle eingenommen. 
.Jetzt ist die Zeit gekommen, den 
Kampf wieder mit allen Mitteln aufzu­
nehmen*, hatte Pohl in seinem Brief 
Ende Oktober wissen lassen. Er woll­
te die nach Einschätzung von Kennern 
der Terrorszene zerstrittenen Einzel­
mitglieder wieder auf eine Linie brin­
gen.

Die RAF solle, so Pohl, ,mit voller 
Power weitermachen*. Er begründete 
sogar die Ruhe der letzten Monate mit 
dem Hinweis, daß die Vorbereitungen 
für die Fortsetzung des terroristischen 
Kampfes ,in unserer Lage immer ein 
halbes bis ein Jahr* dauern.

Abschließend hatte Pohl erläutert, 
Veränderungen* könnten nur erreicht 
werden, .wenn man in den Mechanis­
mus, nach dem das ganze System

Eva Haule zur Staatsschutzkampagne
An den Behauptungen, die jetzt vom 
Staatsschutz via „Stern“ lanciert wer­
den: „Entführung zur Freipressung 
von Gefangenen geplant“, „Pohls 
Knastparole: Endsieg angesagt“,
„Neuer Hungerstreik“ usw. stimmt 
NICHTS:

Zu den Lügen über die Hafenstraße 
haben die Genossinnen schon selbst 
das Richtige gesagt.

Diese ganze Kampagne ist wieder 
ein genaues Beispiel für die Staats­
schutz-,,Realität“, die mit der Wirk­
lichkeit nichts zu tun hat. Aus Helmuts 
Text, der in allem auf eine ganz andere 
politische Entwicklungsrichtung ori­
entiert als die behauptete, reißen sie 
einzelne Worte raus, setzen sie neu 
zusammen und benutzen sie zu einer 
massiven Propaganda, die unsere 
Vernichtung vorbereiten soll.

Es sieht so aus, daß der Staat die 
Auseinandersetzung um unsere Situa­
tion und Politik wieder zurückkatapul­
tieren wül auf die Linie der Eskalation 
der 70er Jahre, die ’77 im Tod von 
vier Gefangenen kulminierte.

Das alte Ziel, die alten Methoden.
Sie steuern auf eine Zuspitzung zu. 

um mit uns diesmal und rechtzeitig 
zum Start ins „neue Deutschland" 
endgültig Schluß zu machen; das ist 
der einzige Zweck dieser Propaganda

gänzt“ (siehe die unten abgedruckte 
Dokumentation).

Die Urheber der Fälschungen spekulie­
ren darauf, daß die Gefangenen, was im­
mer sie tun, sich nur schwer wehren kön­
nen. Dementieren sie die ihnen in den 
Mund gelegten Aussagen, müssen sie da­
mit rechnen, daß dies als Abwendung von 
ihren politischen Zielen, an denen sie un­
ter schwersten Bedingungen festhalten, 
weiterverkauft wird. Äußern sie sich in 
Antwort auf die erlogenen Behauptungen 
bekennend, werden sie von fremden Ak­
teuren als Ball in einem politischen Spiel 
herumgekickt. Schweigen sie, wird ihnen 
das in der Öffentlichkeit als Bestätigung 
der Vorwürfe ausgelegt.

Welchen Zweck aber verfolgen die Fäl­
schungen? Die Frage nach dem Zweck ist 
von der Frage nach den Urhebern nicht zu

funktioniert*, trifft.
Pohl hatte klargemacht, daß nach dem 

Scheitern des Hungerstreiks die .Initiati­
ve* für weitere Aktionen der RAF ,an 
die kämpfende Ebene* abgegeben wer­
den sollte. Jetzt wird in eingeweihten 
Kreisen befürchtet, daß sich die RAF 
wieder ,in einer Weise organisiert hat, 
die auch weitere Anschläge in nächster 
Zeit befürchten lassen*. “

Die dpa-Meldung war in vielen Zei­
tungen am 1.12.89 Grundlage für ent­
sprechende „Berichte“. Tatsächlich fin­
den sich die angeblichen Zitate Pohls in 
seinem Brief entweder gar nicht oder in 
eindeutig anderem Zusammenhang. 
(Der Brief ist nachzulesen im „Angehö- 
rigen-Info“ Nr. 27.)

Das angebliche Zitat: „Jetzt ist die 
Zeit gekommen, den Kampf wieder mit 
allen Mitteln aufzunehmen“, lautet in 
Wirklichkeit: „Jetzt ist die Zeit, die Zu­
sammenlegung und mit ihr als Übergang 
die Perspektive für unsere Freiheit zu 
erkämpfen. Das werden wir mit allen 
Mitteln tun, also auch wieder mit Hun­
gerstreik, wenn es nicht mehr anders 
geht.“

Das angebliche Zitat „mit voller 
Power weitermachen“ findet sich in 
dem Brief nicht.

Das angebliche Zitat „Initiative an die 
kämpfende Ebene“ abgeben findet sich 
in dem Brief nicht. An einer Stelle heißt 
es, als Resume zum Hungerstreik und zu 
den ergebnislos gebliebenen Bemü­
hungen der Gefangenen, nach Abbruch 

wie aller Maßnahmen systematisch seit 
einem Jahr und wie immer gezielt gegen 
einzelne von uns.

Alles wie gehabt, die „schlechte Un­
endlichkeit“ im Vorgehen der Akteure 
des Apparats in der Auseinandersetzung 
mit der RAF und uns Gefangenen.

Wir wollen sie nicht. Sie ist jetzt irra­
tional und enthält nichts Produktives 
mehr.

Für uns nicht, weil die Frage, ob es 
dem Staat gelingt, die Gefengenen zu 
zerstören und so die Politik der RAF zu 
ersticken, politisch entschieden ist und 
wir längst an einem anderen Punkt unse­
rer Entwicklung sind. Das konnte jede/r 
sehen seit zwei Jahren. Und für den Staat 
nicht, weil er sein Ziel nicht erreichen 
wird. Sie sind vielleicht stark genug, 
einzelne von uns zu töten und über alles 
wegzugehen, was sich an Widerstand 
und Protest hier wie international ent­
wickelt, aber sie können die Gefangenen 
und die RAF weder zur Kapitulation er­
pressen noch in eine sinnlose Eskalation 
zwingen.

Und eins muß doch klar sein:
Auch wenn es so ist. daß die jetzt 

20jährige Kampfgeschichte und Erfah­
rung in der Metropole, nicht nur unsere, 
sondern die aller, und die veränderten 
globalen politisch-gesellschaftlichen 
Bedingungen eine strategische Neuori- 

trennen.
Der „StenT-Artikel selbst nennt „Ter 

rorismus-Experten des BKA'* als seit: 
Quelle. Andere Hinweise auf Ursprünge 
der „Stern“-Legende von zu erwartende: 
Geiselnahme- und Freipressungsaktionen 
lassen sich bis in die Bundesanwaltschaü 
zurückverfolgen. Der damalige Genera! 
bundesanwalt Rebmann hatte auf seine: 
Halbjahrespressekonferenz am 28. Ma: 
1990, nachdem er zunächst eine neue 
„Offensive“ der RAF prognostiziert hat­
te, angedeutet: „Ziel solcher Aktionen 
wird jetzt vor allem die .Zusammen!« 
gung der Gefangenen* mit einer .Perspek 
tive für ihre Freiheit' sein. Dem allem 
muß man mit Gelassenheit und dem festen 
Entschluß, sich zu nichts erpressen zu las­
sen, entgegensehen.“ (S. 9)

Daß auflagensteigernde Sensationshs

des Hungerstreiks durch Vermittlung 
der EKD doch noch Änderungen der 
Haftbedingungen zu erreichen: „Ein 
zweites ist, und das soll als Schluß­
strich jetzt auch klar sein. das. was wir 
an Möglichkeiten in diesem Abschnitt 
hatten, ist vorbei — insoweit wir für 
andere in dieser Zeit die Initiative an 
uns gezogen hatten und das ihre eigene 
mitbestimmt hat, ist das alles wieder 
abgegeben.“

Das Zitat, es dauere „in unserer 
Lage immer ein halbes bis ein Jahr" 
findet sich im Brief tatsächlich fast 
wörtlich, allerdings nicht im Zusam­
menhang von „Vorbereitungen für die 
Fortsetzung des terroristischen Kamp­
fes“, wie dpa schreibt, sondern im 
Zusammenhang der Vorbereitung des 
letzten Hungerstreiks!

Vom GNN-Verlag zur Rede ge­
stellt, veröffentlichte dpa anderntags 
Auszüge aus dem Brief Helmut Pohls 
korrekt und fügte an: „dpa hatte dar­
über hinaus in einem Korresponden­
tenbericht . . . Pohl mit Äußerungen 
zitiert, die aus anderer Quelle stamm­
ten.“ Aus welcher Quelle diese dem 
Gefangenen unterstellten Äußerungen 
stammten, gab dpa nicht an. Wer aber 
könnte mit Autorität „Informationen" 
über (angebliche) Äußerungen von 
Gefangenen liefern, wenn nicht „ein- 
geweihte Kreise, d.h. konkret diejeni­
gen Behörden, die jede Äußerung von 
Gefangenen bekanntermaßen nahezu 
lückenlos kontrollieren?

entierung verlangen und möglich ma­
chen — davon gehen wir aus. alles, 
was wir seit zwei Jahren schreiben 
und tun, sagt genau das. und wenn es 
noch nicht begriffen wurde, zeigt das 
nur noch einmal deutlich die Notwen­
digkeit der Teilnahme der Gefange- 
nengruppe an der gesamten politi­
schen Diskussion — also auch wenn es 
so ist, bleibt aber die ungebrochene 
Vernichtungsstrategie gegen uns Ge­
fangene objektiv eine Verpflichtung, 
den Kampf auch bewaffnet zu führen 
Das ist überall auf der Welt so. wo es 
politische Gefangene und Guerilla­
kampf gibt.

Und es geht dabei nicht allein um 
unser Leben, sondern um die Frage, 
welche politische Entwicklung hier 
möglich gemacht wird, in welche 
Richtung sich die ganze Auseinander 
Setzung hier jetzt bewegt.

Aber die Reaktionäre scheinen so zu 
kalkulieren:

In Deutschland muß Friedhofsruhe 
herrschen, und was bedeuten schon 
einige tote Gefangene für eine Macht, 
die weltweit alles unter ihren Stiefel 
kriegen will. Es wäre, wenn es so 
kommt, schließlich nur der ihren Zie­
len entsprechende Anfang: dann wüß­
te jede/r gleich, was das tst. 
..Deutschland“. In Kontinuität. 
23.9.1990. Eva Hauie. Gefangene 
aus der RAF
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Daß es sich dabei nicht um die belanglo­
se Meinung eines Einzelnen handelt, 
sondern um eine Linie im Staatsapparat, 
machte der bayerische Innenminister 
Stoiber deutlich. Ihm zufolge sollte die 
„Intention des Kojitaktsperregesetzes 
neu formuliert werden: ,Es gibt in der 
Zwischenzeit eindeutige Anzeichen da­
für, daß Verbindungen zwischen den be­
reits einsitzenden Terroristen und der 
noch wenig bekannten 3. Generation der 
RAF hergestellt wurden. Diese Kontak­
te müssen unterbrochen werden kön­
nen.1 Um diesen begründeten Verdacht 
mit gesicherten Beweisen erhärten zu 
können, bedürfte es noch einiger Berich­
te aus den Landes-Vollzugsanstalten.“ 
(12)

Die öffentliche Gewalt ist bei der Be­
handlung Gefangener nur in geringem 
Maß, aber immerhin noch durch Gesetze 
eingeschränkt. Kontaktsperre liefert die 
Gefangenen staatlicher Gewalt vollstän­
dig aus. Es scheint, als wollten Kräfte im 
Staatsapparat gegenüber politischen Ge­
fangenen selbst die wenigen Schranken 
einreißen, die in Hinsicht auf staatliche 
Allmacht das heutige Gefängnis von der 
faschistischen Vernichtungsmaschine 
trennt. Fälschung und Lüge helfen den 
Boden bereiten.

scherei das einzige oder auch nur aus­
schlaggebende Motiv für die gezielten 
Fälschungen ist, ist auszuschließen, zu­
mal sowohl dpa (s. Kasten) wie „Stern“ 
auf Behörden bzw. „eingeweihte Kreise“ 
als Informanten verweisen. Viel — vor al­
lem die Art der Fälschungen, die genaue 
Kenntnisse über die Gefangenen verrät, 
insofern sie wirkliche Äußerungen ver­
fälscht, und die verfolgten Zwecke — 
spricht dafür, daß die Urheber in den 
Staatsschutzbehörden zu finden sind.

Faustrecht gegen Gefangene, 
Drohung mit Kontaktsperre

Der erste und recht offene Zweck ist es, 
ständig neuen Repressalien gegen die 
Gefangenen aus der RAF und weiteren 
Verschärfungen ihrer Haftbedingungen 
öffentliche Rechtfertigung zu verschaf­
fen.

Die Lage der politischen Gefangenen 
hat sich in den letzten Monaten erheblich 
zugespitzt. Die im Hungerstreik er­
kämpften beschränkten Verbesserungen 
sind teilweise rückgängig gemacht. Die 
zur Schau gestellte Bereitschaft der Ver­
antwortlichen zu weiteren Verbesserun­
gen nach Beendigung des Hungerstreiks 
hat sich längst und unzweideutig als 
Täuschung der Öffentlichkeit herausge­
stellt. Bei den meisten Gefangenen aus 
RAF und Widerstand wurden die Haft­
bedingungen nicht nur nicht erleichtert, 
von weiterer Zusammenlegung über­
haupt nicht zu reden, sondern Schritt für 
Schritt verschärft. Willkürliche Verle­
gungen. Besuchsverbote, verschärfte 
Isolation sind an der Tagesordnung.

In dem Bestreben, die Zusammenle­
gung der politischen Gefangenen — die­
se Forderung fand im letzten Hunger­
streik Zustimmung wie nie zuvor — um 
jeden Preis zu verhindern, erweisen sich 
die zuständigen Behörden als eine Bande 
rachsüchtiger Machthaber, die Recht als 
Faustrecht verstehen. Am härtesten be­
kommt dies zur Zeit Brigitte Mohnhaupt 
zu spüren, die von in der DDR gefangen­
genommenen ehemaligen RAF-Mitglie- 
dem schwer belastet worden ist. Zu­
nächst wurden die nach dem Hunger­
streik zugesagten, ohnehin sehr be­
schränkten Kontakte zu ihren Genossin­
nen in Aichach unterbunden. Dann wur­
de sie von Aichach in den berüchtigten 
7. Stock nach Stammheim verlegt, wo

sie seither isoliert und bei stark einge­
schränkten Kommunikationsmöglich­
keiten nach draußen gefangengehalten 
wird. Als Grund für diese Maßnahmen, 
die die Gefangene zerbrechen sollen, 
gab „Die Welt“ angebliche Zellensteue­
rung an: „Die Haftbedingungen für die 
RAF-Terroristin Brigitte Mohnhaupt 
sind nach dem Mordanschlag auf Hem­
hausen und dem Attentat auf Staatsse­
kretär Neusel verschärft worden. Frau 
Mohnhaupt gilt bei den Ermittlungsbe­
hörden der Bundesanwaltschaft als die 
wichtigste Kontaktperson der RAF- 
Häftlinge zum harten Kern der aktiven 
Terroristen.“ (10)

Nicht nur die Gefangenen selbst und 
ihre Angehörigen befürchten Schlimm­
stes, seit die Reaktion zum ersten Mal 
seit Herbst 1977 die Anwendung völli­
ger Kontaktsperrung — d.h. totale Isola­
tion der politischen Gefangenen vonein­
ander und von allen Menschen draußen, 
einschließlich Angehörigen und Vertei­
digern und einschließlich der Durchtren­
nung aller schriftlichen politischen Ver­
bindungen — in die Diskussion bringt. 
So verlangt der innenpolitische Experte 
der CSU Zeitlmann: „Um den terroristi­
schen Sumpf endgültig auszutrocknen, 
müssen die Kontakte zwischen einsit­
zenden Gewalttätern und ihren Gesin­
nungsgenossen außerhalb der Gefäng­
nisse komplett überwacht werden — bis 
hin zur völligen Kontaktsperre.“ (11)

Die Behörden folgen 
einer Provokationsstrategie

Die direkte Wendung der Fälschungen 
und Lügen gegen die Gefangenen ist 
aber nur die eine Seite. Die andere Seite 
ist die Wirkung in der Öffentlichkeit, die 
sie erzielen bzw. erzielen sollen. Die 
Verantwortlichen riskieren nicht nur 
Anschläge, wenn sie Gefangene mit ge­
fälschten Äußerungen dafür in Anspruch 
nehmen, sie provozieren sie.

Schon im Hungerstreik war festzustel­
len, daß Vertreter der Bundesanwalt­
schaft oder anderer Staatsschutzbehör­
den von Anschlägen auf eine Art und 
Weise redeten, die anderen ein Verfah­
ren wegen § 129 a eingebracht hätte. 
Weil ihre für die Öffentlichkeit be­
stimmte Deutung, der Hungerstreik set­
ze ein Signal zu Anschlägen, in den 
Äußerungen der Gefangenen keine An­
haltspunkte fand und ihnen teilweise di­
rekt zuwiderlief und weil den Behörden 
dies nur zu genau bekannt war, müssen 
ihre damaligen, nachlesbaren Äußerun­
gen als Versuch bewertet werden, in der 
Öffentlichkeit und nicht zuletzt in dem 
Personenkreis, der den Gefangenen na­
hesteht und ihnen nützen will, wissent­
lich unzutreffende Vorstellungen dar­
über zu wecken, was den Gefangenen 
und ihren Interessen nützlich sei bzw. 
von diesen gewünscht werde. Die Pro­
vokation lief auf, weil die Gefangenen 
einen mutigen politischen Kampf führ­
ten und weil sich die Solidarität als poli­
tische Bewegung organisierte.

Der heißen Anstachlung zu Anschlä­
gen folgte — nach Abbruch des Hunger­
streiks — die kalte Dusche der Verhöh­
nung, der hämischen Beschwörung ver­
meintlicher Ohnmacht. Die breit ausge­
streute Zweckpropaganda vom „Aufge­
ben der Gefangenen“, vom „desolaten 
Zustand“, ja „Zerfall des Umfelds“, 
von Ratlosigkeit, Resignation, Abset­
zen, Bankrott usw. dürfte noch in böser 
Erinnerung sein. Verzweiflung und das 
Gefühl von Ohnmacht, systematisch 
verbreitet, sollten und sollen sich nach 
dem Willen dieses rechten Pfuhls aus 
Staatsschutzbehörden und Kampfpresse 
mischen mit der Auffassung, daß auf 
dem Wege des politischen Kampfes 
nichts zu erreichen sei.

In den Zusammenhang dieser im Hun­
gerstreik klar zutage getretenen Provo­
kationsstrategie betten sich auch die 
nachgewiesenen Fälschungen von Ge- 
fangenen-Äußerungen ein, die gleicher­
maßen zur Rechtfertigung der grausa- : 
men Behandlung der Gefangenen wie zu I 
provokativer Aufwühlung benutzt wer- 1

den. Daß vieles dafür spricht, daß die 
Helmut Pohl zugeschriebene Äußerung 
im unterstellten Sinn — die politischen 
Gefangenen unter allen Umständen her­
auszuholen —, wahr sein könnte, wissen 
die für die Haftbedingungen Verant­
wortlichen selbst am besten: Sie sind es 
ja, die grob menschenrechtswidrig Ge­
fangene isolieren, die mit der Verweige­
rung lebensnotwendiger Recht Gesund­
heit und Leben von Gefangenen bedro­
hen, die Schwerkranke in Haft halten, 
die mit Entlassungsverweigerung Mei- 
nungsändenjngen zu erpressen suchen. 
Aber die Äußerung ist nicht wahr, ihr 
Sinn wurde ins Gegenteil verkehrt, und 
auch das wissen die Verantwortlichen, 
die den Brief lang kannten, bevor er im 
„Stern“ gefälscht wurde, eben auch am 
besten. Die Fälschung soll desorientie­
ren und die Gefangenen wie die poli­
tisch-oppositionelle Öffentlichkeit gar 
nicht erst dazu kommen lassen, den poli­
tischen Kampf für die Zusammenlegung 
und für die Freiheit der Gefangenen neu 
zu organisieren.

Konnte man schon im und nach dem 
Hungerstreik vom Ausmaß überrascht 
sein, in dem Behörden zu ungesetzli­
chem Handeln bereit sind, so machen die 
Fälschungen mit all ihren Folgen die in 
den Staatsschutzbehörden vorhandene 
Tendenz, sich bei der Niederhaltung der 
politischen Opposition gesetzlicher und 
rechtlicher Fesseln zu entledigen, voll­
ends deutlich. Insofern trifft die Paralle­
le, die der „Spiegel“, wie eingangs zi­
tiert, zum Jahr 1977 zieht, für die Seite 
des Staatsschutzes tatsächlich zu.

Der Hintergrund für die in der konkre­
ten Auseinandersetzung klar zutage ge­
tretene Provokationsstrategie von Be­
hörden ist die feste Überzeugung, daß 
die herrschende Politik Widerstand aus­
löst, der sich unvermeidlich bis zum ge­
waltsamen Widerstand steigert. Die 
Konzerne sind sich der Folgen, die ihr 
Schalten und Walten für Millionen Men­
schen hat, äußerst bewußt, und ihre Ver­
treter wundern sich wahrscheinlich 
eher, warum nicht mehr Rebellion statt­
findet, als stattfindet. Gerade in der heu­
tigen Situation, in der sie sich auf 
äußerst schwere Klassenkämpfe im Ge­
folge der DDR-Annexion vorbereiten, 
ist den Konzernen jedes Mittel zur Be­
hauptung ihrer Herrschaft, auch vorbeu­
gend, und zur Durchsetzung ihrer Ex­
pansionsinteressen recht, selbst eine 
Strategie, die Anschläge, auch auf füh­
rende Funktionäre ihrer Herrschaft, ein­
kalkuliert und den Bürgerkrieg auf klei­
ner Flamme vorsieht. Unter diesem Ge­
sichtspunkt kann die kalte Gelassenheit, 
mit der die herrschende Klasse das Herr- 
hausen-Attentat weggesteckt 
mehr verwundern.

Die Provokationsstrategie 
Niederhaltungsstrategie. Sie
den unvermeidlichen Widerstand gegen 
die Herrschaft der Konzerne mit all 
ihren zerstörerischen Folgen zu verein­
zelten, maßlosen Aktionen zu reizen und 
damit daran zu hindern, sich politisch zu 
organisieren und sozialen Interessen und 
Klassenkämpfen zuzuordnen.

Ihre soziale Basis hat die Provoka­
tionsstrategie in den auswuchemden Si­
cherheitsapparaten. Die Laufbahnaus­
sichten für die dort tätigen Leute, und 
das sind eine ganze Menge, hängen in 
gewissem Maße davon ab, wie weit sie 
der Öffentlichkeit ihre „Existenzbe­
rechtigung“ nachweisen können. In ge­
wissem Maße brauchen sie Anschläge 
zur Legitimation ihrer Existenz, ihrer 
Laufbahn, ihres Verlangens nach immer 
neuen hochdatierten Planstellen. In ruhi­
gen Zeiten ist ihr Ansehen gering, gelten 
sie in der öffentlichen Meinung eher als 
nichtsnutzig und kostspielig und gibt es 
immer wieder Meinungen, die Staats­
schutzapparate zu stutzen. (Das gilt heu­
te um so mehr, als die Auflösung und 
Einverleibung der DDR sowie die ge­
waltige Schwächung des auserkorenen 
äußeren Feindes eine öffentliche Mei­
nung hat entstehen lassen, daß die west­
deutschen Staatssicherheitsdienste zu 
reduzieren seien.) So verbindet sich in 
diesen Apparaten das persönliche Lauf­
bahnstreben mit dem Klasseninteresse 
der Monopolbourgeoisie nach Erhalt 
ihrer Herrschaft.

Quellen: (1) 12.3.90
(2) Spiegel vom 11.6.90
(3) Halbjahrespressekonferenz des General bun- 
desanwalts am 28.5.1990, S. 8
(4) Diese Behauptungen werden sowohl von den 
Bewohnern der Hafenstraße als auch von der 
RAF dementiert. Dies mag die Behörden über-' 
rascht haben. Der BKA-Chef Zachert schwächt 
die ,,Stern“-Enthüllungen über eine Verbin­
dung Hafenstraße — RAF in einem ,,Stern“-In- 
terview ebenso ab wie der Hamburger Verfas­
sungsschutz-Chef Lochte (taz, 29.9).
(5) Stern Nr. 38 vom 13.9.90)
(6) Hier bezieht sich Pohl auf vorher getroffene 
Aussagen über Entwicklungen in den „Zentren 
des Kapitalsystems“.
(7) Das Projekt der Gefangenen wurde vorher 
charakterisiert als „Zusammenlegung als Über­
gang, Diskussion, Freiheit“.
(8) An früherer Stelle seines Briefes hatte Pohl 
geschrieben: „Im Medienstreifen der letzten 
Zeit muß der Endsieg über die RAF bevorste­
hen.“
(9) Zitiert nach dem Original. Der Brief wurde 
vollständig abgedruckt im ak Nr. 322 vom 
17.9.1990.
(10) 21.8.90
(11) Bild am Sonntag, 29.7.90, zitiert nach 
„Angehörigen-Info“ Nr. 52 vom 26.10.90.
(12) Die Welt, 30.7.90
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Es gibt keinen Platz für einen Schöpfer
Die Theorie vom „Urknall“ wankt — Diskussionsbeitrag von Josef Lutz im »Freidenker«
Das Universum entstand einmal 
aus einem einzigen Punkt. Mit 
einer großen Explosion, dem 
„Urknall“, flog die Materie aus­
einander. Das war der allgemei­
ne „Konsens“, die Übereinstim­
mung der Physiker und Astrono­
men über die Entstehung des 
Universums. Wer widersprach, 
galt als „nicht ernstzunehmen“ 
und wurde als Scharlatan kalt­
gestellt. Aber jetzt beginnt der 
Konsens zu wanken, und diese 
Auseinandersetzung hat eine 
große Bedeutung für ein materia­
listisches Weltbild.

Hawking bewegt sich auf ein 
materialistisches Weltbild zu 
Das Buch des englischen Wis­
senschaftlers Stephen Hawking 
„Eine kurze Geschichte der 
Zeit“ ist seit weit über einem 
Jahr ein Bestseller unter den 
Sachbüchern. Es äußert sich kri- 

. tisch zur Urknalltheorie. Die 
Theorie vom Urknall oder „Big 
Bang“ entstand in den zwanziger 
Jahren. Sie stützt sich auf die Be­
obachtung, daß das Licht ent­
fernter Galaxien ins Rote ver­
schoben ist. Dies wird damit er­
klärt, daß die Galaxien sich aus­
einanderbewegen. Also, wird 
gefolgert, war all die Materie 
einmal zusammengeballt. Ja, die 
Welt sei am Anfang in einem 
„mathematischen Punkt“ ver­
einigt gewesen.

Hauptsächlich war die Formu­
lierung der Urknalltheorie eine 
mathematische Angelegenheit. 
Das Universum wurde zum For­
melgerüst. Die Formeln, die Ma­
thematik, wurden zum Primä­
ren. In Wirklichkeit aber dient 
die Mathematik der besseren Er­
fassung der Natur, ihre Ergeb­
nisse sind an ihr zu prüfen. Gibt 
es nicht andere Erklärungen für 

. diese „Rotverschiebung“? Ist 
die Deutung mit Geschwindig­
keit nicht allzu einfach, wo doch 
viel kompliziertere Prozesse die 
Entstehung und Ausbreitung der 
Lichtstrahlen bewirken?

Der Entdecker der Rotver­
schiebung, der amerikanische 
Astronom Hubble, neigte der 
Deutung zu, daß sie nicht auf 
eine Fluchtbewegung, sondern 
darauf zurückzuführen sei, daß 
das Licht auf der riesigen Entfer­
nung und in der langen Zeit, bis 
es zu uns kommt, an Energie ver­
liert.

Dennoch wurde die Urknall­
theorie zur allgemeinen Lehr­
meinung der bürgerlichen Natur­
wissenschaft. Das treibt schlim­
me Blüten der Unwissenschaft­
lichkeit. Hawking zitiert einen 
Urknalltheoretiker: „Es heißt, 
von nichts kommt nichts. Doch 
das Universum ist die Verkörpe­
rung des entgegengesetzten Prin­
zips in höchster Vollendung.“

Hawking selbst war an der ma­
thematischen Formulierung und 
Perfektionierung dieser Urknall­
theorie in den sechziger Jahren 
maßgeblich beteiligt. Aber es 
kamen ihm doch Bedenken, daß 
Naturgesetze so schroff übergan­
gen werden, daß eine willkürli­
che Grenze gesetzt wird, wo die 
Welt aus dem Nichts entsteht. 
1981 nahm er an einer Konferenz 
im Vatikan teil. Er schreibt: 
„Am Ende der Konferenz wurde 
den Teilnehmern eine Audienz 
beim Papst gewährt. Er sagte 
uns, es spreche nichts dagegen, 
daß wir uns mit der Entwicklung 
des Universums nach dem Ur­
knall beschäftigen, wir sollten 
aber nicht den Versuch unterneh­
men, den Urknall selbst zu erfor­
schen, denn er sei der Augen­
blick der Schöpfung und damit 
das Werk Gottes.“ (1)

Diese Vorschrift hat Hawking 
nicht akzeptiert. Er stellt nun ein 
Modell vor, in dem das Weltall 
keine Grenze hat, keinen Anfang 
und kein Ende. Er fragt: „Wo 
wäre da noch Raum für einen 
Schöpfer?“ Aber auch er formu­
liert seine Theorie mathema­
tisch. Er teilt die Zeit in zwei 
Komponenten, eine reale und 
eine imaginäre — ein mathemati­
scher Trick, der uns z.B. ermög­
licht, die Vorgänge in einem 
Atom exakter zu beschreiben 
und zu eindeutigen Berechnun­
gen zu kommen.

Mit Hilfe dieses Tricks kommt 
er zu einem Modell eines Uni­
versums, das sich ausdehnt, wie­
der zusammenzieht, wieder aus­
dehnt usw. Hier aber ist die 
Schwäche der Methode von 
Hawking. Sein Universum ist 
eine einfache Wiederholung, wie 
bei einer hin- und herschwingen­
den Stahlfeder. Die Ursache ist, 
daß auch er mit dem Vorrang der 
Mathematik, der Formeln, nicht 
bricht. Was andere als Urknall 
herbeigerechnet haben, das rech­
net er wieder weg.

Gibt es doch einen Schöpfer? 
Hawking hat einige Kreise in 
Unruhe gestürzt. So berichtet 
der führende deutsche Astronom 
Elsässer: „Kurz danach sprach 
mich ein Theologe darauf an, der 
sich von der These erschreckt 
zeigte, daß nach den neueren 
Einsichten der Kosmologie kein 
Raum mehr sei für einen Schöp­
fer des Weltalls.“ (2) Elsässer 
will den Theologen beruhigen. 
Hawking sei hier zu weit gegan­
gen, diese Schlüsse seien nicht 
zulässig. Zwar müsse auch der 
Vatikan kritisiert werden, der 
den Urknall als Beweis für die 
Schöpfung Gottes gekennzeich­
net habe — aber: „Wissenschaft­
liche Methoden greifen zu kurz, 
um Transzendentes im Diesseiti­
gen zu fassen; die Zeiten natur­
wissenschaftlicher Gottesbewei­
se, pro oder contra, sind wahr­
lich passe.“

Damit ist wohl die „Neutrali­
tät“ der Wissenschaft herge­
stellt, dem Theologen die Theo­
logie, dem Naturwissenschaftler 
das „Diesseitige“. In Wirklich­
keit gibt es keine Neutralität, 
sondern das ist die Anerkennung 
des „höheren Wesens“.

Die dialektisch-materialisti­
sche Methode sagt: Die Natur 
funktioniert nach objektiven, in 
ihr selbst bestehenden Gesetzen, 
die Ursache der Entwicklung 
liegt in ihr selbst. Die idealisti­
sche Methode sagt: Die Welt 
funktioniert nach einem äußeren 
Anstoß. Letzter Schluß ist die 
Theologie, nach der ein höheres 
Wesen einmal alles erschaffen 
hat und es danach so bleibt, wie 
er/sie es gemacht hat. Um sich 
gegen Hawking zu verteidigen, 
greift Elsässer tief in die Philoso­
phie. Nach Heisenberg sei „der 
Gegenstand der Forschung nicht 
die Natur an sich, sondern die 
der menschlichen Fragestellung 
ausgesetzte Natur“. Kernfrage 
aber ist, ob es diese „Natur an 
sich“ gibt, der sich unsere Er­
kenntnis durch die Forschung 
immer mehr annähert, oder ob es 
die Natur nur im Zusammenhang 
mit unserem Geist, unseren 
Ideen, gibt.

Die letzte Auffassung ist die 
Richtung des Idealismus in einer 
Form, wie sie sich in den zwanzi­
ger Jahren durchgesetzt hat. 
Führende Vertreter waren 
E. Mach und Heisenberg. Nach
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Heisenberg gibt es eine objektive 
Wirklichkeit, die unabhängig 
von der Fragestellung des einzel­
nen Menschen ist, gar nicht. 
Damit ist aber aller möglicher 
Auslegung, aller Phantasterei 
Tür und Tor geöffnet, und fürch­
terliche Ansichten, die sich als 
Wissenschaft ausgeben, sind zur 
Genüge entstanden. Und da ist 
auch wieder Platz für die Theolo­
gie.

Der Urknall wird sich 
nicht mehr lange halten
Elsässer verteidigt den Idealis­
mus gegen in der Tendenz mate­
rialistische Auffassungen eines 
Hawking. Aber die Angriffe aus 
der Richtung hören nicht auf. Im 
August 1989 meldete sich die 
angesehene britische Wissen­
schaftszeitschrift »nature« zu 
Wort. Ein sehr mutiger Artikel 
trägt den Titel: „Nieder mit dem 
Urknall“. (3) Geradezu eine 
Kampflosung in einer renom­
mierten Wissenschaftszeit­
schrift! Verständlich, jahrelang 
wurde jeder Kritiker des Ur­
knalls als abseits stehender Son­
derling, der nicht ernstzunehmen 
ist, abgetan. Scharfe Töne sind 
angebracht, »nature« zählt Er­
kenntnisse auf, die heute schon 
nicht mehr zum Urknall passen 
— Quasare, dunkle Materie im 
Universum —, und sagt, diese 
„mehr als simple“ Auffassung 
wird das kommende Jahrzehnt 
nicht überleben.

Auch »nature« wirft Grundfra­
gen der Erkenntnistheorie auf. 
Nach E. Mach gelte: „Wirklich­
keit ist, was man messen kann, 
und was du nicht messen kannst, 
zählt nicht.“

»nature« distanziert sich. Es 
sei an der Zeit, das zu hinterfra­
gen. Völlig zu recht! E. Mach 
sagt nichts anderes als oben Hei­

senberg: Es gäbe keine objektive 
Wirklichkeit bzw. das „zählt 
nicht“, sondern Wirklichkeit 
gäbe es nur im Zusammenhang 
mit der Beobachtung durch den 
einzelnen.

Zweimal geht es um die Aus­
einandersetzung zwischen dia­
lektischem Materialismus und 
Idealismus. Elsässer verteidigt 
den Idealismus, »nature« greift 
ihn an.

1914 hatte Lenin gegen diese 
„neue Philosophie“ von Emst 
Mach sein Werk „Materialismus 
und Empiriokritizismus“ ge­
schrieben. Er brandmarkte ihn 
und seine philosophische Schule 
als „Übergang zum Idealis­
mus“. Mit dem Fallen der Ur­
knalltheorie entzieht die Natur­
wissenschaft einer idealistischen 
Interpretation der Entstehung 
der Welt endgültig den Boden. 
Der letzte Schlupfwinkel, der 
einem Schöpfer blieb, entfallt.

In einer Zeit, wo überall vom 
„Ende des Kommunismus“ ge­
redet wird, wird Lenin objektiv 
von wissenschaftlichen Erkennt­
nissen rehabilitiert, auch wenn 
das nicht bewußt getan wird.

Wird im Bild über das Weltall 
eine dialektisch-materialistische 
Auffassung die Oberhand gewin­
nen oder neuer Unsinn verzapft? 
Wir gehen einer interessanten 
Zeit entgegen.

Nachbemerkung
Dieser Artikel wurde im Novem­
ber 1989 verfaßt. Inzwischen 
gibt es Fakten, die die Ableh­
nung des Urknalls untermauern. 
Die amerikanischen Astronomen 
Geller und Huchra veröffentlich­
ten die Entdeckung der „Großen 
Mauer“, einer Milliarden Licht­
jahre großen Struktur der Gala­
xien. Solche großen Strukturen 
halten sie für nicht vereinbar mit

Das Lorenzsche Wasserrad
Beispiel für ein chaotisches 
System: Fließt genügend Wasser 
von oben in die durchlöcherten 
Schaufelräder, dreht sich das Rad 
(links) und spielt sich bei weiterer 
Zufuhr auf eine stetige Drehbewe­
gung ein (mitte). Wird der Zufluß 
weiter erhöht (rechts) wird das 
System unstet. Bei hoher Drehge­
schwindigkeit werden die Schaufel 
nur wenig gefüllt, sind andererseits 
noch nicht leer, wenn sie wieder 
aufsteigen. Das Resultat: Die Dreh­
bewegung verlangsamt sich oder 
dreht sich sogar um in einem unre­
gelmäßigen Rhythmus.

der Urknalltheorie. Denn die 
Grundannahme dieser Theorie 
war, das Universum sei. wenig­
stens auf große Entfernungen 
hin. gleichmäßig.

Und falls der Urknall selbst 
mit großen Ungleichmäßigkeiten 
ablief — was die Urknalltheore­
tiker sofort einwandten —, so 
müßte sich das aber in Ungleich­
mäßigkeit in der kosmischen 
Hintergrundstrahlung zeigen, 
die angeblich die Reststrahlung 
dieses Urknalls ist. Die Untersu­
chung der Hintergrundstrahiung 
aber ergab, daß sie gleichmäßig 
aus allen Richtungen einfallt, 
selbst mit gegenwärtig höchst­
möglicher Meßgenauigkeit sind 
keine Unterschiede zu finden.

Immer noch ist der Urknall das 
vorherrschende Dogma. Aber 
seine Anhänger bröckeln ab. und 
seine Gegner nehmen zu. Und 
gerade die Gegner erwarteten die 
Entscheidung durch das Welt­
raumteleskop „Hubbfe“. das 
Ende April nach mehrjähriger 
Verspätung gestartet wurde. Lei­
der werden wir vorerst ent­
täuscht, das Weltraumteleskop 
ist durch einen Fehler im Spie­
gelsystem kurzsichtig. Es wurde 
auf der Erde nicht getestet, da die 
Testeinrichtungen ausschließlich 
für die Spionagesatelliten des 
US-Militärs zur Verfügung stan­
den (»Der Spiegel« 28/1990). 
Aber die Radioastronomie wird 
uns in der nächsten Zeit auch 
neue Fakten liefern. Der Vatikan 
wird wohl enttäuscht werden.

(1) Stephen W. Hawking. Eine kurze 
Geschichte der Zeit — Die Suche nach 
der Urkraft des Universums (Reinbek: 
Rowohlt 1988), 238 S; (2) Sterne und 
Weltraum 5/89; (3) nature. VW. 340, 
10. August 1989 
aus: Freidenker, Nr. 3-90, September 
1990, 49. Jahrgang, S. 103 ff.

Sachbücher zur Chaosphysik
Unter „Chaosphysik“ werden 
verschiedene Forschungen zu­
sammengefaßt, die sich mit kom­
plexen Systemen befassen, z.B. 
Tiirbulenzen in Flüssigkeiten, 
Wetterentwicklung, biologische 
Populationsgesetze u.ä. Die 
Gemeinsamkeit besteht in formal 
ähnlichen mathematischen Be­
schreibungen. Im folgenden 
seien zwei Sachbücher vorge­
stellt, die einen Überblick über 
die Forschung geben, aber auch 
Spekulationen für die Erkennt­
nistheorie daraus ziehen.
James Gleick, Chaos — die Ord­
nung des Universums, Knaur- 
Sachbuch 4078, 16,80 DM. Der 
Autor ist Wissenschaftsredak- 

, teur der »New York Times«.
Zwei Dinge stören an der Dar­
stellung: „brillante junge For­
scher“, „gestandene Wissen­
schaftler“, „Möchtegemwis- 
senschaftler“, „verschrobene 
Käuze“, „intelligente Bur­
schen“, „beschämend genialer 
Physiker“ — alles Ausdrücke, 
die man auf einer einzigen Seite 
(227) findet! Erkenntnis, meint 
der Autor, stammt immer von 
Genies. Das zweite, was stört: 
Philosophische Spekulationen 
werden eingestreut und darge­
stellt, als ob sie denselben Wahr­
heitsgehalt hätten, wie die Meß­
oder Rechenergebnisse.
Paul Davies, Prinzip Chaos, 
Goldmann 11469, 14,80 DM. 
Der Autor, Professor für theore­
tische Physik in Großbritannien, 
stellt sich die Frage nach einem

„Schöpfungsplan“. Er kritisiert 
den „Reduktionismus“, eine 
Untersuchungsmethode, die 
physikalische Systeme in ele­
mentare Bestandteile aufzulösen 
versucht. Dem hält er eine „holi­
stische“ Auffassung entgegen: 
Komplexen Systeme gehorchen 
Gesetzen, die über die Gesetze 
für die einzelnen Teile hinaus­
gehen. Die Darstellung ist stär­
ker mathematisch als bei dem 
erstgenannten Autor, dadurch 
besser nachprüfbar. Im Ver­
gleich ist er auch bedeutend vor­
sichtiger, was die Übertragung 
der mathematischen Modelle auf 
gesellschaftliche Vorgänge be­
trifft. Erkenntnistheoretisch läßt 
sich Davies allerdings auch ins 
Spekulative leiten. Der dialekti­
sche Materialismus habe recht, 
wenn er feststellt, jede neue Stu­
fe in der Entwicklung der Mate­
rie bringe eigene Gesetze mit 
sich, die nicht auf die Gesetze 
tieferer Stufen zurückgeführt 
werden können. Das sieht der 
Autor allerdings nicht im Wider­
spruch zur Existenz Gottes oder 
eines „wundervoll schöpferi­
schen Universums“: „Die bloße 
Tatsache, daß ... die Gesetze 
die Entstehung und Entwicklung 
komplexer Strukturen bis hin 
zum Bewußtsein zugelassen ha­
ben — daß, anders gesagt, das 
Universum sein Selbst-Bewußt­
sein organisiert hat —, deutet in 
meinen Augen nachdrücklich 
darauf hin, daß hinter alledem 
.etwas steckt“. “ — (alk)

In dem Buch „Eine kurze Ge­
schichte der Zeit — Die Suche 
nach der Urkraft des Univer­
sums“ versucht der Autor 
Stephen W. Hawking einen Ein­
blick in die neuesten Forschun­
gen auf dem Gebiet der theoreti­
schen Physik und Astronomie zu 
vermitteln. Hawking hat selbst 
an der Erarbeitung neuer mathe­
matischer Modelle und Formeln 
gearbeitet, die Beobachtungen 
der Astronomie besser erklären 
sollen. Die bisher gängigen 
Theorien sind nämlich in Wider­
spruch zu einigen Messungen 
geraten.

Leider verzichtet der Autor 
weitgehend auf die Erläuterung 
der mathematischen und physi­
kalischen Grundlagen, weil man 
ihm gesagt habe, „daß jede Glei­
chung in dem Buch die Verkaufs­
zahlen halbiere“. Dies erschwert 
das Verständnis der berichteten 
wissenschaftlichen Entwicklun­
gen ungemein. Trotzdem — oder 
gerade deswegen — ist das Buch 
ein Bestseller geworden.

Anklang finden wahrschein­
lich die philosophischen Erörte­
rungen, die Hawking anstellt, 
insbesondere die Frage, inwie­
weit die neuen Theorien und Be­
obachtungen das Leben der Men­
schen beeinflussen und wie es 
denn nun mit dem „Schöpfer“ 
steht. Hawking meint: „Es ist 
letztlich das Ziel der Wissen­
schaft, eine Theorie zu finden, 
die das gesamte Universum be­

Fällt der Schöpfer mit dem Urknall?
Naturwissenschaftliche Erkenntnisse sind kaum geeignet, Religion zu entkräften

schreibt“ (S. 25). Falls man 
diese fände, tritt nach Hawking 
folgendes ein:

„Dann werden wir uns alle 
. .. mit der Frage auseinander­
setzen können, warum es uns 
und das Universum gibt. Wenn 
wir die Antwort auf diese Frage 
fänden, wäre das der endgültige 
Triumph der menschlichen Ver­
nunft — denn dann würden wir 
Gottes Plan kennen.“ (S. 218)

Der „Triumph der menschli­
chen“ Vernunft besteht meiner 
Ansicht nach nicht hauptsächlich 
in Fortschritten der theoreti­
schen Physik. Provokativ aus­
gedrückt:

Ich halte es im Unterschied zu 
Hawking für die Entwicklung 
menschlicher Gesellschaften für 
fest völlig belanglos, wie das 
Universum entstanden ist, ob es 
überhaupt „entstanden“ ist, was 
damit in einer Milliarde von Jah­
ren sein wird und wie diese Fra­
gen in der Wissenschaft gesehen 
werden.

Von Belang ist demgegenüber, 
wenn aus populärwissenschaft­
lich aufbereiteten neueren Ent­
wicklungen der Physik in der 
öffentlichen Meinung neue (oder 
auch alte) Philosophien abgelei­
tet werden, wie dies Hawking 
tut. Wenn man das menschliche 
Leben im Lichte der Unendlich­
keit betrachtet und den Mensch 
als vielleicht periphere Erschei­
nung im unendlichen Pulsieren 
des Universums — wie unwich­

tig werden.dann doch die Proble­
me und Widersprüche des All­
tags.

Es ist eine wirkliche Unsitte 
der meisten theoretischen Physi­
ker, nach einem „höheren Sinn“ 
des Lebens zu fragen und diesen 
dann global und naturwissen­
schaftlich zu gründen und zu be­
gründen. Ob hierbei nun mit 
oder ohne Schöpfer gearbeitet 
wird bzw. diese Frage offen 
bleibt, die „Sinnfrage“ ist von 
der Religion ins Spiel gebracht, 
und wenn man sich in astronomi­
schen Dimensionen und Gefil­
den auf sie einläßt, wird nur eine 
Art neuer Religion dabei heraus­
kommen. Eine gründliche Aus­
bildung und hochgradige Spezia­
lisierung in theoretischer Physik 
bringt keinerlei besondere Fä­
higkeiten zur Gesellschaftskritik 
mit sich.

Man würde sich von einem 
Buch über die neueren Entwick­
lungen in der Physik mehr Sach­
informationen wünschen, denn 
als wissenschaftliches Teilpro­
blem ist dieses Gebiet sicher in­
teressant. An diesen Informatio­
nen fehlt es leider bei Hawking.

Im „Freidenker“ 3/90 ist das 
Buch von Josef Lutz im wesentli­
chen positiv besprochen worden. 
Lutz erhofft sich von der Wider­
legung der .Urknalltheorie" 
Hilfe bei der Religionskritik:

„Mit dem Fallen der Urknall­
theorie entzieht die Naturwissen­
schaft einer idealistischen Inter­

pretation der Entstehung der 
Welt endgültig den Boden. Der 
letzte Schlupfwinkel, der einem 
Schöpfer blieb, entfällt.“

Ich befürchte, daß bessere Er­
kenntnisse in der Physik den 
Vatikan nicht dauerhaft beein­
drucken können. Auch Galilei 
mußte rehabilitiert werden und 
ich sehe nicht, daß oder wie dies 
die Anziehungskraft der Reli­
gion gebremst hätte. Sonst müß­
ten gerade die belesensten Natur­
wissenschaftler führend im 
Atheismus sein, was nachweis­
lich nicht der Fall war oder ist. 
Der Glaube ist wahrscheinlich 
nicht durch naturwissenschaftli­
che Beweise zu widerlegen, son­
dern nur durch politischen 
Kampf und Gesellschaftskritik 
— (tob)
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